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Vorwort

Der vorliegende AMS report beschreibt einige wichtige Eckpunkte der Geschichte der Ar­
beitsmarktpolitik zur Gleichstellung, die das AMS seit der Ausgliederung aus der Bundes­
verwaltung seit nunmehr 25 Jahren aktiv gestaltet. Mit der Beauftragung der diesem AMS 
report zugrundeliegenden Studie1 wollten wir festhalten und überprüfen, was sich seit den 
Anfängen verändert hat und inwieweit im Arbeitsmarktservice die Gleichstellungsziele um­
gesetzt werden. 

Aus unserer Sicht ist es ein Erfolgsprojekt. Das AMS hat sich klar positioniert und steht 
für Gleichstellung am Arbeitsmarkt. Das ist auch unser gesetzlicher Auftrag im Arbeitsmarkt­
servicegesetz (AMSG) und wir setzen damit die seit dem »Aktionsmonat für Frauen« 1989 
begonnene Linie der Arbeitsmarktpolitik für Frauen konsequent und für die gesamte Organisa­
tion verbindlich fort. Wir haben uns das Ziel gesetzt, die Chancen von Frauen auf eigenständige 
ökonomische Existenzsicherung zu erhöhen und ihre beruflichen Karrieren zu fördern – un­
abhängig von ihrem familiären oder kulturellen Hintergrund. Die europäische Strategie des 
Gender Mainstreaming unterstützt uns in der Analyse und nachhaltigen Entwicklung unserer 
Gleichstellungpolitik sowie von passenden Angeboten für unsere Kundinnen und Kunden. Wir 
achten darauf, dass unsere Beratungsangebote und Förderungen für Frauen gleichermaßen 
zugänglich sind. Mit dem arbeitsmarktpolitischen Frauenprogramm gleichen wir bisherige und 
nach wie vor bestehende Benachteiligungen von Frauen auf dem Arbeitsmarkt aus.

Wesentlich für den Erfolg ist aus unserer Sicht die gelungene Verknüpfung unserer in­
ternen Gleichstellungsmaßnahmen für Mitarbeitende mit den Gleichstellungszielen in der 
Arbeitsmarktpolitik. Als ebenso wichtig sehen wir die langjährige Kooperation und Partner­
schaft mit den Frauenberatungs- und Frauenbildungseinrichtungen an. Es war uns daher be­
sonders bedeutsam, deren Erfahrungen und Sichtweisen im vorliegenden Bericht eingehend 
zu berücksichtigen.

1 � Die nunmehr vorliegende Studie wurde im Auftrag des AMS im Jahr 2019 von der in Wien ansässigen Forschungs- 
und Beratungsstelle Arbeitswelt (FORBA; www.forba.at) in enger Kooperation mit zahlreichen Vertreterinnen 
arbeitsmarktpolitischer Institutionen umgesetzt. Als AMS report 137 ist diese Studie auch in der E-Library des AMS-
Forschungsnetzwerkes unter www.ams-forschungsnetzwerk.at im Menüpunkt »E-Library« im Volltext zugänglich. Die 
Studienautorin Mag.a Dr.in Ingrid Mairhuber ist langjährig ausgewiesene Arbeitsmarktexpertin, so u. a. im Bereich 
der Erstellung von Analysen zur Arbeitsmarkt-, Sozial- und Gleichbehandlungspolitik (nähere Infos zu ihr unter 
www.forba.at/forba_mitarbeiter/mag-a-dr-in-ingrid-mairhuber). 



Besonders bedanken wir uns bei den Gleichstellungsbeauftragten in allen unseren Ge­
schäftsstellen, die durch ihren Einsatz und ihre tagtägliche Arbeit die Gleichstellungs­
orientierung des AMS bestärken und arbeitsuchenden Frauen eine erfolgreiche und existenz­
sichernde Berufskarriere eröffnen.

Herbert Buchinger
Johannes Kopf
Hilde Stockhammer
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Dr. Herbert Buchinger
Vorsitzender des Vorstandes

Dr. Johannes Kopf, LL.M.
Mitglied des Vorstandes

Mag.a Hilde Stockhammer
Arbeitsmarktpolitik für Frauen
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Einleitung

Mit dem vorliegenden Bericht »30 Jahre Arbeitsmarktpolitik für Frauen in Österreich«, der 
im Auftrag der Abteilung »Arbeitsmarktpolitik für Frauen« des Arbeitsmarktservice (AMS) 
im Jahr 2019 von der Forschungs- und Beratungsstelle Arbeitswelt (FORBA) realisiert wurde, 
wird die überaus beeindruckende und erfolgreiche Geschichte der Gleichstellung und Frauen­
förderung des AMS im Interesse der Kundinnen nachgezeichnet. Der Fokus liegt einerseits 
auf der Bearbeitung der Entwicklung der institutionellen Verankerung von Gleichstellung und 
Frauenförderung in der österreichischen Arbeitsmarktpolitik. Andererseits werden inhalt­
liche Veränderungen und Kontinuitäten des arbeitsmarktpolitischen Frauenprogrammes seit 
Ende der 1980er-Jahre, so insbesondere im Hinblick auf die Zielgruppen, die Ziele der Gleich­
stellungspolitik und die jeweils gesetzten Maßnahmen des AMS, dargestellt.

Die Nachzeichnung der Entwicklungen erfolgte auf Basis einer umfassenden Analyse der 
Geschäfts- und Gleichstellungsberichte des AMS, der so genannten »Längerfristigen Pläne« und 
von Richtlinien des AMS, zahlreichen internen Dokumenten der Abteilung »Arbeitsmarktpolitik 
für Frauen«, Erlässen, Richtlinien, Zielvorgaben und Berichten der im historischen Verlauf je­
weils zuständigen Bundesministerien sowie themenrelevanten sozialwissenschaftlichen Publika­
tionen. Gleichzeitig wurden ExpertInneninterviews mit zehn VertreterInnen des AMS bzw. Mit­
gliedern des Verwaltungsrates des AMS durchgeführt. Die Auswahl der InterviewpartnerInnen 
erfolgte in Absprache mit der Leiterin der Abteilung »Arbeitsmarktpolitik für Frauen«, Hilde 
Stockhammer. Dabei wurde darauf geachtet, Personen unterschiedlicher Ebenen einzubeziehen, 
die aufgrund ihrer Position oder ihrer langjährigen Tätigkeit die historische Entwicklung der 
Gleichstellung und Frauenförderung des AMS im Interesse der Kundinnen aus möglichst un­
terschiedlichen Perspektiven nachzeichnen können. Zu den Interviewpersonen, bei denen ich 
mich an dieser Stelle ganz herzlich bedanken möchte, zählen: Herbert Buchinger, Vorstandsvor­
sitzender des AMS; Marius Wilk, Leiter des Büros des Vorstandes im AMS; Hilde Stockhammer, 
seit 1997 Leiterin der Abteilung »Arbeitsmarktpolitik für Frauen«; Gabi Beidl, ehemalige ge­
schäftsführende Leiterin des Frauenreferates der Arbeitsmarktverwaltung sowie ehemalige stell­
vertretende Leiterin der Abteilung »Arbeitsmarktpolitik für Frauen«, die insbesondere zu den 
Anfängen der Arbeitsmarktpolitik für Frauen sehr interessante Einblicke geben konnte; Franz 
Weinberger, Leiter der Abteilung »Arbeitsmarktförderung«; Gabi Dallinger-König, ehemalige 
Frauenreferentin bzw. »Gleichstellungsbeauftragte Arbeitsmarkt« in der Landesgeschäfts­
stelle Tirol, die aufgrund ihrer langjährigen Tätigkeit auch speziell Auskunft über anfängliche 
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Entwicklungen bzw. ab den 1980er-Jahren geben konnte; Siegfried Steinlechner, ehemaliger 
Landesgeschäftsführer des AMS Salzburg, und Christina Lind, stellvertretende Landesgeschäfts­
führerin des AMS Steiermark, stehen bespielhaft für den Blickwinkel von Führungskräften auf 
Bundesländerebene; des Weiteren Ingrid Moritz, Leiterin der Abteilung »Frauen und Familie« 
der Arbeiterkammer Wien und ehemaliges Ersatzmitglied im Verwaltungsrat des AMS; Sabine 
Hafner, Leiterin der Abteilung »Dienstleistungen Arbeitsmarktservice« im Bundesministe­
rium für Arbeit, Soziales, Gesundheit und Konsumentenschutz (BMASGK) sowie Leiterin des 
Strategieausschusses im Verwaltungsrat des AMS. Zusätzlich wurden zwei Fokusgruppen mit 
Expertinnen abgehalten. Eine erste Fokusgruppe mit den amtierenden »Gleichstellungsbeauf­
tragten Arbeitsmarkt« der Landesgeschäftsstellen des AMS und eine zweite Fokusgruppe mit 
Vertreterinnen von Frauenberatungsstellen bzw. arbeitsmarktpolitischen Fraueneinrichtungen 
und Mitarbeiterinnen der Abteilung »Arbeitsmarktpolitik für Frauen«. Allen Teilnehmerinnen 
der Fokusgruppen sei an dieser Stelle ebenfalls ganz herzlich gedankt.

Mein ganz besonderer Dank gilt zudem Hilde Stockhammer, die die Fokusgruppen organi­
sierte, mir einen besonderen Einblick in die Arbeitsweise der Abteilung »Arbeitsmarktpolitik 
für Frauen« gewährte, unzählige Dokumente zur Verfügung stellte und für zwei Interviews 
sowie viele klärende Gespräche zur Verfügung stand.

Die Interviews und Fokusgruppen mit den ExpertInnen geben nicht nur einen vertiefen­
den Einblick in ein sehr spezifisches, institutionelles Wissen, sondern ExpertInnen sind auch 
ZeitzeugInnen und die zahlreichen Zitate im Bericht dienen damit auch der praktischen Ver­
anschaulichung der beeindruckenden und facettenreichen Entwicklungen der Gleichstellung 
und Frauenförderung des AMS im Interesse der Kundinnen.

Der vorliegende Bericht gliedert sich in sieben Kapitel. In Kapitel 1 werden die Anfänge bzw. 
der Kampf um die Ressourcen und die Anerkennung der Notwendigkeit einer Arbeitsmarkt­
politik für Frauen in den 1980er-Jahren dargestellt. Dabei geht es einerseits um die ersten 
Schritte der institutionellen Verankerung der Arbeitsmarktpolitik für Frauen und andererseits 
um die inhaltliche Entwicklung hin zum ersten österreichweit umgesetzten arbeitsmarktpoliti­
schen Frauenprogramm, das mit dem »Aktionsmonat März 1989« seinen Auftakt fand.

Im zweiten Kapitel werden die Entwicklungen von der Arbeitsmarktverwaltung (AMV) 
hin zum AMS beleuchtet. Neben der Beschreibung der organisatorischen Veränderungen bzw. 
der strukturellen Einbindung der Arbeitsmarktpolitik für Frauen im neuen AMS wird die Ent­
wicklung der Ressourcen und Kompetenzen der Frauenreferentinnen sowie der grundlegenden 
Ausrichtung der Arbeitsmarktpolitik für Frauen dargestellt. Ein Unterkapitel beschäftigt sich 
mit der für den Erfolg der Arbeitsmarktpolitik für Frauen so wichtigen Vernetzung der Frauen­
referentinnen bzw. »Gleichstellungsbeauftragten Arbeitsmarkt« untereinander, mit Frauenver­
treterinnen der Interessenvertretungen der ArbeitnehmerInnen sowie der ArbeitgeberInnen, 
verschiedener Bundesministerien und anderer Institutionen. Auch die strategische Zusammen­
arbeit mit den Frauenberatungsstellen bzw. arbeitsmarktpolitischen Fraueneinrichtungen wird 
behandelt. Nicht unerwähnt bleibt auch der für die Umsetzung einer erfolgreichen Arbeits­
marktpolitik für Frauen so wichtige Rückhalt durch das Management des AMS.
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Kapitel 3 und Kapitel 4 beinhalten eine detaillierte Erörterung zweier wesentlicher Teile des 
arbeitsmarktpolitischen Frauenprogrammes, nämlich Strategien und Programme für Wieder­
einsteigerinnen seit Mitte der 1990er-Jahre und Maßnahmen zum Abbau der geschlechtsspe­
zifischen Segregation, mit einem Schwerpunkt auf dem Programm »Frauen in Handwerk und 
Technik« (FiT) ab 2006.

In Kapitel 5 geht es um die qualitative und quantitative Neuausrichtung der Gleichstellung 
und Frauenförderung des AMS durch die Einführung von Gender Mainstreaming (GM) und 
Gender Budgeting ab der Jahrtausendwende. Dabei wird ausgeführt wie Gender Mainstrea­
ming zu einer verbindlichen Strategie im AMS wurde und welche Auswirkungen dies auf die 
AkteuerInnen und Ressourcen der Arbeitsmarktpolitik für Frauen sowie die Frauenförderpo­
litik des AMS hatte.

Kapitel  6 gibt einen Überblick über die neueren Entwicklungen der Arbeitsmarktpoli­
tik zur Gleichstellung und Frauenförderung des AMS im Interesse der Kundinnen seit 2010. 
Hierbei werden einerseits die Entstehung von Programmen und Maßnahmen zur (Höher-)
Qualifizierung, wie etwa die Frauenberufszentren (FBZ) – als dritter wichtiger Eckpfeiler des 
arbeitsmarktpolitischen Frauenprogrammes – und »Kompetenz mit System« (KmS) nachge­
zeichnet. Andererseits wird ein Blick auf die Erweiterung der Gleichstellungspolitik des AMS 
im Hinblick auf das Handlungsfeld »Mehrfachdiskriminierung« geworfen. In diesem Zusam­
menhang werden auch die neuen Aufgaben, Kompetenzen und Kooperationen sowie die neue 
Ausbildung der »Gleichstellungsbeauftragten Arbeitsmarkt« ab 2018 behandelt.

Im abschließenden Kapitel erfolgt eine zusammenfassende Darstellung der Entwicklung 
der strukturellen Einbindung der Arbeitsmarktpolitik für Frauen sowie der inhaltlichen Ver­
änderungen und Kontinuitäten des arbeitsmarktpolitischen Frauenprogrammes.
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1  �Die Anfänge der Arbeitsmarktpolitik  
für Frauen

1.1  �Institutionelle Verankerung der Arbeitsmarktpolitik  
für Frauen in den 1980er-Jahren

Bereits im Jahr 1977 waren auf Vorschlag von Ministerialrätin Dorothea Gaudart, Leiterin 
der Abteilung »Arbeitsbeziehungen und allgemeine Angelegenheiten der berufstätigen Frau« 
im Bundesministerium für Arbeit und Soziales, so genannte »Kontaktpersonen für Frauen­
angelegenheiten« in den neun Landesarbeitsämtern (LAA) der Arbeitsmarktverwaltung 
(AMV) ernannt worden. Diese sollten »Ansprechfrauen und Informationsempfängerinnen« 
für den Ausschuss so genannten »IV für arbeitsmarktpolitische Frauenangelegenheiten«2 sein 
(Rowhani-Ennemoser 1995: 206 f.).

Im Jahr 1981 wurden die bis dahin eher informell agierenden »Kontaktpersonen für Frauen­
angelegenheiten« bei den Landesarbeitsämtern mit Erlass des Bundesministeriums für soziale 
Verwaltung von Alfred Dallinger bestellt und ihre Aufgaben in der »Richtlinie für die Arbeit der 
Kontaktpersonen und ihrer Stellvertreter zur Förderung der Chancengleichheit und Gleichbe­
handlung der Frauen bei den Landesarbeitsämtern« festgelegt. Laut dieser Richtlinie sollten die 
Kontaktpersonen »mitgestalten« und auf die Öffentlichkeitsarbeit sowie internen Aufgaben und 
Tätigkeiten der Arbeitsmarktverwaltung »Einfluss nehmen«. Unter Öffentlichkeitsarbeit fielen 
neben der »Herstellung bzw. dem Ausbau der Kontakte mit den lokalen Massenmedien« etwa 
auch die »Teilnahmen und Vorbereitungsarbeiten an Informationsveranstaltungen«, die »Gestal­
tung und Einflussnahme bei der Verteilung speziellen Informationsmaterials«, die »Teilnahme 
bzw. Mitwirkung an einschlägigen Veranstaltungen von regionalen Stellen (Interessenvertre­
tung, Landesregierung etc.)«, die »Intensivierung der Kontakte mit den Interessenvertretungen 
der Arbeitnehmer und Arbeitgeber« sowie »die Intensivierung der Kontakte mit Arbeitgebern 
und Betriebsräten zum Zweck der Verstärkung der Eingliederung von Frauen in allen, auch in 
nichttraditionellen Tätigkeiten« (Bundesministerium für soziale Verwaltung 1981: 2 f.).

2 � 1969 war der so genannte »Ausschuss IV für arbeitsmarktpolitische Frauenangelegenheiten«, einer der im Arbeits­
marktförderungsgesetz vorgesehenen Ausschüsse des sozialpartnerschaftlich besetzten arbeitsmarktpolitischen Bei­
rates, installiert worden, um Frauenthemen stärker in die Beiratsarbeit einzubringen (Rowhani-Ennemoser 1995: 305).
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Von den zahlreichen internen Aufgaben und Tätigkeiten, die in der Richtlinie angeführt 
werden, scheinen folgende besonders relevant: »Teilnahme an Amtsleitertagungen, Fachta­
gungen, Verwaltungsausschüssen, Dienstbesprechungen und sonstigen entscheidungstreffen­
den Gremien zur Wahrung der Interessen der Frauen«; »Übernahme einer entsprechenden 
Stundenanzahl bei allen Schulungsmaßnahmen für die Bediensteten der AMV sowohl bei 
Neueinstellungen, in Grundkursen als auch bei Regionalschulungen, um die Verwirklichung 
der Chancengleichheit und Gleichbehandlung der Frauen durch das Personal der AMV zu 
fördern«; »regelmäßiger Besuch (mindestens einmal jährlich) der Arbeitsämter und intensive 
Kontaktaufnahme mit dem Beratungs- und Verwaltungspersonal und den Bediensteten des 
offenen Kundenempfangs« sowie »Besuch von Betrieben und deren Gewinnung für die aktive 
Förderung sowohl der Einstellung von Frauen als auch des beruflichen Aufstieges von Frauen 
bzw. der Einstellung von weiblichen Lehrlingen auch in traditionell von Männern besetzen 
Berufen« (Bundesministerium für soziale Verwaltung 1981: 3).

Weiters wurde in der Richtlinie auch das Zusammenwirken des Bundesministeriums für 
soziale Verwaltung mit den Kontaktpersonen geregelt. Dabei war u.  a. definiert, dass diese an 
den Sitzungen des »Ausschusses IV für arbeitsmarktpolitische Angelegenheiten der Frauen« 
teilnehmen. Die Kontaktpersonen sollten aber auch »die lokale Situation der Frauen und der 
neuralgischen Punkte« sowie die vom Bundesministerium ergangenen Erlässe »hinsichtlich 
ihres Einflusses auf die berufliche Situation der Frauen (Ergebnisse zur Auswertung an das 
Bundesministerium) beobachten und jährlich an das Bundesministerium berichten (Bundes­
ministerium für soziale Verwaltung 1981: 5).

Wie in einem internen Bericht des 1990 eingerichteten Frauenreferates der Arbeitsmarkt­
verwaltung festgehalten wurde, war »(…) der im Erlass abgesteckte Tätigkeitsrahmen durch 
die ersten Kontaktpersonen selbst ausgearbeitet [worden] – nicht in der Hoffnung, das sehr 
ausführliche Programm in absehbarer Frist umzusetzen, sondern es sollte damit die Mög­
lichkeit und auch Kompetenzen geschaffen werden, bestimmte Tätigkeiten wahrzunehmen« 
(BMAS 1990: 37).

In organisatorischer Hinsicht stellte der Erlass fest, dass »den Kontaktpersonen eine selb­
ständige und initiative Arbeit, die im Hinblick auf die Vielfalt und Flexibilität ihrer Aufgaben 
notwendig ist«, ermöglicht werden muss. Die Kontaktpersonen sollen daher »selbständig und 
ohne Rückfragen Kontakte innerhalb des Landesarbeitsamtes, außerhalb des Landesarbeits­
amtes, bei allen Stellen der AMV und mit amtsfremden Personen (z.  B. Interessenvertretungen, 
Medien etc.) aufnehmen können« (Bundesministerium für soziale Verwaltung 1981: 5). 

Aber auch noch acht Jahre nach diesem Erlass schienen die Kontaktpersonen, die ab 1989 
Frauenreferentinnen hießen, von der Möglichkeit, selbständig und ohne Rückfrage aktiv zu 
werden, kaum Gebrauch machen zu können: »Aus der Praxis der Arbeit der Frauenreferent­
innen wird deutlich, dass es die Möglichkeit (…) im Rahmen ihres frauenspezifischen Tätig­
keitsbereiches nahezu ausnahmslos nicht gibt – auch nicht nach mittlerweile acht Jahren ihrer 
Tätigkeit und auch nicht einmal im Rahmen einer Schwerpunktaktion für Frauen, wie es der 
Aktionsmonat März 1989 war« (BMAS 1990: 37).
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Im Hinblick auf die zeitlichen bzw. personellen Ressourcen, die für die Umsetzung der zahl­
reichen Aufgaben und Tätigkeiten der Kontaktfrauen notwendig waren, hielt der Erlass fest: 
»Die Arbeiten der Kontaktpersonen sind so zu gestalten, dass sie als A-wertige anerkannt wer­
den. (…) Es wird angestrebt, dass jedem Landesarbeitsamt mindestens ein A-wertiger Dienst­
posten für diese Aufgaben zugeteilt wird« (Bundesministerium für soziale Verwaltung 1981: 1). 
Demnach sollte in jedem der neun Landesarbeitsämter eine Akademikerinnenvollzeitstelle für 
die Aufgaben und Tätigkeiten der Kontaktfrauen zur Verfügung gestellt werden.

Die Sicherstellung zeitlicher bzw. personeller Ressourcen für die Kontaktfrauen war aber 
äußerst schwierig und in sehr langwieriger Prozess. Dies zeigte sich einerseits daran, dass es 
den Einsatz der damaligen Staatssekretärin und späteren Bundesministerin für Frauenangele­
genheiten Johanna Dohnal brauchte, um im Jahr 1982 zumindest in vier Landesarbeitsämtern 
entsprechende Planstellen zu schaffen. Die zusätzlichen Planstellen kamen den Landesarbeits­
ämtern Tirol, Kärnten, Wien und der Steiermark zugute. Anderseits waren selbst die zusätzlich 
geschaffenen Planstellen keineswegs eine Garantie dafür, dass diese auch im Sinne des Erlasses 
besetzt bzw. eingesetzt wurden. Ein Beispiel hierfür ist die Nachbesetzung der Stelle im Lan­
desarbeitsamt Tirol Mitte der 1980er-Jahre. Nachdem die Kontaktfrau des Landesarbeitsamtes 
Tirol Mitte der 1980er-Jahre ihren Arbeitsplatz wechselte, blieb die Stelle zunächst eineinhalb 
Jahre vakant. Danach war Gabi Dallinger-König von der Personalchefin der AMV Tirol dazu 
aufgefordert worden, sich um die Stelle zu bewerben, was diese auch mit Erfolg tat. Bevor sie 
ihre Arbeit antreten konnte, musste sie jedoch feststellen, dass die Stelle der Kontaktfrau bzw. 
Frauenreferentin nicht mehr besetzt werden bzw. die Planstellen anderweitig Verwendung fin­
den sollte. Nach Briefen an die damaligen Staatssekretärin Johanna Dohnal und Inge Rowhani, 
der Leiterin des Frauengrundsatzreferates im zuständigen Bundesministerium für soziale Ver­
waltung, konnte sie dann doch zumindest ein B-Stelle in der AMV Tirol antreten. Gabi Dal­
linger-König beschreibt die damaligen Ereignisse wie folgt: »Irgendwie bin ich draufgekommen, 
dass es die Stelle nicht mehr gibt, und da habe ich mir gedacht, dass ich etwas unternehmen muss. 
Dann habe ich der Johanna Dohnal und der Inge Rowhani einen Brief geschrieben, und habe sie 
drauf aufmerksam gemacht, dass ich mich beworben habe und dass ich auch für geeignet befunden 
worden wäre, aber dass ich dann festgestellt habe, dass es die Stelle nicht mehr gibt. Dann nach 
einigen Wochen habe ich die Mitteilung bekommen: ›Ja, ich kann mit erstem Mai 1987 in der 
Arbeitsmarktverwaltung anfangen‹.« [Gabi Dallinger-König]

Da die A-Stelle der Kontaktperson tatsächlich nicht mehr existierte, musste die Akademi­
kerin und neu bestellte Kontaktfrau bzw. Frauenreferentin Gabi Dallinger-König – entgegen 
der Bestimmungen des Erlasses aus dem Jahr 1981 – zwei Jahre lang mit einer B-Stelle Vorlieb 
nehmen und im ersten Jahr als Beraterin im Arbeitsamt Innsbruck arbeiten. Im zweiten Jahr 
konnte sie in das Landesarbeitsamt Tirol wechseln und machte dort ebenfalls Beratung, nun 
aber von AkademikerInnen. Nach diesen beiden Jahren sollte sie dann auch ihre Aufgaben als 
Kontaktfrau bzw. Frauenreferentin wahrnehmen können: »Dann habe ich mit meinem zukünf-
tigen Chef ausverhandelt, dass ich nach den zwei Jahren das machen darf, wofür ich eigentlich 
gekommen bin. Und das war dann auch so.« [Gabi Dallinger-König]
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Ihre Tätigkeit als Kontaktfrau bzw. Frauenreferentin konnte sie neben der Beratungsarbeit 
aber nur sehr eingeschränkt und aufgrund ihres persönlichen Engagements wahrnehmen, wie 
Gabi Dallinger-König berichtet: »Ich habe dann halt subversiv gearbeitet. Ich habe auch kein 
eigenes Büro gehabt. Ich bin die ersten sieben Jahre nie länger wie ein halbes Jahr in einem Büro 
gesessen. Also weder die Stelle war da, noch die Ressource.« [Gabi Dallinger-König]

Besonders wichtig in dieser Zeit war die Vernetzung mit Inge Rowhani und den anderen 
Frauenreferentinnen. Erst dies hatte ihr ermöglicht, im Landesarbeitsamt ihren Aufgaben als 
Frauenreferentin nachzukommen. Dabei war ihr zu Beginn auch ein Kollege aus der AMV 
Tirol behilflich: »Ich hatte einen Kollegen in der Weiterbildungsabteilung, der hat mir eine ein-
wöchige Hospitation im Sozialministerium bei Inge Rowhani organisiert. Dort habe ich das Ganze 
dann kennengelernt, ich habe gewusst, wie die arbeiten, und ich habe meine Kontakte gehabt. Das 
war meine Versicherung, weil ich sonst in der Arbeitsmarktverwaltung keinen Fuß auf den Boden 
bekommen hätte.« [Gabi Dallinger-König]

Aber auch in den anderen Landesarbeitsämtern wurden die Vorgaben der Richtlinie nur 
teilweise erfüllt. Im Bericht der Frauenreferentinnen aus dem Jahr 1989 wurde darauf hin­
gewiesen, dass die Umsetzung der Bestellung von Frauenreferentinnen in allen Landesar­
beitsämtern auch nach fast acht Jahren seit dem Erlass »noch äußerst mangelhaft ist, d.  h., 
es gab von Anfang an – wie auch noch zum gegenwärtigen Zeitpunkt – nur in vier Landes­
arbeitsämtern hauptamtlich tätige Frauenreferentinnen; in allen anderen nur nebenamtli­
che. Ebenso wenig erfüllt ist die Bestellung von Stellvertreterinnen der Frauenreferentinnen« 
(BMAS 1990: 38). 

Ein wichtiger Schritt im Sinne einer Arbeitsmarktpolitik für Frauen war bereits 1984 mit 
der Schaffung eines Referates für grundsätzliche Angelegenheiten der Frauen (kurz: Frauen­
grundsatzreferat) als Stabstelle beim Bundesminister für soziale Verwaltung erfolgt. Das 
Frauengrundsatzreferat versuchte vor allem inhaltliche Impulse zu geben, die Vernetzung 
zwischen den Abteilungen und Kontaktpersonen bzw. Frauenreferentinnen zu stärken und den 
»Ausschuss IV für arbeitsmarktpolitische Frauenangelegenheiten« zu einem echten Beratungs­
gremium für Arbeitsmarktpolitik für Frauen auszubauen. Im Zuge dieser Bemühungen wur­
den 1984 auch erste generelle Vorschläge für ein arbeitsmarktpolitisches Programm für Frauen 
erstellt und im »Ausschuss IV für arbeitsmarktpolitische Frauenangelegenheiten« einstimmig 
beschlossen (Rowhani-Ennemoser 1995: 306) (siehe: Kapitel 1.2). 

Wie bereits beschrieben, war es zu Beginn für die Frauenreferentinnen der Landesarbeits­
ämter nicht leicht, ihre Aufgaben wahrzunehmen. 1988 kam es daher auf Initiative von Gabi 
Dallinger-König zur Bildung eines »Ständigen Arbeitskreises der Frauenreferentinnen«. Die­
ser Zusammenschluss von vier haupt- und fünf nebenamtlichen Frauenreferentinnen sollte 
einer der wesentlichsten Grundpfeiler und gleichzeitig Motor für die Entwicklung der Arbeits­
marktpolitik zur Frauenförderung und Gleichstellung der kommenden Jahrzehnte werden. 
Gabi-Dallinger-König erinnert sich an die Geburtsstunde des »Ständigen Arbeitskreise der 
Frauenreferentinnen« und die Institutionalisierung durch den damaligen Bundesminister für 
soziale Verwaltung Alfred Dallinger: »Jedenfalls habe ich gemerkt, dass die Frauenreferentinnen 
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eine Struktur brauchen und dann hatte ich die Idee, einmal Kontakt zu den anderen Frauen auf-
zunehmen. Dann habe ich noch vorgeschlagen, dass wir an den Bundesminister Dallinger einen 
Brief schreiben, in dem wir erklären, dass wir einen Arbeitskreis machen und uns regelmäßig 
treffen wollen. Inge Rowhani sollte die Leiterin des Arbeitskreises sein. Eigentlich hatte ich nicht 
gedacht, eine positive Antwort zu erhalten, aber es kam dann ein Brief vom Minister, dass alle 
unsere Punkte erfüllt werden. So hat das angefangen. Und dann sind wir zusammengesessen, alle 
aus allen Bundesländern.« [Gabi Dallinger-König]

Der »Arbeitskreis der Frauenreferentinnen« war zunächst beim Frauengrundsatzreferat 
angesiedelt, tagte regelmäßig und diente vor allem dem inhaltlichen Austausch sowie der ge­
meinsamen Planung von frauenpolitisch relevanten Projekten und Programmen. Zudem war 
durch den Arbeitskreis gewährleistet, dass sich einerseits die Inhalte der Projekte und Pro­
gramme aus den Erfahrungen auf Landesebene speisten und andererseits die Übereinkünfte 
auf Bundesebene direkt zurück in die Länder flossen.

Ein wichtiges Element der Institutionalisierung der Frauenreferentinnen stellten Weiter­
bildungen und Schulungen dar, die den Frauenreferentinnen ein professionelleres Arbeiten 
ermöglichten, von denen aber auch immer wieder neue politische und inhaltliche Impulse 
zur Verbesserung der Situation von Frauen auf dem Arbeitsmarkt ausgingen: »Eine weitere 
Unterstützung waren natürlich auch Weiterbildungen und Schulungen. Inge Rowhani hat damals 
ganz viele tolle Ausbildungen in der Verwaltungsakademie organisiert, die ganzen Management-
methoden, Öffentlichkeitsarbeit etc. Also wir haben ganz, ganz viele Weiterbildungen gemacht.« 
[Gabi Dallinger-König]

In einem jährlichen Weiterbildungsseminar im Sommer wurde und wird zudem konti­
nuierlich am Berufsbild bzw. der Funktionsbeschreibung der Frauenreferentinnen gearbeitet 
(Stockhammer 2001: 2): »Was auch noch wichtig war, wir haben eigentlich von Anfang an diese 
Sommer-Seminare gehabt. Das war eine ganz wichtige Ressource, wo wir auch immer strategisch 
gearbeitet haben.« [Gabi Dallinger-König]

Hilde Stockhammer, seit 1997 Leiterin der Abteilung »Arbeitsmarktpolitik für Frauen« 
im AMS, hielt dazu fest: »War die Funktion der Frauenreferentinnen ursprünglich stark 
politisch (von außen) motiviert und gestützt (Spielwiese ohne Kompetenz und Durchset­
zungsmacht), begann spätestens mit der Einrichtung des ständigen Arbeitskreises die Ausei­
nandersetzung um strukturelle Verankerung im AMS« (Stockhammer, Protokoll 2001). Gabi 
Dallinger-König betont die Wichtigkeit des »Ständigen Arbeitskreises der Frauenreferent­
innen« für nachhaltige Institutionalisierung der Arbeitsmarktpolitik für Frauen: »Also mit 
diesem Arbeitskreis haben wir uns wirklich etwas geschaffen, dass uns das Überleben gesichert 
hat. Ich glaube, wenn wir das nicht gehabt hätten, dann wären alle vier Planstellen und auch 
der Rest friedlich entschlafen. Und die Johanna Dohnal hätte machen können, was sie wollen 
hätte, die wären einfach weg gewesen. Meine Stelle war ja eigentlich auch schon weg.« [Gabi 
Dallinger-König]

Ein weiterer wichtiger Schritt im Sinne der Institutionalisierung der Arbeitsmarktpoli­
tik für Frauen erfolgte 1990. Auf Initiative der Leiterin des Frauengrundsatzreferates Inge 
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Rowhani wurde 1990 ein eigenes »Referat für Planung, Entwicklung und Koordinierung ar­
beitsmarktpolitischer Maßnahmen für Frauen« (Frauenreferat der Arbeitsmarktverwaltung) 
in der zuständigen Sektion im Bundesministerium für soziale Verwaltung unter der Leitung 
von Renate Schopf eingerichtet. Im Unterschied zum Frauengrundsatzreferat war dieses Re­
ferat direkt in der Arbeitsmarktpolitischen Sektion III angesiedelt. Dies war eine wichtige 
Voraussetzung, um die Arbeitsmarktpolitik für Frauen besser und direkter vorantreiben zu 
können. Gabi Beidl, ehemalige geschäftsführende Leiterin des Frauenreferates der Arbeits­
marktverwaltung, erinnert sich: »Das hat die Inge Rowhani betrieben, folgerichtig, weil sie aus 
der Grundsatzabteilung heraus, also beim Minister angedockt, nicht in die Sektion hineinagieren 
konnte. Und das hat sie sehr konsequent betrieben, damit dann jemand aus der Sektion heraus 
diese Dinge vorantreibt.« [Gabi Beidl]

Der »Arbeitskreis der Frauenreferentinnen« war dann ab Herbst 1990 beim neu geschaffe­
nen »Frauenreferat der Arbeitsmarktverwaltung« angesiedelt (BMAS 1991a: 304).

Neben den Frauenreferentinnen in den Landesarbeitsämtern war es für die tatsächliche 
und österreichweite Umsetzung einer Arbeitsmarktpolitik für Frauen aber auch notwendig, 
einsprechende Verantwortlichkeiten auf Ebene der regionalen Arbeitsämter zu schaffen. Der 
»Arbeitskreis der Frauenreferentinnen« hatte im Zuge der Umsetzung des »Aktionsmonates 
1989 – Aktion AMV für Frauen« (siehe: Kapitel 1.2) daher die Schaffung von Frauenreferent­
innen bei allen 110 regionalen Arbeitsämtern gefordert. Mit Erlass des Bundesministeriums 
für Arbeit und Soziales im Jahr 1991 sollte diese Forderung dann endlich umgesetzt werden. 
In den Richtlinien für die Tätigkeit der Frauenreferentinnen in allen Arbeitsämtern (AÄ) 
hieß es: »Analog zu den Aufgaben der Frauenreferentin in den Landesarbeitsämtern kommt 
den Frauenreferentinnen bei den Arbeitsämtern die Rolle der Initiatorin und Koordinatorin 
frauenspezifischer Maßnahmen zu. Sie unterstützt den Amtsleiter / die Amtsleiterin3 bei der 
Umsetzung des arbeitsmarktpolitischen Frauenprogrammes« (BMAS 1991: 1). Zudem findet 
sich folgende interessante Klarstellung im Richtlinientext: »In diesem Sinne stellt die Tätig­
keit der Frauenreferentin keine Be-, sondern eine Entlastung für den Leiter bzw. die Leiterin 
dar« (BMAS 1991: 1). Dies lässt darauf schließen, dass die Frauenreferentinnen durch ihren 
Einsatz für eine Arbeitsmarktpolitik für Frauen von den jeweiligen LeiterInnen der Landes­
arbeitsämter und regionalen Arbeitsämter auch als »lästig« bzw. belastend erlebt wurden 
und dies, obwohl im Erlass bereits die Verantwortung der Führungskräfte nachdrücklich 
unterstrichen worden war: »Vom Vorhandensein einer Frauenreferentin bleibt die Verant­
wortung des / der Leiters / Leiterin für die Umsetzung des Frauenprogrammes unberührt« 
(BMAS 1991: 1).

Als zentrale Aufgabe der Frauenreferentinnen der Arbeitsämter galt es, »(…) an Maßnah­
men zur Förderung der Beschäftigung von Frauen sowie der Verringerung der Frauenarbeits­

3 � Hier wird nun im Gegensatz zum »Minimalprogramm zur Aktion AMV von Frauen« aus dem Jahr 1989 (siehe: 
Kapitel 1.2) die Funktion des Amtsleiters erstmals geschlechtsneutral formuliert.
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losigkeit mitzuwirken, wobei dem Sammeln und der Weitergabe von für Frauen relevanten 
Informationen und dem Initiieren von neuen Maßnahmen und deren allfälliger Koordina­
tion eine maßgebliche Rolle zukommt« (BMAS 1991: 1). Dazu sollten die Frauenreferentinnen 
sowohl innerhalb als auch außerhalb der AMV u.  a. folgende Aktivitäten setzen bzw. ihnen 
diese ermöglicht werden: Information der MitarbeiterInnen hinsichtlich der Notwendigkeit 
der Förderung von Frauen; Aussprache über einschlägige Programme; Schwerpunkte und 
deren Änderungen mit den Beraterinnen und Beratern setzen bzw. durchführen; Teilnahme 
an Dienstbesprechungen, um einschlägige Informationen auch wirksam transportieren und 
als Möglichkeit eigene Punkte und Vorschläge einbringen zu können; Mitsprache und Ein­
bringung von Vorschlägen bei der Erstellung von regionalen Kursprogrammen; regelmäßige 
Treffen mit den anderen Frauenreferentinnen der Arbeitsämter und der Frauenreferentin 
des Landesarbeitsamtes; Gestaltung von speziellen Informationsveranstaltungen für Frauen; 
Akquisition von Arbeits- und Ausbildungsplätzen für Frauen; Kontakt- und Anlaufstelle für 
lokale oder regionale Mädchen- und Frauenprojekte sowie Beratungsstellen; Mitwirkung an 
der Öffentlichkeitsarbeit (BMAS 1991: 2).

Im Hinblick auf die personellen bzw. zeitlichen Ressourcen wurde in der Richtlinie nur 
festgehalten, dass der Frauenreferentin »(…) im Rahmen ihrer Arbeitszeit ein angemessenes 
Ausmaß an Zeit zur Verfügung zu stellen ist. Der Leiter / die Leiterin ist verpflichtet, durch 
geeignete organisatorische Maßnahmen der Arbeitsaufteilung dafür zu sorgen, dass diese Auf­
gabe entsprechend erfüllt werden kann« (BMAS 1991: 3).

Zudem sollte für den Fall der Abwesenheit der Frauenreferentin eine Vertretung nominiert 
werden. Auch wurde in den organisatorischen Rahmenbedingungen nochmals betont, dass 
»(…) die Frauenreferentin die Möglichkeit haben soll, an Dienstbesprechungen und Arbeits­
kreisen im Dienststellenbereich teilzunehmen sowie Tagesordnungspunkte einbringen bzw. bei 
Bedarf Dienstbesprechungen ansetzen zu können« (BMAS 1991: 3). Dies lässt darauf schließen, 
dass eine derartige Einbindung von Frauenreferentinnen als besonders wichtig, aber in der 
Realität gleichzeitig als schwierig galt.

Auch für Frauenreferentinnen der Arbeitsämter waren Weiterbildung bzw. Schulungen 
eine wichtige Voraussetzung, um ihren Aufgaben entsprechend nachkommen zu können. Der 
»Arbeitskreis der Frauenreferentinnen« entwickelte daher einen einwöchigen Ausbildungs­
lehrgang für die Frauenreferentinnen der Arbeitsämter und führt diesen 1991 erstmals – nicht 
ohne Widerstände, wie das Beispiel aus Tirol zeigt – durch: »Ich habe meine Frauenreferent
innen angemeldet in dem Kurs, habe dann aber von einigen Frauen Anrufe bekommen, dass 
sie nicht fahren dürfen, weil der Landesarbeitsamtsleiter den Geschäftsstellenleitern verboten 
hatte, die Frauen teilnehmen zu lassen. Daraufhin habe ich wieder die Stelle im Sozialminis-
terium informiert. Die haben dann eine Weisung geschickt, dass die Frauen fahren müssen.«  
[Gabi Dallinger-König]

Erst nach Intervention bzw. der direkten Weisung durch das zuständige Bundesministerium 
für Arbeit und Soziales konnte die Teilnahme an diesem erstmaligen Ausbildungslehrgang für 
die Frauenreferentinnen der Arbeitsämter gewährleistet werden.
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1.2  �Der »Aktionsmonat März 1989« bzw. ein 
»Minimalprogramm zur Aktion AMV für Frauen«

Wie bereits erwähnt, waren 1984 erste generelle Vorschläge für ein arbeitsmarktpolitisches 
Programm für Frauen erstellt und im so genannten »Ausschuss IV für arbeitsmarktpolitische 
Frauenangelegenheiten« einstimmig beschlossen worden (Rowhani-Ennemoser 1995:  306). 
1985 entstand aus diesen generellen Vorschlägen das erste »Arbeitsmarktpolitische Programm 
für Frauen« der AMV. Dieses enthielt »Maßnahmen zur Verbesserung der Eingliederung jun­
ger Frauen, von Berufsrückkehrerinnen, zur Überwindung des geschlechtsspezifisch geteilten 
Arbeitsmarktes und gegen die Bedrohung der Arbeitsplatzsicherung von Frauen durch die 
Einführung der neuen Technologien« (Rowhani-Ennemoser 1995: 306). 

Besonders interessant ist, dass im Rahmen dieses Programmes auch nicht-erwerbstätige 
Frauen angesprochen und Frauen ohne Bezug von Arbeitslosengeld zur Vormerkung beim 
Arbeitsamt ermutigt werden. Dies stellte eine Besonderheit dar, da von der AMV sonst nur 
arbeitslos gemeldete Personen betreut wurden. Darüber hinaus war auch geplant, »(…) den Zu­
gang von Frauen zu Ausbildungen durch explizite Beachtung der Frauenanteile« zu verbessern. 
Damit war bereits der Gedanke der gezielten Förderung von Frauen zumindest entsprechend 
ihrem Anteil an den Arbeitslosen geboren (Rowhani-Ennemoser 1995: 306). Ein Gedanke der 
später aufgegriffen und weitergeführt bzw. im Sinne einer anteilsmäßig höheren Förderung von 
Frauen weiterentwickelt wurde (siehe: Kapitel 5.3).

Inge Rowhani hielt betreffend die Umsetzung dieses ersten »Arbeitsmarktpolitischen Pro­
grammes für Frauen« der AMV jedoch fest, dass sich Probleme bei der Durchsetzung vor 
allem daraus ergaben, »dass es an der Sensibilisierung der Bediensteten des Ressorts für die 
weiblichen Beschäftigungsprobleme mangelte und andererseits aus diesem Programm kein 
Mehrarbeitsaufwand für die Bediensteten (…) entstehen durfte, wie auch den Kontaktpersonen 
keine neuen Kompetenzen, sondern bloße Informationsrechte zugebilligt wurden« (Rowhani-
Ennemoser 1995: 306). Damit sollte dieses erste »Arbeitsmarktpolitische Programm für Frauen« 
der AMV vor allem auf dem Papier bestehen, aber keine umfassenden bzw. landesweiten Maß­
nahmen nach sich ziehen.

1986 hielt die damalige SPÖ / FPÖ-Regierung unter Bundesminister Alfred Dallinger und 
Staatssekretärin Johanna Dohnal eine »Regierungsklausur zu Frauenpolitik« ab. Infolgedessen 
verpflichtete sich das Bundesministerium für soziale Verwaltung – auf Druck des Frauengrund­
satzreferates – zu weitgehenden Maßnahmen in der Arbeitsmarktpolitik für Frauen, wie etwa 
die Schaffung von Vorbereitungskursen im Hinblick auf eine geschlechtsneutrale Berufswahl 
von Mädchen, Berücksichtigung der Betreuungspflichten von Frauen bei der Organisation von 
Kursen und stärkere Einbeziehung von Frauen in die Modelle der experimentellen Arbeits­
marktpolitik (Rowhani-Ennemoser 1995: 307). Darüber hinaus wurden regelmäßige Schulun­
gen der Bediensteten der Arbeitsämter in Fragen der Chancengleichheit sowie eine bessere 
organisatorische Einbindung des Frauengrundsatzreferates in die Entscheidungsstrukturen 
des Bundesministeriums für soziale Verwaltung zugesagt. Infolgedessen waren 1986 für 400 
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MitarbeiterInnen des »Kundenempfanges« der Arbeitsmarktverwaltung Gleichbehandlungs­
schulungen durchgeführt worden (Rowhani-Ennemoser 1995: 307).

Ab 1987 sollte es unter der neuen SPÖ / ÖVP-Regierung zu massiven Einsparungen beim 
Förderbudget der AMV gekommen, wovon auch Frauen stark betroffen waren (Rowhani-Enne­
moser 1995: 308). Der »Arbeitskreis der Frauenreferentinnen« schlug aufgrund der Förderbud­
getkürzungen und »(…) in Hinblick auf die bedrängte Lage der Frauen auf dem Arbeitsmarkt 
einen Aktionsmonat im März 1989 vor, der für die künftige Betreuung von arbeitsuchenden 
Frauen Modellcharakter haben sollte« (Rowhani-Ennemoser 1995: 308). Dieser »Aktionsmonat 
März 1989« kann als Startpunkt für ein arbeitsmarktpolitisches Frauenprogramm, das öster­
reichweite Maßnahmen zu Folge hatte, gesehen werden.

Aufbauend auf dem »Arbeitsmarktpolitischen Programm für Frauen« aus dem Jahr 1985 
sowie den Maßnahmen zur Arbeitsmarktpolitik für Frauen der Regierungsklausur aus dem 
Jahr 1986 war der »Aktionsmonat März 1989« vom »Arbeitskreis der Frauenreferentinnen« 
geplant und vorbereitet worden. Im Rahmen eines Vorbereitungstreffens im Dezember 1988 
wurde ausführlich sowohl über die Zielgruppen der Aktion als auch über die Maßnahmen und 
Aktivitäten diskutiert, die umgesetzt werden sollten. »Aus der Vielzahl der Maßnahmen wähl­
ten die Frauenreferentinnen jene aus, die in allen Bundesländern den arbeitsuchenden Frauen 
angeboten werden sollten« (BMAS 1990: Anhang 1). Dass dieser Prozess sehr intensiv und 
mitunter schwierig war, zeigt ein Zitat von Gabi Dallinger-König: »Also in der letzten heißen 
Phase, das letzte halbe Jahr vor dem Aktionsmonat, haben wir uns einmal im Monat getroffen. 
Also da sind wir jedenfalls öfters zusammen gekommen, weil da haben wir ganze Anstrengungen 
unternehmen müssen und auch ganz viele Rückschläge gehabt.« [Gabi Dallinger-König]

Mit Erlass des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales vom 1. Februar 1989 wurden 
dann alle Landesarbeitsämter angewiesen, ein so genanntes »Minimalprogramm zur Aktion 
AMV für Frauen« vorzubereiten und umzusetzen. Auftakt für das Programm sollte der »Ak­
tionsmonat März 1989« sein. Bezüglich des »Minimalprogrammes« hieß es im Erlass kon­
kret: »Dieses Programm ist als eine Zusammenfassung jener Aktivitäten zu betrachten, die auf 
jeden Fall durchgeführt werden müssen, und ist unter Berücksichtigung der jeweils regional 
festgelegten Zielgruppen und Schwerpunkte durch entsprechende zusätzliche Maßnahmen zu 
ergänzen« (BMAS 1989: 2, Hervorhebung im Original).

Das insgesamt achtseitige »Minimalprogramm zur Aktion AMV für Frauen« war vor allem 
ein Bündel von Arbeitsmarktförderungsmaßnahmen, die bundesweit den arbeitsuchenden 
Frauen zur Verfügung gestellt werden sollten. Die Maßnahmen bezogen sich auf die Bereiche: 
a) Kinderbetreuung (etwa offensiver Einsatz der Kinderbetreuungsbeihilfe und von Beihil­
fen im Rahmen der Aktion 8.000 für Kinderbetreuungseinrichtungen und Kinderbetreuung 
auch während AMV-Kursteilnahme), b) Kursmaßnahmen (etwa Berufsorientierungs-, Berufs­
findungs- und Berufsvorbereitungskurse, Anhebung des Frauenanteiles an allen Kursen der 
AMV durch die verstärkte Bekanntmachung des Kursprogrammes, Motivation arbeitsloser 
Frauen, daran teilzunehmen, organisatorische Maßnahmen, um die Teilnahme von Frauen 
zu erleichtern sowie Einsatz von Qualifikationsberatung für Frauen), c) Lehrstellenförderung 
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für erwachsene Frauen (Förderung der Differenz zwischen Lehrlingsentgelt und kollektivver­
traglichem Hilfsarbeitslohn für die Gesamtdauer der Lehrzeit), d) Förderung von schulischer 
Ausbildung für Personen mit besonderen Vermittlungsschwierigkeiten (offensiver Einsatz der 
Förderung schulischer Ausbildung für arbeitsmarktpolitisch besonders benachteiligte Frauen), 
e) Maßnahmen zur Unterstützung von Mädchen (etwa intensive Beratung und Betreuung von 
Mädchen zum Zweck der fundierten Berufswahl, offensives Anbieten der Lehrstellenförderung 
für Mädchen in Berufen mit geringem Frauenanteil, Berufsorientierungs- und Berufsvorberei­
tungskurse in nicht-traditionellen Berufen) und f) Planung und Vorbereitung der Schaffung 
von externen Betreuungseinrichtungen, insbesondere von Frauen- und Mädchenberatungsstel­
len (siehe: Kapitel 2.2) (BMAS 1989: 3 ff.).

Gabi Dallinger-König berichtet, dass die ursprüngliche Idee der Lehrstellenförderung für 
erwachsene Frauen dann auch auf Männer ausgedehnt wurde. Dies – nämlich innovative Maß­
nahmen, die vom »Arbeitskreis der Frauenreferentinnen« für Frauen entwickelt wurden, ins 
allgemeine Programm für arbeitslose Frauen und Männer zu übertragen – sollte übrigens im 
Laufe der nächsten 30 Jahre immer wieder vorkommen. Gabi Dallinger-König erinnert sich: 
»Wir haben auch die Lehrstellenförderung für erwachsene Frauen erfunden. Dann war einmal 
der damalige Sektionschef bei uns und der hat gefunden, dass das eine super Idee ist und hat be-
schlossen, das für alle zu machen, also auch für Männer. Wir haben vieles erfunden, das, wenn es 
gut war, dann auch für Männer gemacht wurde.« [Gabi Dallinger-König]

Neben den genannten Förderungsmaßnahmen enthielt das Minimalprogramm auch Maß­
nahmen zur Motivation der MitarbeiterInnen (etwa Abhaltung von Dienstbesprechungen 
durch die Leiter der Arbeitsämter zum Aktionsmonat), Information arbeitsloser Frauen (etwa 
Abhaltung von Informationstagen, Tag der offenen Tür in Ausbildungszentren), Akquisition 
von Stellen (etwa verstärkte Nutzung von Betriebskontakten für die Akquirierung von Arbeits­
plätzen sowie Lehrstellen für Frauen) und Öffentlichkeitsarbeit (etwa Bekanntmachung aus­
gewählter Kursangebote und Fördermöglichkeiten in regionalen Medien) (BMAS 1989: 8 ff.).

Neu und besonders wichtig an diesem »Minimalprogramm Aktion AMV für Frauen« war 
einerseits die Einführung einer Berichtspflicht. Demnach sollten die Frauenreferentinnen nun 
regelmäßig über den Stand der Umsetzung des Frauenprogrammes anhand von konkreten 
Fragebögen berichten. Mit dieser Berichtspflicht war es erstmals möglich, die konkrete Umset­
zung der jeweiligen Maßnahmen in den einzelnen Landesarbeitsämtern genauer zu erfassen. 
Darauf aufbauend konnten die Maßnahmen dann zielgerichtet angepasst werden. Dass diese 
Berichtspflicht bei den Landesarbeitsämtern nicht nur auf Zustimmung stieß, zeigt eine ge­
nerelle Anmerkung im ersten Umsetzungsbericht zum »Minimalprogramm Aktion AMV für 
Frauen« aus dem Jahr 1990 aus einem Landesarbeitsamt: »Durch Anforderungen eines derart 
umfangreichen Berichtes mit Fragen, die nur durch Führung zusätzlicher Statistiken beatwort­
bar wären, lässt sich eine sinnvolle Aktion noch im Nachhinein umbringen« (BMAS 1990: 34).

Andererseits waren für die Erfüllung des Minimalprogrammes die Leiter der Landesar­
beitsämter – damals alle männlich besetzt – verantwortlich. Im Erlass hieß es dazu: »Die Leiter 
der Landesarbeitsämter werden angesichts der Bedeutung dieses konkreten arbeitsmarktpo­
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litischen Vorhabens […] an die im Rahmen der Leitertagung im September 1988 getroffene 
Vereinbarung erinnert, dass der Erfolg bei der Umsetzung des Aktionsmonats entscheidend 
davon abhängt, dass die Zielsetzungen wie auch die unmittelbaren Veranlassungen von der 
Gesamtorganisation und nicht nur von den Frauenreferentinnen getragen werden. Die Leiter 
werden daher ersucht, sicherzustellen, dass die Aktion von allen Dienststellen und Mitarbeitern 
der Arbeitsmarktverwaltung aufgegriffen wird und insbesondere sämtliche Fachabteilungen 
entsprechend ihrer Zuständigkeit in die Vorbereitungen und Umsetzung einbezogen werden, 
um zum Gelingen des Aktionsmonats beizutragen« (BMAS 1989: 2). Dazu wurde im ersten 
Umsetzungsbericht von einem Landesarbeitsamt angemerkt: »Die Motivationsarbeit muss je­
denfalls weitergehen – und besonders in den Fachabteilungen des Landesarbeitsamtes – da dort 
teilweise noch sehr wenig Verständnis für die ›Frauenarbeit‹ aufgebracht und dementsprechend 
auch nicht zu den Arbeitsämtern transportiert wird. Die meiste Arbeit zum ›Aktionsmonat‹ 
blieb an der Frauenreferentin und der (damaligen) Stellvertreterin hängen, ebenso am Frauen­
arbeitskreis« (BMAS 1990: 33, Hervorhebung im Original).

Die Verfasserinnen des ersten Umsetzungsberichtes zur »Aktion AMV für Frauen – Akti­
onsmonat März 1998« hielten fest: »Der Bericht zeigt, dass sich die AMV im Jahr 1989 darum 
bemüht hat, durch vielfältige Aktivitäten das Angebot für arbeitslose Frauen zu erhöhen (…). 
Schwerpunkte bildeten zum einen Aktivitäten zur Verbesserung der Kinderbetreuung. (…) 
Der andere Schwerpunkt betraf die Information und Beratung von Frauen – sei es durch die 
Berater/innen des Arbeitsamtes, im Rahmen von eigenen Informationsveranstaltungen, durch 
Berufsorientierungskurse für Frauen und Öffentlichkeitsarbeit. Ebenso wurde dem Qualifi­
zierungsbedarf verstärkt Rechnung getragen: Dies zeigt sich zum einen an der Zahl der im 
Kursbereich geförderten Frauen, zum anderen aber auch an den Versuchen, neue Qualifizie­
rungsmaßnahmen für Frauen zu konzipieren und umzusetzen« (BMAS 1990: 8).

Schwierigkeiten bei der Umsetzung des Programmes gab es vor allem bei der Akquisition 
von adäquaten Arbeitsplätzen für Frauen (BMAS 1990: 8 und 24 ff.). Für zukünftige verstärkte 
Akquisitionsbemühungen wurde die »Notwendigkeit des Ausbaus von Betriebskontakten be­
tont« (BMAS 1990: 26).

Im Zuge des »Minimalprogrammes zur Aktion AMV für Frauen« sollten im Jahr 1989 
folgende konkrete Maßnahmen gesetzt werden: 
• � Abhaltung von insgesamt 36 »Informationsveranstaltungen« in sechs Bundesländern. 

Keine derartigen Veranstaltungen fanden in der Steiermark, in Tirol und in Vorarlberg 
statt (BMAS 1990: 10).

• � Angebot von so genannten »Arbeitslosenrunden für Frauen« in vier Bundesländern. In 
Niederösterreich, Kärnten und der Steiermark geschah dies das erste Mal, in Vorarlberg 
gab es diese Maßnahme bereits länger (BMAS 1990: 9 f.).

• � Durchführung von insgesamt 46 »Berufsorientierungs- und Berufsfindungskursen« für 638 
Frauen in acht Bundesländern (Ausnahme: Salzburg). Im Vergleich dazu waren es im Jahr 
1988 nur 25 Kurse gewesen. Zum überwiegenden Teil betrug die Kursdauer drei Monate 
und enthielten die Kurse eine Praktikumsphase (BMASK 1990: 12 f.).
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• � Gewährung einer »Kinderbetreuungsbeihilfe« in insgesamt 2.385 Fällen (2.336 Frauen 
und 49 Männern). Damit wurden fast viermal so viele Personen gefördert wie noch 1988 
(BMAS 1990: 15).

• � Seit Inkrafttreten der erweiterten Förderungsvariante der »Aktion 8.000« für Kinderbetreu­
ungseinrichtungen im Oktober 1988 waren bis Ende 1989 insgesamt 173 Personen gefördert 
worden (BMAS 1990: 16).

• � (Höher-)Qualifizierung von 29.344 Frauen und 29.140 Männern. 1988 waren es nur 19.993 
Frauen und 33.761 Männer gewesen. Damit waren 1989 erstmals mehr Frauen als Männer 
gefördert worden (BMAS 1990: 17).

• � Durchführung von insgesamt 48 »zusätzlichen Qualifizierungskursen« für ca. 730 Teilneh­
merinnen (BMAS 1990: 20).

• � Abhaltung von insgesamt neun reinen »Frauenberufsvorbereitungskursen« für ca. 147 
Teilnehmerinnen in vier Bundesländern (Wien, Burgenland, Oberösterreich und Tirol) 
(BMAS 1990: 20).

• � Seit Einführung des Förderungsinstrumentes »Lehrlingsausbildung für Erwachsene« im Fe­
bruar 1989 wurden insgesamt 96 Personen, davon 53 Frauen in insgesamt 21 verschiedenen 
Lehrberufen gefördert. Die Ausbildung der Frauen erfolgte in folgenden – überwiegend 
nicht-traditionellen – Lehrberufen: Gold- und Silberschmiedin, Druckformtechnikerin, 
Elektromechanikerin, Fotokauffrau, Typgrafikerin, Tischlerin, Konditorin, Optikerin, 
Werkzeugmacherin und technische Zeichnerin (BMAS 1990: 23).

• � Von den 3.880 im Rahmen der »Aktion 8.000« geförderten Arbeitsplätzen entfielen 2.279 
auf Frauen. Damit war der Frauenanteil von ca. 50 Prozent in den Jahren 1986 und 1987 auf 
über 58,75 Prozent im Jahr 1989 gestiegen (BMAS 1990: 31).

• � Die Zahl der Förderungen der »Lehrausbildung von Mädchen in Berufen mit geringem 
Frauenanteil« konnte gegenüber dem Jahr 1988 um fast 50 Prozent von 232 auf 342 Förder­
fälle erhöht werden (BMAS 1990: 32).

Die Frauenreferentinnen hielten in einem Bericht aus dem Jahr 1989 fest: »Die Aktion AMV 
für Frauen – Aktionsmonat März 1989« hat besonders nachdrücklich gezeigt, welchen Stel­
lenwert die Tätigkeit des arbeitsmarktpolitischen Frauenprogrammes für Frauen hat bzw. 
haben die Erfahrungen und Berichte der Frauenreferentinnen gezeigt, welche Möglichkeiten 
sie hätten, durch Motivation der MitarbeiterInnen, durch verstärkte eigene Aktivitäten, durch 
vermehrten zeitlichen Einsatz etc. die Situation von Frauen am Arbeitsmarkt zu verbessern« 
(BMAS 1990: 38).

Aufgrund der Bewertung der Ergebnisse aus dem Jahr 1989 wurde im »Arbeitskreis der 
Frauenreferentinnen« festgehalten, dass 1990 Maßnahmen zur Akquisition und Bereitstellung 
von zusätzlichen Qualifizierungsmöglichkeiten für Frauen vorrangig umgesetzt werden sollten 
(siehe: BMAS 1990: 8 f.).

Im Hinblick auf die organisatorischen Voraussetzungen für die »zukünftige Frauenarbeit 
in der AMV« schlug der »Arbeitskreis der Frauenreferentinnen« mehrere Maßnahmen mit 
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den Zielen »der Erweiterung der Kapazitäten für Frauenarbeit« und der »Einbindung aller 
Organisationseinheiten in die Planungs- und Umsetzungsschritte« vor (BMAS 1990: 40, Her­
vorhebung im Original). Die entsprechenden personellen Kapazitäten sollten u.  a. durch die 
bereits im Erlass aus dem Jahr 1981 in Aussicht genommene »Bereitstellung von mindestens 
einer A-wertigen Planstelle für die Tätigkeit als Frauenreferentin in jedem Landesarbeitsamt«, 
durch Vertretungsregelungen für Frauenreferentinnen unter Bereitstellung der notwendigen 
zeitlichen Ressourcen und der Schaffung von Frauenreferentinnen bei allen Arbeitsämtern – 
ebenfalls ausgestattet mit den notwendigen zeitlichen Ressourcen  – gewährleistet werden 
(BMAS 1990: 40). Die »Einbindung der Frauenarbeit in die Organisationsstruktur der AMV« 
sollte u.  a. durch folgende Maßnahmen abgesichert werden: inhaltliche Formulierung des ar­
beitsmarktpolitischen Frauenprogrammes im »Arbeitskreis der Frauenreferentinnen«, Stabs­
funktion der Frauenreferentinnen beim Landesarbeitsamtleiter mit den Aufgaben Beratung des 
Landesarbeitsamtleiter sowie Einholung und Zusammenfassung der Ergebnisse und Berichte 
der Landesarbeitsämter und der Arbeitsämter sowie die Ermöglichung der Teilnahme an Sit­
zungen zum LAA-Bericht (BMAS 1990: 40).

Auch in den kommenden Jahren sollte das arbeitsmarktpolitische Frauenprogramm unter 
starkem Einsatz der Frauenreferentinnen sowie des Frauenreferates der Arbeitsmarktverwal­
tung fortgeführt, seine Umsetzung genau analysiert und immer wieder an die neuen Heraus­
forderungen angepasst werden. 

Wichtig sowohl für die Entwicklung der institutionellen Verankerung als auch die inhalt­
liche Ausrichtung des arbeitsmarktpolitischen Frauenprogrammes in den kommenden Jahr­
zehnte war aber auch die Gleichstellung und Frauenförderung im Interesse der Mitarbeiterinnen 
der AMV und später des AMS (siehe: Kapitel 2). Bereits 1993 trat das Bundes-Gleichbehand­
lungsgesetz in Kraft, dass nicht nur ein Gleichstellungs-, sondern auch ein Frauenfördergebot 
enthielt und die Erstellung von Frauenförderplänen verlangte. Durch die kontinuierliche Arbeit 
der Gleichbehandlungsbeauftragten bzw. der Arbeitsgruppe für Gleichbehandlungsfragen ist 
Gleichstellung im AMS zu einer Erfolgsgeschichte geworden (siehe: AMS 2018). Mittlerweile 
beträgt der Frauenanteil in Führung innerhalb des AMS 50 Prozent und mit 45 Prozent Frauen 
im Top-Management ist auch die »Gläserne Decke« durchbrochen. Diese positive Entwicklung 
innerhalb des AMS hat auch die Arbeit im Interesse der Kundinnen bzw. die Arbeitsmarktpoli­
tik zur Gleichstellung und Frauenförderung des AMS nachhaltig gestärkt bzw. haben sich beide 
Bereiche gegenseitig positiv beeinflusst und unterstützt.
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2  �Von der Arbeitsmarktverwaltung  
zum Arbeitsmarktservice

1994 wurde die AMV nach einem längeren Diskussions- und Vorbereitungsprozess aus der 
Bundesverwaltung ausgegliedert und in die neue Organisationsstruktur des Arbeitsmarktser­
vice (AMS) – als ein Dienstleistungsunternehmen öffentlichen Rechts – überführt. »Mit dieser 
Umstrukturierung wurde eine Dezentralisierung der arbeitsmarktpolitischen Entscheidungen, 
die Einbindung der Sozialpartner in die Entscheidungs- und Kontrollgremien auf Bundes-, 
Landes- und Regionalebene und die Serviceorientierung der Arbeitsmarktverwaltung veran­
kert« (Leitner 2005: 117 ff.).

Das jeweilige zuständige Bundesministerium – 1994 jenes für Arbeit und Soziales – gibt mit 
der Verabschiedung der so genannten »Zielvorgaben« nur mehr die grundsätzliche Ausrich­
tung des AMS vor, genehmigt die Beschlüsse des Verwaltungsrates in finanziellen und perso­
nellen Angelegenheiten und hat die Aufsichts- und Kontrollrechte.

Das AMS ist in die Bundesgeschäftsstelle (BGS), neun Landesgeschäftsstellen (LGS) und 
98 Regionale Geschäftsstellen (RGS) gegliedert und auf allen Ebenen zweistufig organisiert: 
Einerseits sind dies die geschäftsführenden Organe  – auf Bundesebene der Vorstand, auf 
Landesebene die LandesgeschäftsführerInnen und deren StellvertreterInnen, auf regionaler 
Ebene die LeiterInnen der Regionalen Geschäftsstellen – und andererseits die sozialpartner­
schaftlich besetzten Gremien mit Entscheidungs- und Kontrollbefugnissen – auf Bundesebene 
der Verwaltungsrat, auf Landesebene die Landesdirektorien, und auf regionale Ebene der 
Regionalbeirat.

Mit dem neuen AMS wurden die ehemaligen Landesarbeitsämter und nunmehrigen LGS 
mit einer neuen dezentralen Gestaltungsmacht bei der Umsetzung der Arbeitsmarktpolitik 
ausgestattet. Siegfried Steinlechner, ehemaliger Landesgeschäftsführer des AMS Salzburg, 
formuliert dies wie folgt: »Im Bereich der Dienstleistungserbringung, Beratungs-, Vermittlungs-
dienstleistungen und der Arbeitsmarktförderung ist sozusagen die Organisation vom Kopf auf die 
Füße gestellt worden. Die Bundesorganisation hat zwar die Rahmen-Richtlinien-Kompetenz und 
natürlich Ressourcen-Verteilungs-Kompetenz gehabt, aber letztendlich war ein klarer Auftrag – ist 
es nach wie vor nach dem Arbeitsmarkt-Service-Gesetz – die dezentrale Verantwortung, also die 
Einzelfall-Entscheidungen möglichst nahe dort zu fällen, wo die Dienstleistung erbracht wird.« 
[Siegfried Steinlechner]
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»Die komplexe Organisation des AMS mit dem Prinzip einer zentralen Steuerung der Ziele 
und einer Selbststeuerung der Umsetzung erfordert ein ambitioniertes Steuerungsinstrument. 
Dieses muss die arbeitsmarktpolitischen Zielvorgaben des / der BundesministerIn von der Bun­
desebene des AMS bis hin zur Regionalebene transportieren, erforderliche Anpassungen an 
den regionalen Kontext zulassen und die unterschiedlichen Ziele der Arbeitsmarktpolitik in 
ein Gesamtsystem einbetten« (Leitner 205: 120). Daher führte das AMS 1995 das so genannte 
»Management by Objectives« (MBO), ein Steuerungssystem durch Ziele, ein, das mittels quan­
tifizierter Vereinbarung von arbeitsmarktpolitischen Zielen die Performance der Organisation 
am Arbeitsmarkt steuert. Die »Arbeitsmarktpolitischen Ziele« werden jährlich vom AMS fest­
gelegt, wobei die grundlegenden Richtlinien durch die BGS unter Berücksichtigung der Vor­
gaben des Bundeministers bzw. der Bundesministerin erstellt werden. Den MitarbeiterInnen 
des AMS wird ein Teil der jährlichen Prämie in Abhängigkeit von der Höhe der Zielerreichung 
ausbezahlt (AMS-Geschäftsbericht 2000: 17). 

Die Zielsteuerung funktioniert nach dem Prinzip einer Ex-ante-Formulierung von Leis­
tungszielen und einer Ex-post-Messung von Ergebnissen und Wirkungen. Dies ermöglicht 
eine dezentrale Umsetzung von zentral formulierten strategischen Zielen (Lutz et al. 2013: 4).

Zudem muss das AMS laut §40 des Arbeitsmarktservice-Gesetzes (AMSG) einen »Länger­
fristigen Plan« vorlegen, der für einen Zeitraum von mindestens drei Jahren gilt und in dem 
die arbeitsmarktpolitische Schwerpunktsetzung und die Entwicklung der Leistungen des AMS 
beschrieben sind (AMS 1997: 3). Dieser »Längerfristige Plan« wird von den Fachabteilungen 
der BGS erarbeitet und nach Abstimmung mit dem Vorstand dem so genannten »Strategie­
ausschuss des Verwaltungsrates« zur Diskussion und zu allfälligen Abänderungen vorgelegt. 
Nach Beschluss durch den Verwaltungsrat wird der »Längerfristige Plan« durch das zuständige 
Bundesministerium und im Einvernehmen mit dem Finanzministerium genehmigt.

2.1  �Strukturelle Einbindung der Arbeitsmarktpolitik  
für Frauen im AMS

Mit der Ausgliederung wurde aus dem Frauenreferat der Arbeitsmarktverwaltung die Abtei­
lung »Arbeitsmarktpolitik für Frauen« in der neuen Bundesgeschäftsstelle (BGS) des AMS. 
Dieser strukturellen Einbindung der arbeitsmarktpolitischen Frauenarbeit in das AMS ging ein 
längerer Diskussionsprozess, sowohl innerhalb des »Arbeitskreises der Frauenreferentinnen«, 
dem ehemaligen »Frauenreferat der Arbeitsmarktverwaltung« als auch zwischen diesem und 
dem späteren Vorstandsvorsitzenden des AMS Herbert Buchinger voraus. Hilde Stockhammer 
erinnert sich an die Diskussionen im »Arbeitskreis der Frauenreferentinnen«: »Das war eine der 
ersten ganz ausführlichen Debatten. Die Frage war, wie wir uns in der neuen Organisation positio-
nieren. Fordern wir eine Abteilung, oder – das war eine Idee von Herbert Buchinger – macht man 
in jedem Fachbereich eine Frauenbeauftragte, die sich dann projektartig zusammenschließen? Das 
war an sich auch keine uninteressante Idee. Mit dieser Frage haben wir uns ein ganzes Sommer-
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seminar beschäftigt. Wir haben die Ideen durchgedacht und kamen dann zum Ergebnis, dass in 
der Organisation und in der Kultur eine Abteilung einfach mehr zählt und in den Fachbereichen 
würde die Thematik möglicherweise untergehen.« [Hilde Stockhammer]

Im »Positionspapier des Arbeitskreises der Frauenreferentinnen der Landesgeschäftsstellen 
zur arbeitsmarktpolitischen Frauenarbeit im AMS« aus dem Jahr 1994 heißt es dann: »Der Ar­
beitskreis der Frauenreferentinnen weist mit allem Nachdruck darauf hin, dass (…) eine eigene 
Frauen-Organisationseinheit in der Bundesgeschäftsstelle unabdingbar ist, um die Ausführungen 
des gesetzlichen Auftrages zentral sicherzustellen – integraler Bestandteil der Aufgabe ist die Koor­
dinierung der Frauenarbeit im gesamten AMS« (»Arbeitskreis der Frauenreferentinnen« 1994: 1).

Die nächste Debatte im »Arbeitskreis der Frauenreferentinnen« ging um die Frage, wo 
bzw. auf welcher Ebene die neue Abteilung angesiedelt werden sollte. Hier war allerdings sehr 
schnell klar, dass die neue Frauenabteilung beim Vorstand angesiedelt sein und nicht etwa 
einem Fachbereich, wie zum Bespiel dem damaligen »Beratungs- und Vermittlungsservice« 
zugeordnet werden sollte. 

Die Frage der institutionellen Verankerung der neuen Frauenabteilung stand auch in enger 
Verbindung mit der Frage, welche Funktion diese Abteilung im AMS haben sollte: kritische 
Beobachterin, distanzierte Kommentatorin oder verantwortungsvolle Gestalterin? Hilde Stock­
hammer hält dazu fest: »Auch relativ am Anfang gab es die Debatte: Was wollen wir sein? Sind 
wir ein Beratungs-Gremium für den Vorstand und für die Organisation oder sind wir ganz nahe 
an der Führung dran? Wie viel Freiraum wollen wir? Wie viel geben wir auf, wenn wir so eng an 
die Führung angebunden sind? Das war schon auch unter dem Motto: Wo haben wir mehr Macht 
oder mehr Einfluss?« [Hilde Stockhammer]

Letztendlich entschloss sich der Arbeitskreis bzw. das ehemalige Frauenreferat der Arbeits­
marktverwaltung dazu, Teil der neuen Organisation des AMS, mitgestalten und damit mitver­
antwortlich sein zu wollen: »Herbert Buchinger hat es auf den Punkt gebracht, indem er sagte: 
›Seid ihr bereit, mit uns das zu tragen, auch die arbeitsmarktpolitischen Entwicklungen mitzutra-
gen – das war vorher auch schon die Frage – oder wollt ihr Kritik, also politische Kritik mehr oder 
minder vom Rand ausüben?‹ Und wir haben gesagt: ›Nein, wir wollen Teil der Organisation sein 
und Teil der ganzen Organisationsentwicklung.‹« [Hilde Stockhammer]

Mit ihren Vorstellungen stieß der »Arbeitskreis der Frauenreferentinnen« aber nicht nur 
auf ein offenes Ohr beim zukünftigen Vorstand des AMS, sondern erhielt auch Unterstützung 
und Rückhalt von politischer Ebene, wie zum Beispiel der damaligen Bundesministerin für 
Frauenangelegenheiten Johanna Dohnal, der Frauenabteilung in der Arbeiterkammer, aber 
auch durch verbündete Frauen und Männer im Bundesministerium für Arbeit und Soziales.

Für Hilde Stockhammer schuf das AMS mit der Einrichtung einer eigenen Abteilung »Ar­
beitsmarktpolitik für Frauen« auf BGS-Ebene eine wichtige strukturelle Voraussetzung für die 
weitere Arbeit. Sie beschreibt die damit einhergehende Neuausrichtung mit folgenden Worten: 
»Konnte man vorher den impliziten Organisationsauftrag mit ›seid in Bewegung und verändert 
nichts‹ umschreiben, so gab es dann den gesetzlichen Auftrag laut AMSG § 31 (3), nämlich die 
Dienstleistungen des AMS so zu gestalten, dass sie die Chancengleichheit zwischen Frauen und 
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Männern fördern und möglichst zum Abbau des geteilten Arbeitsmarktes beitragen« (Stock­
hammer 2001: 2). 

Auch Gabi Beidl, die im Zuge der Einrichtung der Abteilung »Arbeitsmarktpolitik für 
Frauen« stellvertretende Leiterin werden sollte, erinnert sich an die qualitative Veränderung 
der Arbeitsmarktpolitik für Frauen in Folge der Ausgliederung: »Was wir vorher gekannt haben, 
war dieses: Man bietet oder man gesteht irgendwo eine Spielwiese zu. Das war das Problem, das 
wir früher gehabt haben und aus der AMV ein Stück mitgenommen haben. Irgendwie dort etwas, 
da etwas, aber sozusagen in der Summe nicht konsistent und konsequent verfolgt, weil es zu zer-
fleddert war.« [Gabi Beidl]

Die inhaltliche Arbeit der Abteilung »Arbeitsmarktpolitik für Frauen« konzentrierte sich 
zunächst auf die Verankerung der Chancengleichheit im Leitbild der neuen Organisation des 
AMS, wie Gabi Dallinger-König es formuliert: »Später, als wir dann angefangen haben uns ein-
zumischen, nachdem aus der AMV das AMS geworden ist, haben wir geschaut, dass die Chan-
cengleichheit ins Leitbild reinkommt.« [Gabi Dallinger-König]

Der Absatz im AMS Leitbild lautet(e) danach folglich: »Chancengleichheit ist uns ein wich­
tiges Anliegen. Wir fördern am Arbeitsmarkt benachteiligte Menschen und setzen uns beson­
ders für die Gleichstellung von Frauen ein«. 

Aber auch die Beteiligung an der Ausformulierung der »Arbeitsmarktpolitischen Jahresziele« 
des AMS, die Ausarbeitung und Umsetzung eines Sonderprogrammes für Wiedereinsteigerin­
nen – erstmals mit einem klarem Budget für so genannte »Frauenmaßnahmen« (siehe: Kapi­
tel 3), frauenspezifisches Controlling bzw. frauenspezifische Berichterstellung, die Begutachtung 
interner Richtlinien und die Neuausarbeitung eines arbeitsmarktpolitischen Frauenprogrammes 
waren wichtige inhaltliche Arbeiten in den ersten Jahren des AMS (Stockhammer 2001: 2). 

Gabi Beidl erzählt, wie wichtig es der Abteilung »Arbeitsmarktpolitik für Frauen« von An­
fang an war, beim Controlling, sprich der Planung, Steuerung und Kontrolle des AMS dabei zu 
sein, um somit auch über empirische Datengrundlagen für eine erfolgreiche arbeitsmarktpoliti­
sche Frauenförderung zu verfügen: »Wir haben uns von Anfang an auch in den Controlling-Pro-
zess eingebracht. Es hat eine Arbeitsgruppe gegeben, da waren wir dabei, um sicherzustellen, dass 
man bei den Diskussionen, beim Reporting, bei den Analysen von Anfang an mitreden kann. Wir 
haben uns auch mit den Controlling- und Planungsprozessen auseinandergesetzt.« [Gabi Beidl]

Wichtig bei diesem Prozess war auch der Blick auf die Landesebene und die Einbezie­
hung bzw. das Engagement der Frauenreferentinnen der LGS. Manchmal war hier aber auch 
die Intervention von Seiten der BGS notwendig: »Wir haben auch für die Frauen, also nicht 
nur bei uns selber, also sprich auf BGS-Ebene, geschaut, denn es gibt ja so einen Ablauf, dass 
ausgehend von der Bundesebene in den Ländern für die Landesebene dann wieder auch diese 
Prozesse mehr oder weniger laufen. Da haben wir geschaut, dass die Frauenreferentinnen sich 
auch einmischen, damit man das nicht verliert, weil sonst verpufft das und bleibt irgendwo 
hängen auf der oberen Ebene und kann nicht weiter nach unten verfolgt werden. Da haben wir 
bei den Zielvorgaben immer geschaut und dann halt dann interveniert, dort, wo wir gefunden 
haben, es ist notwendig.« [Gabi Beidl]
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Bezogen auf die weitere strukturelle Verankerung standen die Konzeption und Implemen­
tierung einer Ausbildung für Frauenreferentinnen der RGS, der Netzwerkaufbau bzw. regionale 
Treffen der Frauenreferentinnen und die Kooperation mit den Fachabteilungen sowie die Bil­
dung von Frauennetzwerken (siehe: Kapitel 2.2) nach außen auf dem Plan. Bereits 1994 wurde 
die dreiwöchige Ausbildung für die Frauenreferentinnen der RGS konzipiert und gestartet. Seit 
1996 werden darüber hinaus auch themenspezifische Spezialseminare angeboten. Besonders 
wichtig sollte auch die Ausarbeitung einer neuen Richtlinie für die Aufgaben der Frauenrefe­
rentinnen im AMS im Jahr 1998 sein (siehe: Kapitel 2.3) (Stockhammer 2001: 2).

2.2  �Vernetzung und Rückhalt des Managements als 
Erfolgsgarant für eine Arbeitsmarktpolitik für Frauen

Die gelungene Vernetzung einerseits der Frauenreferentinnen – sowohl auf LGS-Ebene als auch 
auf RGS-Ebene – und andererseits mit den Vertreterinnen der Interessenvertretungen der Ar­
beitnehmerInnen und ArbeitgeberInnen bzw. seit 2000 auch mit den LGS-Leiterinnen, aber 
auch mit Frauenvertreterinnen verschiedenster Institutionen im Rahmen des Arbeitskreises 
»Fraueninteressen am Arbeitsmarkt« sind wesentliche Faktoren einer erfolgreichen Arbeits­
marktpolitik für Frauen.

Vor allem für die Frauenreferentinnen auf RGS-Ebene war die Vernetzung besonders 
wichtig, da es in machen LGS besonders schwierig war, arbeitsmarktpolitische Frauenförde­
rung umzusetzen. Hier bot die Vernetzung die notwendige Unterstützung bzw. den erforder­
lichen Rückhalt: »Also das hat schon sehr geholfen, weil wir auch die Seminare immer gehabt 
haben, also wir mit den Frauenreferentinnen der Länder. Dann wurde auch die Vernetzung der 
Frauenreferentinnen der RGS verstärkt, weil es auch in den LGS zum Teil schwierig war oder halt 
unterschiedlich – mit unterschiedlichem Engagement betrieben worden ist, je nachdem wie die 
Strukturen waren.« [Gabi Beidl]

1999 fand dann auch die erste »Gesamtösterreichische Tagung aller Frauenreferentinnen des 
AMS« in Wien statt. Im Mittelpunkt der Tagung stand das Thema »Eigenständige Existenzsiche­
rung und ökonomische Unabhängigkeit von Frauen«. Nach dem Einleitungsreferat von Ingrid 
Mairhuber zur »Position der Frauen im österreichischen System der sozialen Sicherheit« fand 
eine ausführliche Diskussion zur Frage »Was wären aus Ihren Erfahrungen als Frauenreferentin 
und Beraterin wesentliche Punkte, die für Frauen zur sozialen Absicherung verändert werden 
müssten?« mit den Frauenreferentinnen statt. Ebenfalls diskutiert wurden zwei Richtlinien, 
jene zur »Betreuung von arbeitsuchenden Personen mit Betreuungspflichten für Kinder« und 
die »Richtlinie für die Aufgaben der Frauenreferentinnen in LGS und RGS« (siehe: Kapitel 2.4). 

Die Tagung war nicht nur wegen der zahlreichen Teilnehmerinnen ein Erfolg. Von den 
Frauenreferentinnen wurde auch der Wunsch einer »Institutionalisierung dieser Form des Info- 
und Erfahrungsaustausches als Chance, sich mit anderen Bundesländern auszutauschen und 
insgesamt neue Motivation und Ideen für die Arbeit zu schöpfen« (AMS 1999b: 7) geäußert.
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Gesamtösterreichische Tagung aller Frauenreferentinnen des AMS im Jahr 1999

Quelle: Hilde Stockhammer
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Im Hinblick auf die gelungene Vernetzung kommt – wie viele InterviewpartnerInnen unter­
streichen – vor allem Hilde Stockhammer eine sehr wichtige Rolle zu. Sabine Hafner, Leiterin 
der Abteilung »Dienstleistungen Arbeitsmarktservice« im Bundesministerium für Arbeit, Sozi­
ales, Gesundheit und Konsumentenschutz (BMASGK) sowie Leiterin des Strategieausschusses 
im Verwaltungsrat betont: »Da hat die Hilde einen ganz großen Verdienst bei dieser Netzwerk-
arbeit. Auch mit ihrem pragmatischen Zugang, wo sie es wirklich auch schafft, diese ganze tolle 
Theorie Gender Mainstreaming, die ganzen Beschlüsse, auf EU und auf nationaler Ebene wirklich 
in eine Organisation hineinzutragen. Und das braucht eine große Vernetzungs- und Überzeu-
gungskunst.« [Sabine Hafner]

Die Vernetzung mit den Vertreterinnen der Interessenvertretungen der Arbeitnehmer­
Innen war vor allem auch im Hinblick auf die Beschlussfassung von arbeitsmarktpolitischen 
Frauenanliegen im Verwaltungsrat des AMS wichtig. In diesem werden jährlich die Ziele der 
Arbeitsmarktpolitik beschlossen. Die Abteilung »Arbeitsmarktpolitik für Frauen« ist darin je­
doch nicht vertreten. Ingrid Moritz, Leiterin der Abteilung »Frauen und Familie« der Arbeiter­
kammer Wien und ehemaliges Ersatzmitglied im Verwaltungsrat, hebt auch hier die Rolle von 
Hilde Stockhammer hervor: »Die Hilde ist eine gute Netzwerkerin. Wir haben uns immer wieder 
vernetzt und geschaut: Was wollen wir im AMS erreichen? Und wir – Elisabeth Rolzhauser vom 
ÖGB und ich – habe unsere Zielsetzungen dann ganz stark in den Verwaltungsrat reingetragen, 
wie zum Beispile die Wiedereinsteigerinnen. Also wir haben uns da einfach immer miteinander 
verständigt.« [Ingrid Moritz]

Zur Festigung dieser Vernetzung vor allem auch zur inhaltlichen Vertiefung, hielten Hilde 
Stockhammer, Ingrid Moritz und Elisabeth Rolzhauser, ehemalige Bundesfrauensekretärin 
des ÖGB, gemeinsame Klausuren ab und die Vertreterinnen der Interessenvertretungen der 
ArbeitnehmerInnen nahmen und nehmen vereinzelt auch an Teilen der Sommer-Seminare 
des »Arbeitskreises der Frauenreferentinnen« teil. Ingrid Moritz erzählt auch, dass diese Ver­
netzung äußerst wirkungsvoll im Sinne der arbeitsmarktpolitischen Frauenförderung war: 
»Wir drei haben einmal im Jahr sozusagen eine Klausur gemacht, wo wir reflektiert haben: Was 
ist abgelaufen in dem Jahr in der Arbeitsmarktpolitik? Was wollen wir erreichen? Wir waren 
dabei hoch wirksam, wirklich für das, was wir wollten, das war einfach wirklich hervorragend.« 
[Ingrid Moritz]

Inhalte, auf die sie sich einigten, wurden dann in die jeweilige Organisation getragen und 
hatten somit die Chance, in die Beratungen und Beschlussfassung des Verwaltungsrates des 
AMS Eingang zu finden. So wurde etwa das Thema »Wiedereinstieg« zu einem Thema des 
Verwaltungsrates (siehe: Kapitel 3.3): »Wir haben uns überlegt: ›Was wäre wichtig und wie könn-
ten wir das angehen?‹ Dann hieß es: ›Die Hilde redet mit dem Herbert Buchinger, ich rede mit 
unseren AK-Mitgliedern im Verwaltungsrat oder mit dem Präsidenten, und die Elisabeth mit dem 
ÖGB.‹ Dann haben wir das jeweils in der Organisation besprochen, dann ist das vielleicht noch 
abgeändert worden. Aber jede von uns hat sozusagen die eigene Organisation auf unser Anliegen 
hin gebrieft, und dann haben wir das in diese Sitzungen reingebracht. Zum Beispiel Wiedereinstieg 
ist so ein Thema des Verwaltungsrats geworden.« [Ingrid Moritz]
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Am 5. Februar 2005 fand die erste gemeinsame Veranstaltung von Führungsfrauen aus 
Österreichischer Wirtschaftskammer (WKÖ), AMS und Industriellenvereinigung unter dem 
Titel »Frauen – Netzwerke – Lobbying« statt. Ziel war einerseits, Frauen aus allen Institu­
tionen in ihren Karrierewegen zu unterstützen, andererseits der Austausch zu inhaltlichen 
arbeitsmarkt- und gesellschaftspolitischen Themen. Seither bereitet abwechselnd jeweils eine 
Organisation federführend ca. einmal im Jahr eine Veranstaltung vor. Als Unterstützerin auf 
höchster Ebene war bis 2017 auch die Generalsekretärin der WKÖ, Anna Maria Hochhauser, 
mit dabei.

Ein Vorläufer des Arbeitskreises »Fraueninteressen am Arbeitsmarkt« war noch zur Zeit 
der AMV auf Wien-Ebene von der damaligen Frauenreferentin im Landesarbeitsamt Wien 
Veronika Aziz-Burkhart gegründet worden. Nach der Ausgliederung des AMS wurde der Ar­
beitskreis auf Bundesebene übernommen bzw. fortgeführt und zunächst abwechselnd vom 
Frauengrundsatzreferat im Bundesministerium für Arbeit und Soziales bzw. der Abteilung 
»Arbeitsmarktpolitik für Frauen« geleitet, bis die Organisation schlussendlich ganz vom AMS 
übernommen wurde. Der Arbeitskreis »Fraueninteressen am Arbeitsmarkt« trifft sich drei- bis 
viermal im Jahr und dient vor allem dem Informationsaustausch und als Diskussionsforum. 
Teilnehmerinnen sind Frauenvertreterinnen öffentlicher Einrichtungen, wie etwa das Bundes­
ministerium für Arbeit, Soziales, Gesundheit und Konsumentenschutz, das Bundesministe­
rium für Frauen, Jugend und Familie, die Gemeinde Wien, aber auch arbeitsmarktpolitische 
Fraueneinrichtungen sowie einzelne Forschungseinrichtungen.

Neben der breiten Vernetzung mit den Frauenreferentinnen, den Landesgeschäftsführerin­
nen, den Frauenvertreterinnen der Interessenvertretungen im Verwaltungsrat und verschie­
denster Institutionen kam und kommt – so auch die Wahrnehmung zahlreicher Interview­
partnerInnen – dem Management des AMS eine sehr wichtige Rolle bei der Umsetzung der 
Arbeitsmarktpolitik für Frauen zu. Sabine Hafner stellt diesbezüglich fest: »Auch wie das Ma-
nagement an einem Strang zieht. Also ich glaube, das ist wirklich in ganz wenigen Organisationen 
der Fall. Ich meine, das AMS hat es wirklich geschafft, diese Strategie top-down umzusetzen. Und 
anders geht es nicht, also wenn sie da nicht auch die ganze Führungsebene – und die Vorstands
ebene ist männlich besetzt – hinter sich hätten. Das ist schon auch ein Verdienst von der Hilde, 
es so zu schaffen, da alle mitzunehmen, und dass das oberste Management so dahintersteht.« 
[Sabine Hafner]

Aber auch die langjährige Zusammenarbeit mit den Frauenberatungsstellen bzw. arbeits­
marktpolitischen Fraueneinrichtungen war und ist wesentlich, insbesondere wenn es um die 
Gewährleistung von frauenspezifischen Beratungs- und Qualifizierungsangeboten geht. Diese 
Zusammenarbeit veränderte sich mit der Ausgliederung des AMS grundlegend bzw. wurde auf 
neue Beine gestellt.

Viele Frauenberatungsstellen waren in den 1980er-Jahren im Zuge der experimentellen 
Arbeitsmarktpolitik unter Bundesminister Alfred Dallinger entstanden (siehe: Lechner et al. 
2017). Dabei – so die Schilderungen von Vertreterinnen der Frauenberatungsstellen – traten 
Frauen in den einzelnen Bundesländern oder auch Regionen, die eine Idee für ein frauenspe­
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zifisches Beratungs-, Ausbildungs- oder Weiterbildungsangebot hatten, an die damaligen Lan­
desarbeitsämter oder regionalen Arbeitsämter des AMV heran und ersuchten um finanzielle 
Förderung für die Entwicklung und / oder Ausführung eines spezifischen Angebotes bzw. spe­
zifischer Instrumente. 

Ulrike Bernauer von der »VFQ – Gesellschaft für Frauen und Qualifikation GmbH« 
(www.vfq.at) erinnert sich an die Anfänge Ende der 1980er-Jahre: »Die VFQ GmbH ist ge-
gründet worden von drei jungen Frauen, die alle eine Facharbeiterinnen-Kurzausbildung als 
Tischlerinnen hinter sich hatten und der Meinung waren, dass sie nicht in einer normalen 
Tischlerei arbeiten wollen, sondern in einer Frauen-Tischlerei. Sie sind dann in die Arbeits-
marktverwaltung marschiert und haben den damals jungen Sachbearbeiter Herbert Buchinger 
traktiert, sie möchten eine Frauen-Tischlerei. Dieser meinte aber, dass er das nicht finanzieren 
kann, aber sollten sie eine Ausbildungs-Werkstatt für Frauen, für Tischlerinnen machen wollen, 
dann könnte man darüber reden. Aufgrund dessen ist dann für ein halbes Jahr ein Konzept, 
also eine Projektvorbereitung finanziert worden. Es ist einerseits Berufsorientierung für junge 
Frauen im nicht-traditionellen Bereich entwickelt worden und andererseits eine Ausbildung für 
Frauen als Tischlerinnen, also Ausbildungs-Werkstätte. Das sind die Wurzeln von der VFQ.« 
[Ulrike Bernauer]

Auch die »Frauenstiftung Steyr« (www.frauenstiftung.at) hat eine ähnliche Entstehungsge­
schichte, wie Klaudia Burtscher erzählt: »Die Frauenstiftung Steyr war 1991 als Verein Frauen-
Arbeit Steyr gegründet worden. Anlass war, dass es damals sehr viele Kündigungen von Industrie
betrieben in der Region gegeben hat, die vor allem Frauen beschäftigt hatten. Daraufhin sind 
engagierte Frauen aus der Gewerkschaft, aber auch aus der Politik hergegangen und haben gesagt: 
›Die großen metallverarbeitenden Firmen zahlen in Stiftungen ein, die Männer haben was, aber 
dort, wo die Frauen-Arbeitsplätze sind, gibt es nichts.‹ Mit der Idee sind sie dann ans AMS her-
angetreten und auch mit massiver Unterstützung durch Johanna Dohnal hat das AMS Oberös-
terreich dann gesagt: ›Na ja, zahlen wir halt einmal eine Projektvorbereitung. Die sollen sich das 
einmal überlegen, wie denn das ausschauen könnte, so eine Art Stiftung für die Frauen.‹ Nach 
dieser Projektvorbereitung war der damalige Vorstand auch sehr risikobereit und hat schon Leute 
angestellt und Büroräume gemietet und ist dann zum AMS gegangen. Dem AMS ist irgendwie fast 
nichts anderes mehr übriggeblieben. So wurde der Verein Frauen-Arbeit Steyr als stiftungsähn
liches Angebot gegründet.« [Klaudia Burtscher]

Renate Frank von »Zentren für Ausbildungsmanagement Steiermark« (ZAM) betont, 
wie wichtig die Zusammenarbeit zwischen engagierten Personen in der damaligen AMV 
und vor allem der ersten Frauenreferentin in der Steiermark, Herta Kindermann-Wlasak, 
und den Frauen bzw. Expertinnen in der Region für das Entstehen frauenspezifischer An­
gebote war: »Herta Kindermann-Wlasak war in der Steiermark AMV-Beraterin, dann erste 
Frauenreferentin und hat von der Pike auf die Frauenförderung in der AMV vorangetrieben. 
Sie hat auch immer Verbündete gehabt, die als Expertinnen mit ihr gemeinsam konzipiert 
haben. Da waren die Expertinnen, die aufeinander gehört haben. Die Frauenträger oder die 
Engagierten außerhalb von der AMV haben sagen können: ›Das wäre gescheit für die Frauen. 
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Das ist wichtig. Tut das!‹ Und die AMV hat gesagt: ›Okay, probiert. Wir haben Geld dafür‹.« 
[Renate Frank]

1992 wurde der erste ZAM-Verein, damals noch unter einem anderen Namen, in der Stei­
ermark gegründet (www.zam-steiermark.at). Insgesamt sollten in den 1990er-Jahren neun Ver­
eine entstehen. Diese waren regional angesiedelt und wurden vom AMS sowie von den Ge­
meinden finanziert: »Mit dem AMS gemeinsam entwickelt worden ist dann die inhaltliche Idee, 
so wie wir als ZAM heute noch aufgestellt sind. Das heißt, wir haben mit den Frauen gearbeitet. 
Wir haben mit den Unternehmen gearbeitet. Wir haben im traditionellen Bereich und im nicht-
traditionellen Bereich gearbeitet. Beratung, Qualifizierung, Begleitung, duale Ausbildungen.« 
[Renate Frank]

Rosemarie Ertl vom »Netzwerk österreichische Frauen- und Mädchenberatungsstellen« 
(www.netzwerk-frauenberatung.at) erzählt, wie die »Frauenberatungsstelle Kassandra« in 
Mödling im Zuge der experimentellen Arbeitsmarktpolitik entstanden ist: »Die Frauenbera-
tungsstelle Kassandra in Mödling war 1988 im Zuge der experimentellen Arbeitsmarktpolitik als 
Beratungsstelle für von Erwerbslosigkeit bedrohte Mädchen und Frauen gegründet worden. Wir 
sind damals vom Institut für Arbeitsmarktbetreuung angefragt worden, ob wir eine Mädchen-
beratungsstelle in Mödling aufbauen möchten. Das Landesarbeitsamt Niederösterreich war sehr 
stark dran interessiert, dass dort etwas aufgebaut wird, vor allem auch im Hinblick darauf, dass 
Mödling ein Schulstandort war mit HTL, denn die Idee war mehr Mädchen in die technischen 
Berufe zu bringen. Und es ist damals auch noch die Vorbereitungszeit vorfinanziert worden. 
Aber es war einfach so viel an Ausprobieren möglich, zu schauen: Was brauchen die Mädchen? 
Was brauchen die Frauen? Und es hat sich dann auch ziemlich schnell herausgestellt, dass in 
Mödling auch die Frauen zu uns kommen, denn für die hat es auch nichts gegeben, und dass wir 
da unser Angebot da auch ziemlich schnell auch ausgeweitet haben für Mädchen und Frauen.« 
[Rosemarie Ertl]

Auch Margarete Bican, Leiterin von »Sprungbrett – Beratungsstelle für Mädchen und junge 
Frauen in Wien« (www.sprungbrett.or.at), erzählt, wie wichtig 1987 bei der Gründung die inno­
vative Arbeitsmarktpolitik von Bundesminister Alfred Dallinger, aber auch die Unterstützung 
der damaligen Staatssekretärin Johanna Dohnal war. Die Gründungsgeschichte von Sprung­
brett verlief dabei ganz ähnlich wie die der bereits beschriebenen Einrichtungen, nämlich von 
der AMV-finanzierten Ideenentwicklung zum konkreten Angebot.

Etwas anders verlief die Gründung des abz*austria. Dieses wurde 1991  – damals als 
abz*meidling – auf Initiative des Landesarbeitsamtes Wien gegründet, um in einer bestimmten 
Problemregion von Meidling Ausbildungs- und Beschäftigungsverhältnisse für Frauen in tra­
ditionellen Bereichen zu schaffen. Neben beträchtlichen Fördermitteln des Landesarbeitsamtes 
Wien wurde der neugegründete Verein auch von der Stadt Wien finanziert. Darüber hinaus 
zahlten zwölf Kooperationsunternehmen nicht nur einen Mitgliedsbeitrag sondern auch einen 
geringen Anteil am Einkommen der auszubildenden Frauen.

Manuele Vollmann, Geschäftsführerin des abz*austria, erinnert sich an die Gründung: 
»Wir sind ja keine Frauenberatungsstelle gewesen von Anfang an und auch nicht wirklich ein 
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reines Bottom-up, sondern gewollt und ausgeschrieben von der Arbeitsmarktverwaltung in Wien. 
Dann haben wir dieses Projekt konzipiert. Elf Monate lang haben wir daran gearbeitet. Am Be-
ginn waren im Projekt achtzehn Wiedereinsteigerinnen, die in der Gegend vom Schöpfwerk oder 
im Süden von Wien wohnten und arbeitslos waren. Diese lernten und arbeiteten und sollten so 
in zwölf Monaten wieder fit für den Job gemacht werden.« [Manuela Vollmann]

1997 nannte sich das abz*meidling in abz*wien um und betrieb bereits sieben Stand­
orte. In den darauffolgenden Jahren erweiterte das abz*wien mehrfach seine Geschäftsfelder 
und Standorte, arbeitet nun mit sozialen Unternehmen, der öffentlichen Hand, den Sozial­
partnerInnen und Wirtschaftsunternehmen zusammen und nannte sich in abz*austria um 
(www.abzaustria.at).

Mit der Ausgliederung des AMS änderten sich aber nicht nur die Organisation und 
Ausrichtung der Arbeitsmarktpolitik in Österreich, sondern auch die Grundlagen für die 
Zusammenarbeit mit den meisten Frauenberatungsstellen bzw. arbeitsmarktpolitischen 
Fraueneinrichtungen. Diese waren nun, wollten sie weiter mit dem AMS zusammenarbei­
ten bzw. von diesem finanziert werden, gezwungen, ihre Angebote entsprechend auszurich­
ten bzw. anzupassen. Die Beratungsstellen waren aufgrund der neuen Managementstrategie 
(MBO) bzw. der Zielvorgaben zu Dienstleistungsorganisationen des AMS geworden. Diese 
Entwicklung wurde von vielen Beratungsstellen als sehr problematisch erlebt, da es dem 
grundlegenden Verständnis der Arbeitsweise der Frauenberatungsstellen zuwiderlief. Diese 
wollten weiterhin Maßnahmen und Angebote für Frauen entwickeln und umsetzen, die 
sie für notwendig und sinnvoll erachteten, und sich nicht nach den Zielvorgaben des AMS 
richten müssen. 

Ulrike Bernauer fasst diesen Konflikt mit folgenden Worten zusammen: »Also, da ist es 
um diese Veränderung gegangen. Also wir, die Frauenträger waren so die Selbständigen und die 
Widerborstigen: Und wir lassen uns nichts sagen, sondern wir machen unsere Frauenpolitik.« 
[Ulrike Bernauer]

Durch die neuen Zielvorgaben waren, wie Ulrike Bernauer ausführt, viele langfristige 
Projekte bzw. Kurse mit einer Ausbildungsdauer von über einem Jahr existenziell gefähr­
det, da sie nicht mehr in die Zieldefinition des AMS passten. Dies betraf etwa auch die 
»VFQ GmbH«. Hier hatte dann zwischenzeitlich das Land Oberösterreich die Finanzierung 
übernommen. 

Rosemarie Ertl erzählt, dass etwa die »Frauenberatungsstelle Courage« in St. Pölten 
diese Veränderung nicht mittragen wollte: »Es hat aber zum Beispiel in Sankt Pölten auch 
eine Frauenberatungsstelle gegeben, die Courage, die haben im Zuge dieser Auslagerung be-
schlossen, dass sie unter diesen Bedingungen nicht mehr mit dem AMS zusammenarbeiten 
wollen und haben zugesperrt, weil das damals ja so dieser Schritt war in die Richtung Kurs-
maßnahmen, Zuweisungen, die Frauen kommen nicht mehr freiwillig. Und die haben ge-
sagt: ›Nein, das ist nicht unser Verständnis von einer Frauen-Beratungs-Stelle, so wollen wir 
nicht arbeiten. Deswegen treffen wir die Entscheidung und sperren die Beratungsstelle zu‹.« 
[Rosemarie Ertl]
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Margarete Bican erinnert sich auch mit folgenden Worten an diese Veränderungen: »Das 
hat sich schon sehr verändert. Weil am Anfang, da gab es keine Zielvorgaben, da gab es keine 
Vermittlungsquote, da gab es keine Zuweisung vom AMS, da gab es keine Berichte von Teilneh-
merinnen, die wir an die Regionale Geschäftsstelle des AMS liefern mussten, da gab es keine So-
zialversicherungsnummern, die wir ans AMS liefern mussten. Ich sage jetzt absichtlich ›mussten‹, 
weil das war einfach dann plötzlich anders. Also ich meine, ich will es jetzt gar nicht werten. Es ist 
jetzt anders. Wir sind einfach Auftragnehmerinnen. Das war und ist für viele Fraueneinrichtungen 
zum Teil schwierig.« [Margarete Bican]

Bereits im Oktober 1996 fand unter dem Titel »Frauen sprechen mit dem Verwal­
tungsrat« ein Treffen zwischen dem AMS-Verwaltungsrat und den Frauenberatungsstellen 
statt. Diese Treffen sollten fortgesetzt und später unter dem Namen »Dialog-Workshop« 
alle zwei bis drei Jahre stattfinden. In den ersten Zusammentreffen ging es – laut Hilde 
Stockhammer – vor allem darum, ein neues Verständnis füreinander zu bekommen. Das 
AMS erklärte worum es bei der Zusammenarbeit nun ging, dass es eine neue Manage­
mentstrategie mit Zielvorgaben gab, die jedes Jahr erfüllt werden mussten. Die Frauen­
beratungsstellen sollten hier als Partnerorganisationen das AMS unterstützen, diese Ziele 
zu erreichen. 

Hilde Stockhammer betont, dass das AMS in diesem Zusammenhang auch die Wichtigkeit 
der Zusammenarbeit mit den Fraueneinrichtungen bekräftigte und durch eine inhaltliche Be­
schreibung der Kooperation und regelmäßige Treffen versuchte, bestehende Probleme – etwa 
auf regionaler Ebene – zu lösen: »Das AMS hat festgehalten, dass es für seine frauenpolitischen 
Ziele die Zusammenarbeit mit den Fraueneinrichtungen braucht und will. Dann haben wir uns 
angeschaut, wo es Probleme gibt, und so eine Problemstellung waren die RGS, die gesagt haben: 
›Brauchen wir alles nicht, ja, machen wir selber oder sonst wer.‹ Darum haben wir dann ver-
sucht diese Kooperation zu beschreiben und die Frauenreferentinnen haben regelmäßige Treffen 
organisiert. Das war der Beginn.« [Hilde Stockhammer]

Der besondere Nutzen der Kooperation mit Frauenberatungsstellen bzw. arbeitsmarkt­
politischen Fraueneinrichtungen für das AMS wurde 2006 in einem gemeinsamen Workshop 
der LandesgeschäftsführerInnen und Vertreterinnen von Fraueneinrichtungen ausdrücklich 
hervorgehoben. Im Newsletter der Abteilung »Arbeitsmarktpolitik für Frauen« war diesbe­
züglich nachzulesen: »Die Fraueneinrichtungen sind wichtige Partnerinnen des AMS, die 
uns bei der Erreichung der Gleichstellungsziele unterstützen. Konsens gibt es darüber, dass 
diese Partnerschaft ausgebaut werden soll« (FRA-Newsletter 1 / Jänner 2007: 3).

Hilde Stockhammer stellt zudem fest, dass der innovative Charakter der Fraueneinrich­
tungen auch nach dem Veränderungsprozess durch die Ausgliederung des AMS erhalten ge­
blieben ist, was auch vom AMS sehr geschätzt wird: »Ich finde diese Innovation ist ja geblieben. 
Das ist in erster Linie der Verdienst der Beratungsstellen, dass sie im Rahmen dessen, was beauf-
tragt worden ist, das Beste daraus gemacht habt, weil sie gewusst habt, was die Frauen brauchen. 
Aber das ist ja auch das Schöne, dass es sozusagen weiterhin gelungen ist, und ich glaube, dass 
das AMS dankbar sein muss.« [Hilde Stockhammer]
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Demnach wurden einzelne Frauen-Programme, wie »Frauen in Handwerk und Tech­
nik« (FiT) (siehe: Kapitel 4.2) oder auch die Frauenberufszentren (FBZ) (siehe: Kapitel 6.1) 
bzw. deren methodische Zugänge auf Basis der Erfahrungen der Arbeit in den arbeits­
marktpolitischen Fraueneinrichtungen entwickelt, wie auch von Margarete Bican hervor­
gehoben wird: »Ich glaube, dass die Fraueneinrichtungen auch einen wesentlichen Beitrag 
dazu geleistet haben, dass es überhaupt so was wie das FiT-Programm oder das FBZ gibt. 
Weil viele von uns haben sozusagen auch von Anfang Beratung und Workshops oder Beratung 
und Kurs-Elemente verknüpft. Viele von uns haben versucht, die Frauen oder in unserem Fall 
die Mädchen, längerfristig zu begleiten, also sozusagen bevor sie eine Ausbildung haben oder 
eine Arbeitsstelle haben bis hin zum Ende ihrer Ausbildung. Alle diese Elemente, die wir davor 
innovativ und experimentell erprobt haben, sind dann in diese Programme eingeflossen.« 
[Margarete Bican]

Beim Dialog-Workshop aus dem Jahr 2009 mit dem Titel: »Strategische Partnerschaft – 
AMS und Fraueneinrichtungen« betonte Herbert Buchinger, dass die Kooperation mit den 
Fraueneinrichtungen bei der Umsetzung des arbeitsmarktpolitischen Frauenprogrammes 
einen wichtigen Stellenwert einnimmt (AMS 2009d: 2). Laut der Abteilung »Arbeitsmarkt­
politik für Frauen« waren die Fraueneinrichtungen unverzichtbare Expertinnen für die Wei­
terentwicklung des arbeitsmarktpolitischen Frauenprogrammes. Im Protokoll des Dialog-
Workshops wurde dazu näher ausgeführt: »Der Nutzen der Zusammenarbeit entsteht aus 
dem Wissenstransfer (frauenspezifische Rahmenbedingungen und Inhaltsvermittlung mit 
gleichstellungsförderndem Ansatz) bei der Umsetzung von mädchen- und frauenspezifischen 
Angeboten und aus der öffentlichen Kommunikation frauenspezifischer Anliegen und ar­
beitsmarktpolitischer Gleichstellungsstrategien (gegenüber Frauen, Unternehmen, Politik)« 
(AMS 2009d: 3). Auch für Franz Weinberger, Leiter der Abteilung »Arbeitsmarktförderung«, 
war das Know-how der Fraueneinrichtungen fester Bestandteil des Arbeitsmarkterfolges des 
AMS (AMS 2009d: 3).

2.3  �Grundlegende Ausrichtung der Arbeitsmarktpolitik für 
Frauen: Von der Chancengleichheit zur Gleichstellung

Wie bereits erwähnt, heißt es im AMSG aus dem Jahr 1994: »Insbesondere ist durch einen 
entsprechenden Einsatz der Leistungen der geschlechtsspezifischen Teilung des Arbeits­
marktes sowie der Diskriminierung der Frauen auf dem Arbeitsmarkt entgegenzuwirken« 
(AMSG § 31 Abs. 3). Damit war und ist die Ausrichtung der Arbeitsmarktpolitik für Frauen im 
AMS festgeschrieben.

In den ersten »Zielvorgaben des Bundesministers für Arbeit und Soziales«, Franz Hums, 
für das AMS aus dem Jahr 1995 wurde grundsätzlich festgehalten: »Arbeitsmarktpolitik 
ist auch Frauenpolitik« und es hieß weiter: »In Österreich müssen Frauen die Einkom­
mens- und Beschäftigungschancen der Männer erreichen. Die doppelte Aufgabe dabei ist 
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einerseits eine entsprechende Qualifikationsanpassung und -entwicklung, anderseits eine 
Unterstützung im Hinblick auf die nach wie vor bei dieser Gruppe höheren familiären Be­
treuungsleistungen, um einen Beruf oder eine Teilnahme an Qualifizierungsmaßnahmen 
zu ermöglichen« (BMASK 1995: 2). Im Rahmen der zwölf angeführten Zielvorgaben des 
Bundesministers lautete das »Frauenziel« folglich: »Förderung der Frauenbeschäftigung 
durch verstärkte Qualifizierungsmaßnahmen einerseits und durch die Beseitigung von 
Mobilitätshemmnissen andererseits. Insbesondere Ausbau der Unterstützung bei (v.  a. Kin­
der-)Betreuungspflichten und Förderung sozial verträglicher Formen von Teilzeitarbeit« 
(BMAS 1995: 8).

Dennoch enthielten die ersten vier »Arbeitsmarktpolitischen Jahresziele« des AMS 1995 
noch kein »Frauenziel«. 1996 waren dann aber von den insgesamt neun Jahreszielen des AMS 
bereits zwei so genannte »Frauenziele«. Diese lauteten: 
• � »Arbeitsaufnahme von Frauen mit Betreuungspflichten erhöhen«.
• � »Anteil der Lehrstellen für Mädchen außerhalb der fünf traditionellen Frauenberufs­

gruppen erhöhen« (siehe Tabelle im Anhang: Frauenspezifische Jahresziele des AMS,   
1996–2018).

Im AMS-Geschäftsbericht des AMS aus dem Jahr 1996 hieß es: »Die gesteckten Ziele wurden 
sowohl für Frauen als auch Männer erreicht. Frauen mit Kinderbetreuungspflichten wurden 
gezielt bei ihrer Arbeitsuche unterstützt. Um der vorhandenen Benachteiligung von Frauen 
am Arbeitsmarkt entgegenzuwirken – beispielsweise durch eine Erhöhung des Lehrstellen­
angebotes für Mädchen außerhalb der traditionellen Frauenberufe –, sind aber zusätzliche 
Anstrengungen notwendig. Dabei setzt das Arbeitsmarktservice verstärkt auf die partner­
schaftliche Zusammenarbeit mit der Wirtschaft« (AMS-Geschäftsbericht 1996: 8). 

Ein besonders wichtiger Schritt für die arbeitsmarktpolitische Frauenförderung erfolgte 
bereits ein Jahr später. 1997 wurde die Förderung der Chancengleichheit zwischen Frauen 
und Männern in den »Arbeitsmarktpolitischen Zielen« als übergreifende Zieldimension 
formuliert, das heißt, seither ist die Förderung der Chancengleichheit auch bei der Um­
setzung der einzelnen, nicht-frauenspezifischen Ziele zu berücksichtigen (AMS-Geschäfts­
bericht 2000: 17). Diese übergreifende Zieldimension konkretisierte sich u.  a. in der sehr 
wichtigen geschlechtsspezifischen Darstellung und Analyse von Indikatoren, Zielwerten 
und Ergebnissen.

Marius Wilk, Leiter des Büros des Vorstandes im AMS erinnert sich, dass die Jahresziele 
bereits 1997 nach Männern und Frauen getrennt analysiert wurden.

Auch in den Zielvorgaben der Bundesministerin für Arbeit, Gesundheit und Soziales, 
Eleonore Hostasch, aus dem Jahr 1998 wurde betreffend die Grundsätze der Steuerung und 
Ressourceneinsatz festgehalten: »Nicht zuletzt zur Bewertung des Beitrages der Arbeitsmarkt­
politik bei der Förderung der Chancengleichheit von Frauen auf dem Arbeitsmarkt erscheint 
unverzichtbar, Planungsindikatoren wie Detailergebnisse geschlechtsspezifisch auszuweisen« 
(BMAGS 1998: 4).
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Marius Wilk hält diesen Ansatz des geschlechtsspezifischen Umgangs mit Daten für einen 
ganz wesentlichen Beitrag zur Frauenförderung des AMS: »Was ich für ganz wichtig halte, ist 
diese Selbstverständlichkeit, dass man zum Beispiel bei den arbeitsmarktpolitischen Zielen oder 
ähnlichem die Daten nach Männern und Frauen trennt, und sagt, dass sich diese nicht kompen-
sieren können, sondern dass sie getrennt nach Männern und nach Frauen zu beurteilen sind. Also 
dieses Bewusstsein, dass man da genau hinschauen muss und die Zahlen auseinandernehmen 
muss, das ist wirklich eine ganz wichtige Geschichte.« [Marius Wilk]

Gabi Beidl, erinnert sich aber auch an die anfänglichen Schwierigkeiten bei der Umsetzung 
und die Rolle der Abteilung »Arbeitsmarktpolitik für Frauen« bzw. die Notwendigkeit, immer 
wieder auf die Befolgung zu achten: »Das war ja überhaupt damals eigentlich der Alltag, dass 
man sozusagen – weil das hat angefangen bei den Formulierungen – immer auf die Finger hat 
klopfen müssen, nach dem Motto: Da ist schon wieder nur die männliche Form etc. Auch in der 
Beobachtung, bei der Aufbereitung der Daten, mussten wir immer wieder schauen, dass es nach 
dem Geschlecht analysiert werden kann und auch bei den Vorgaben. Das war am Anfang schon 
eine Diskussion. Also auch das Vorstandsbüro hat meist überzeugen müssen, dass man da kon-
sequent trennt.« [Gabi Beidl]

Laut dem ersten »Längerfristigen Plan des AMS« aus dem Jahr 1999 sollten »(…) die Dienst­
leistungen des AMS dazu beitragen, bestehende Benachteiligungen abzubauen (…) und so aus­
gerichtet sein, dass sie – frauenspezifische Rahmenbedingungen berücksichtigend – Frauen bei 
dem (Wieder-)Einstieg in den Arbeitsmarkt unterstützen« (AMS 1999: 8). Die Förderung der 
Chancengleichheit sollte zudem in den jährlichen, quantitativen und qualitativen Zielsetzun­
gen des AMS seinen Niederschlag finden. 

Eine weitere wichtige Diskussion im »Arbeitskreis der Frauenreferentinnen« betraf Anfang 
der 2000er-Jahre die Frage der Definition von Gleichstellung bzw. welche Gleichstellungsziele 
das AMS verfolgt. Gabi Dallinger-König erinnert sich an die Diskussion im Sommer-Seminar: 
»Dazu haben wir ein ganzes Sommer-Seminar gearbeitet: Wie verstehen wir Gleichstellung im 
AMS? Also die Ausdifferenzierung dieses Gedankens vom Leitbild.« [Gabi Dallinger-König]

Dies schlug sich dann auch im »Längerfristigen Plan des AMS« aus dem Jahr 2003 nie­
der. Gleichstellung bedeutet seither für das AMS: »Frauen und Männer sind gleichermaßen 
auf existenzsichernden, ökonomische Unabhängigkeit gewährleistenden Arbeitsplätzen ins 
Erwerbsleben integriert. Sie haben den gleichen Zugang zu allen Berufen und verteilen sich 
gleichermaßen auf alle hierarchischen Ebenen der Arbeitswelt« (AMS 2003: 21). Besonders 
wichtig ist hier der Verweis auf »existenzsichernde Arbeitsplätze«. Darin drückt sich eine kri­
tische Haltung gegenüber Teilzeitbeschäftigung von Frauen aus, zumindest dann, wenn diese 
kein existenzsicherndes Einkommen garantiert.

Im »Längerfristigen Plan des AMS« von 2003 wurden zudem folgende Indikatoren zur 
Überprüfung der Gleichstellung festgelegt, die noch immer Gültigkeit haben: Erwerbs-, Ar­
beitslosen- und Beschäftigungsquoten, geschlechtsspezifische Segregation und Einkommens­
differentiale (AMS, 2003: 21). Die Gleichstellung von Frauen und Männern auf dem Arbeits­
markt solle seither durch folgende generelle Strategien erreicht werden:
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• � Erhöhung der Erwerbsbeteiligung von Frauen: »Um die Erwerbsquoten der Frauen an die 
der Männer anzugleichen, gilt es, geschlechtsspezifische Barrieren abzubauen, die Frauen in 
erwerbsfernen Positionen halten« (AMS 2003: 21). Als Maßnahmen wurden u.  a. angeführt: 
Förderung von Unterstützungsstrukturen für Kinderbetreuung; Unterstützung des Wieder­
einstieges nach Familienpause (AMS 2003: 21). Hier war noch die Rede von »Wiedereinstieg 
nach Familienpausen«, später sollte es »Unterstützung des frühzeitigen Wiedereinstieges« 
heißen (siehe: Kapitel 3).

• � Erhöhung der Frauenbeschäftigung / Bekämpfung der Arbeitslosigkeit: »Vorhandene ge­
schlechtsspezifische Benachteiligungen auf dem Arbeitsmarkt, z.  B. durch mangelnde Ver­
einbarkeit von Beruf und Familie, müssen verändert werden, um die konkreten Arbeits­
marktchancen von Frauen zu erhöhen« (AMS 2003: 21). Genannte Maßnahmen waren 
bzw. sind u.  a.: Förderung der beruflichen (Neu-)Orientierung von Frauen; Förderung der 
Qualifizierung von Frauen und die Akquisition von Arbeitsplätzen mit flexibler Arbeits­
zeitgestaltung (AMS 2003: 21).

• � Gleicher Zugang zu allen Berufen und Positionen / Verringerung der Einkommensunter­
schiede: »Der geschlechtsspezifisch segregierte Arbeitsmarkt setzt die Diskriminierung fort. 
Daher ist die Teilhabe von Frauen an einem breiten zukunftsorientierten Berufsspektrum 
zu fördern« (AMS 2003: 21 f.). Als Maßnahmen wurden und werden hier u.  a. angeführt: 
Unterstützung von Frauen und Mädchen bei der Berufswahl; Unterstützung beim Zugang 
zu existenzsichernden Arbeitsplätzen; Förderung des Zuganges zu betrieblicher Weiter­
bildung und beruflicher Höherqualifizierung (AMS 2003: 22) (siehe: Kapitel 4).

2.4  �Entwicklung der Ressourcen und Kompetenzen der 
Frauenreferentinnen in den späten 1990er-Jahren

Wie bereits erwähnt kam der Ausarbeitung einer neuen Richtlinie für die Aufgaben der Frauen­
referentinnen im neuen AMS sowohl auf Ebene der LGS als auch der RGS große Bedeutung 
zu. Gabi Beidl erinnert sich an die Arbeitsschwerpunkte der Abteilung »Arbeitsmarktpolitik 
für Frauen« zu Beginn: »Zuerst ging es um die Strukturen mit der Verankerung der Rollen, also 
weniger auf BGS-Ebene als in den Ländern und RGS. Auch die Absicherung der kontinuierlichen 
Zusammenarbeit war wichtig. Also die Absicherung der Zuständigkeiten und Kompetenzen auf 
allen Ebenen stand sicher lange Zeit im Vordergrund.« [Gabi Beidl]

Die neue »Richtlinie für die Aufgaben der Frauenreferentinnen in LGS und RGS« trat am 
8. März 1998 in Kraft. Sie wurde von den Frauenreferentinnen grundsätzlich positiv beurteilt, 
insbesondere die Klarstellung und Konkretisierung der Aufgaben wurden als wichtiger Bei­
trag zur Identitätsstiftung der Frauenreferentinnen und ihrer Positionierung im AMS gesehen 
(AMS 2000b: 1).

Ziel der Richtlinie war es, durch die Beschreibung der Aufgaben, Kompetenzen und Rah­
menbedingungen sicherzustellen, »(…) dass die Funktion der Frauenreferentin in allen Landes- 
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und Regionalen Geschäftsstellen systematisch und verbindlich wahrgenommen wird, um damit 
das Arbeitsmarktservice bei der kundinnengerechten Gestaltung der Dienstleistungen zu un­
terstützen« (AMS 1998: 2, Hervorhebung im Original).

Auch wurde nochmals die Verantwortung der Führungskräfte unterstrichen, denn mit der 
Anwendung der Richtlinie waren sowohl die LandesgeschäftsführerInnen und die LeiterInnen 
der RGS als auch die Frauenreferentinnen in den LGS und RGS beauftragt (AMS 1998: 2). In 
den Erläuterungen zur Richtlinie erfolgte zudem eine Klarstellung der Rollen der Gesamtor­
ganisation, der Führungskräfte und der Frauenreferentinnen, indem formuliert wurde: »Die 
Förderung der Chancengleichheit hat in der gesamten Geschäftspolitik des Arbeitsmarktser­
vice einen wichtigen Stellenwert und ist als übergreifende Zieldimension in den Plänen und 
Zielen verankert. Die Verantwortung für die Operationalisierung des Gleichstellungsgrundsat­
zes durch eine entsprechende Arbeitsmarktpolitik für Frauen (Formulierung, Umsetzung und 
Ergebnissicherung) liegt bei der gesamten Organisation. Die Frauenreferentinnen unterstützen 
die Leiter und Leiterinnen der Geschäftsstellen bei der Wahrnehmung ihrer diesbezüglichen 
Verantwortung« (AMS 1998: 6).

Die Frauenreferentinnen des AMS wurden als vom Unternehmen beauftragte Expertin­
nen für arbeitsmarktpolitische Frauenfragen definiert. Ihre Aufgabe war es, die Förderung der 
Gleichstellung von Frauen auf dem Arbeitsmarkt für die einzelnen Handlungsfelder der Or­
ganisation zu konkretisieren und das Unternehmen bei der frauengerechten Gestaltung der 
Dienstleistungen zu unterstützen. Der Auftrag der Frauenreferentinnen beinhaltet daher eine 
»Impuls-, Informations- und Beratungsfunktion« (AMS 1998: 2).

Im Protokoll der ersten »Gesamtösterreichischen Tagung aller Frauenreferentinnen des 
AMS« Mitte November 1999 war auch zu lesen: »Mit der Richtlinie für die Aufgaben der 
Frauenreferentinnen kommen Frauenreferentinnen in eine aktive Gestaltungsrolle. Ihre Auf­
gabe ist es, einen geschlechtsspezifisch anderen Blickwinkel einzunehmen und damit dem AMS 
insgesamt zu einem klareren Blick auf die Situation und notwendigen Angebote zur Integration 
von Frauen in den Arbeitsmarkt zu verhelfen. Dazu brauchen sie aber auch die Unterstützung 
und Anerkennung der Führungskräfte des AMS« (AMS 1999b: 7).

Die Aufgaben der Frauenreferentinnen auf Ebene der LGS ebenso wie auf Ebene der RGS 
waren zahlreich und bezogen sich auf die Handlungsfelder Arbeitsmarktanalyse, Forschung 
und Entwicklung (nur für LGS relevant), Arbeitsmarktpolitische Rahmenprogramme, Frauen­
spezifische Umsetzung, Controlling, Öffentlichkeitsarbeit, Service für Arbeitsuchende (SfA), 
Service für Unternehmen (SfU), Förderungen, existenzielle Absicherung und AusländerIn­
nenbeschäftigung sowie Mitwirkung an der Tätigkeit anderer Einrichtungen (Frauenorga­
nisationen, Interessenvertretung) (AMS 1998: 3 f.). Im Detail ging es dabei für die Frauen­
referentinnen der LGS etwa um die »Mitwirkung an der Erarbeitung der Arbeitsprogramme 
auf Basis des arbeitsmarktpolitischen Frauenprogrammes« sowie für den Bereich »Service 
für Unternehmen« die »(…) Mitwirkung bei der Formulierung von Qualitätsstandards und 
Auswahl von Maßnahmen in Hinblick auf die Erhöhung der Chancengleichheit beim Zu­
gang zur Beschäftigung; Beratung und Unterstützung bei der Maßnahmenentwicklung und 
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Umsetzung« (AMS 1998: 3). Zu den Aufgaben der Frauenreferentinnen auf Ebene der RGS 
zählten u.  a.: die »(…) Mitwirkung an der Erarbeitung der regionalen Arbeitsprogramme auf 
Basis des arbeitsmarktpolitischen Frauenprogrammes und Beobachtung der Umsetzung« und 
im Bereich des SfA, die »(…) Mitwirkung bei der Formulierung von Qualitätsstandards und 
Auswahl von Maßnahmen in Hinblick auf die frauengerechte Gestaltung des Dienstleistungs­
angebotes; Beratung und Unterstützung bei der Maßnahmenentwicklung und Umsetzung« 
(AMS 1998: 3).

Diese Fülle von Aufgaben – sowohl für die Frauenreferentinnen der LGS als auch der RGS – 
stand einerseits im Widerspruch zu den knappen bzw. nicht näher definierten Ressourcen der 
Frauenreferentinnen (siehe dazu: weiter unten). Andererseits bedeutete die Festschreibung von 
Aufgaben und Kompetenzen in der Richtlinie – ähnlich wie 1981 – die Chance bestimmte 
Tätigkeiten – eventuell auch gegen den Widerstand von Teilen der Organisation – überhaupt 
wahrnehmen zu können.

Die Richtlinie enthielt nun auch Angaben zur Qualifizierung der Frauenreferentinnen: 
»Für die Ausübung der Tätigkeit als Frauenreferentin ist eine fachspezifische Qualifizierung 
der Mitarbeiterinnen im Bereich Arbeitsmarktpolitik für Frauen Voraussetzung. Die Ausbildung 
für Frauenreferentinnen im Arbeitsmarktservice besteht aus Basismodul, Aufbauseminar I 
und II, und ist verpflichtend von allen Frauenreferentinnen zu absolvieren« (AMS 1998: 4, Her­
vorhebung im Original).

Die Frage der Stellvertretungen fand hingegen nur im Rahmen der »Auswahl- und Bestel­
lungsverfahren« Erwähnung, indem festgehalten wurde, dass »(…) eine Stellvertretung ver­
bindlich zu regeln« ist (sowohl LGS als auch RGS) (AMS 2002: 5).

Einer der besonders wichtigen Punkte für die Arbeit der Frauenreferentinnen, nämlich 
die personellen bzw. zeitlichen Ressourcen, wurde in dieser ersten Richtlinie des AMS nur 
in den Erläuterungen erwähnt, ohne jedoch genauere Angaben zu machen. Es sollte nur 
heißen: »Derzeit werden die Agenden der Frauenreferentinnen in den Landesgeschäfts­
stellen in unterschiedlichem Ausmaß erfüllt. Hinsichtlich des breiten Aufgabenspektrums 
ist davon auszugehen, dass die Wahrnehmung dieser Funktion in den größeren Lan­
desgeschäftsstellen eine ganze Planstelle erfordert. (…) Hier obliegt es den Leiterinnen 
und Leitern der Geschäftsstellen, organisatorische Vorkehrungen zu treffen, damit die 
Ausübung dieser Funktion (vor allem in den RGS) nicht eine Zusatzbelastung darstellt« 
(AMS 1998: 6).

Eine gleichlautende Formulierung fand sich auch in der ersten Überarbeitung der Richtlinie 
1999 wieder (AMS 1999a: 7).

Damit wurde der bereits mit Erlass aus dem Jahr 1981 formulierten Zielsetzung, »jedem 
Landesarbeitsamt mindestens einen A-wertigen Dienstposten für diese Aufgaben zuzutei­
len« (siehe: Kapitel 1.1), auch mit der Richtlinie 1998 nicht Rechnung getragen und auch der 
Forderung, die vom »Arbeitskreis der Frauenreferentinnen« im Jahr 1994 anlässlich der Neu-
Organisation des AMS formuliert worden war, nicht entsprochen. Diese Formulierung lau­
tete: »Der Arbeitskreis der Frauenreferentinnen weist mit Nachdruck darauf hin, dass (…) 
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eine eigene A-Planstelle für die Frauenreferentinnen der Landesgeschäftsstellen eine wesent­
liche Voraussetzung darstellt, um die Ausführung des gesetzlichen Auftrages zentral sicher 
zu stellen, die notwendigen Tätigkeiten zu koordinieren, deren Umsetzung zu überwachen 
und als Ansprechperson nach innen und nach außen zur Verfügung zu stehen« (Arbeitskreis 
der Frauenreferentinnen 1994).

De facto sollte den Frauenreferentinnen in den meisten LGS zumindest ein Zeitausmaß 
von fünfzig Prozent und in vielen RGS von fünf bis zehn Prozent einer Vollzeitstelle für 
ihre Tätigkeiten zur Verfügung stehen (siehe: Abteilung »Arbeitsmarktpolitik für Frauen« 
1999: 1).

Idealismus, persönliches Engagement und Selbstausbeutung waren daher, laut Gabi Beidl, 
vielfach Grundlage der praktischen Arbeit der Frauenreferentinnen im AMS: »Die Frauenar-
beit lebt von der Ausbeutung, von der Selbstausbeutung von den Leuten, die das mit Idealismus 
und Engagement betreiben. Nur aus diesem Grund ist was passiert, denn die Ressourcen waren 
bescheiden oder nicht vorhanden. Die Frauen haben das halt trotzdem nebenbei gemacht. Das 
ist schon auch eine Falle und ein Handicap, wenn du schauen musst, wie du mit dem persönlich 
über die Runden kommst.« [Gabi Beidl]

In einem Erfahrungsbericht zur Anwendung der Bundesrichtlinie 1998 bzw. 1999 aus dem 
Jahr 2000 wurde etwa für Wien festgehalten, dass die Größe der Geschäftsstelle ein wesent­
liches Kriterium ist, ob eine Einbindung der Frauenreferentin und ihre Möglichkeiten zur 
Mitwirkung erfolgreich verlaufen. In kleineren Geschäftsstellen ist aufgrund der Nähe zur 
Geschäftsführung der persönliche Austausch und damit die Transparenz über die Agenden 
der Frauenreferentin eindeutig größer. Laut dem Erfahrungsbericht schien auch die direkte 
Zuordnung der Funktion der Frauenreferentin zur Geschäftsleitung noch unzureichend be­
kannt und daher nicht wahrgenommen zu werden. Dies stellte ein besonderes Hindernis 
bei der Erfüllung der Aufgaben der Frauenreferentinnen dar. Im Hinblick auf die zeitlichen 
Ressourcen kam es insbesondere dann zu einem Problem, wenn der Rückhalt seitens der 
Geschäftsführung fehlte (siehe: AMS 2000b: 1).

In einem Bericht der Abteilung »Arbeitsmarktpolitik für Frauen« zur Anwendung der Bun­
desrichtlinie an den Vorstand hieß es zusammenfassend: »Wenngleich auch die Frauenrefe­
rentinnen eigeninitiativ und engagiert beachtliche Arbeit leisten, in einigen Geschäftsstellen 
ihre Einbindung erfolgreich verläuft, gelingt es insgesamt nicht, alle Aufgaben im Sinne der 
Richtlinie zu erfüllen. Dazu fehlt es oft an Zeit, Ressourcen und manchmal auch nach wie vor 
an Akzeptanz« (AMS 2000b: 1).

Mit der Bundesrichtlinie aus dem Jahr 2002 sollte die Frage der Ressourcen nun zumin­
dest in Rahmen eines gesonderten Punktes (nicht mehr in den Erläuterungen) und mit ge­
nauen zeitlichen Angaben geregelt werden. Ganze Planstellen waren aber weiterhin nur in 
sechs LGS vorgesehen. In der Richtlinie hieß es dazu: »Die für die Frauenreferentinnen be­
reitgestellten Planstellen sind in der Personalbedarfsrechnung gesondert berücksichtigt. (…) 
Aufgrund der unterschiedlichen Größe der LO [Landesorganisationen] ist vorzusehen: Für 
die LGS Burgenland, Vorarlberg und Salzburg jeweils eine halbe Planstelle für die Frauen­
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referentin. In den LGS Wien, Steiermark, NÖ, OÖ, Tirol und Kärnten jeweils eine ganze 
Planstelle« (AMS 2002: 4).

Für die Frauenreferentinnen auf Ebene der Regionalen Geschäftsstellen (RGS) waren 
weiterhin keine expliziten Ressourcen definiert. Hier hielt die Richtlinie nur fest: »Auf 
regionaler Ebene ist die RGS-Leiterin, der RGS-Leiter für die systematische Einbindung 
der Frauenreferentin in die Informations- und Entscheidungsabläufe verantwortlich« 
(AMS 2002: 4). 
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3  �Die Zielgruppe der Wiedereinsteigerinnen

3.1 � Das Sonderprogramm für Wiedereinsteigerinnen  
ab Mitte der 1990er-Jahre

Die Förderung der Wiedereinsteigerinnen, zunächst noch unter dem Begriff »Berufsrückkeh­
rerinnen« diskutiert, war seit Beginn eines der zentralen Themen der Arbeitsmarktpolitik für 
Frauen. Bereits das erste arbeitsmarktpolitische Frauenprogramm aus dem Jahr 1985 beinhal­
tete Maßnahmen für Berufsrückkehrerinnen und die Maßnahmen zur Arbeitsmarktpolitik für 
Frauen der Regierungsklausur aus dem Jahr 1986 die Berücksichtigung der Betreuungspflichten 
von Frauen bei der Organisation von Kursen (siehe: Kapitel 1.2). Zu Beginn gab es aber auch 
eine Diskussion darüber, wie mit Frauen mit Betreuungspflichten angesichts der traditionell ge­
schlechtsspezifischen Arbeitsteilung im AMS umgegangen werden sollte. Gabi Dallinger-König 
erinnert sich daran: »Wir haben auch die Diskussionen geführt, ob wir die Wiedereinsteigerinnen 
sozusagen vor der Arbeit bewahren oder ob wir sie unterstützen müssen, in eine Beschäftigung 
zu kommen. Diese Diskussion haben wir sicher länger geführt, aber sind zum Schluss gekom-
men – und das ist möglicherweise die Geburtsstunde der Wiedereinstiegsstrategie –, dass es unsere 
Aufgabe ist und unsere Möglichkeiten sind, Frauen beim Wiedereinstieg zu unterstützen.« [Gabi 
Dallinger-König]

In den einzelnen Bundesländern gab es je nach Engagement der Frauenreferentinnen 
und den mehr oder minder günstigen Rahmenbedingungen vor Ort auch konkrete Maßnah­
men, wie beispielsweise in Tirol, wo die Fördermaßnahme »Wiedereinstieg von Frauen in 
das Berufsleben« gemeinsam mit dem bfi Tirol bereits Ende der 1980er-Jahre durchgeführt 
wurde (siehe: BMAS 1996). Gabi Dallinger-König erinnert sich an die ersten Wiederein­
steigerinnenkurse in Tirol im Rahmen des »Aktionsmonats März 1989«, in denen nicht nur 
neue didaktische Konzepte zur Anwendung kamen, sondern die Kurse auch mit Rücksicht 
auf die verfügbare Zeit von Frauen mit Betreuungspflichten gestaltet werden mussten: »Ich 
habe mit den Wiedereinstiegskursen angefangen. Da habe ich eine kongeniale Partnerin gehabt 
im bfi Tirol, das war die Eva Egger. Gemeinsam haben wir den Wiedereinstiegskurs entwickelt 
bzw. gemacht. Das war ganz schwierig, weil aus meinen Gesprächen mit den Frauen auch 
rausgekommen ist, dass Frauen, wenn sie einen Kurs bekommen haben, diesen dann nicht be-
suchen konnten, weil die Kurszeiten auf Männer ausgerichtet waren und acht Stunden betrugen. 
Dann gab es in der Erwachsenenbildung so ein didaktisches Grundprinzip: Lernen geht nur 
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mit ganz viel Druck und muss weh tun. Eva Egger und ich haben dann gesagt: ›Wir möchten 
Wiedereinstiegskurse machen, damit Frauen, die aus der Familienphase kommen, wieder ins 
Berufsleben kommen. Da braucht es so eine Brücke dazu, also braucht es einen Kurs, der nicht 
acht Stunden ist, sondern mit weniger Stunden, wo Reflexionsphasen drinnen sind, wo neue 
didaktische Methoden reinkommen, wo sie ihr Selbstbewusstsein entwickeln können et cetera.‹« 
[Gabi Dallinger-König]

Gabi Dallinger-König berichtet auch über die Schwierigkeit und Widerstände, die es am 
Anfang im Landesarbeitsamt Tirol angesichts dieser innovativen Maßnahmen für Frauen gab: 
»Diese Kurse waren so eine Provokation in der AMV, dass wir zunächst zwei, drei Kurse starten 
konnten, und dann sind sie wieder weggekommen. Es hieß, dass man so doch keinen Kurs ma-
chen könne, und da gibt es kein Zeugnis, und die Frauen sitzen nur drinnen, weil sie eine DLU4 
bekommen. Also die Kurse sind regelmäßig vom AMV-Kursprogramm verschwunden. Das heißt, 
ich habe ganz viel tun müssen, um Jahr für Jahr diese Kurse wieder reinzubringen. Die Landes-
arbeitsämter haben auch einen Aufstand gemacht, weil die das ungeheuerlich gefunden haben, 
dass es einen Kurs nur für Frauen gibt. Also ich habe sieben, acht Jahre lange gekämpft um diese 
Kurse.« [Gabi Dallinger-König]

In den ersten »Zielvorgaben des Bundesministers für Arbeit und Soziales« für das AMS aus 
dem Jahr 1995 wurde, wie erwähnt, die »Förderung der Frauenbeschäftigung durch verstärkte 
Qualifizierungsmaßnahmen einerseits und durch die Beseitigung von Mobilitätshemmnis­
sen andererseits« als eine von zwölf Zielvorgaben angeführt (BMAS 1995: 8). Als konkrete 
Maßnahmen wurden »(…) insbesondere Ausbau der Unterstützung bei (v.  a. Kinder-)Be­
treuungspflichten und Förderung sozial verträglicher Formen von Teilzeitarbeit« genannt 
(BMASK 1995: 8).

Im neuen AMS kam und kommt der Zielgruppe der Wiedereinsteigerinnen ein besonde­
rer Stellenwert zu. Bereits im Herbst 1995 wurde ein österreichweites »Sonderprogramm für 
Wiedereinsteigerinnen« (oder auch »WE-Initiative« bzw. »WE-Sonderprogramm« genannt) 
gestartet. Damit sollte im Rahmen der aktiven Arbeitsmarktpolitik ein wichtiger Schritt gesetzt 
werden, um Frauen nach einer längeren kinderbedingten Unterbrechung ihrer Erwerbstätig­
keit den Wiedereinstieg in den Arbeitsmarkt zu erleichtern: »Mit der WE-Initiative wurde 
erstmals versucht, der spezifischen arbeitsmarktpolitischen Problemsituation von Wiederein­
steigerinnen mit einem breiten, gezielten und innovativen Programmangebot zu begegnen« 
(Lassnigg et al. 1999a: 7).

Dabei ging es im neuen AMS auch darum, das »WE-Sonderprogramm« in allen Landesge­
schäftsstellen, die mit der Ausgliederung nicht mehr weisungsgebunden waren, umzusetzen. 
Gabi Beidl erinnert sich an diese Problematik: »Wir haben geschaut, dass die Landesgeschäfts-
stellen auch eigene Aktivitäten machen und es quasi ein durchgängiges Angebot überall gibt. 

4 � DLU = Beihilfe zur Deckung des Lebensunterhaltes während der Teilnahme an einem Kurs oder einer arbeitsmarkt­
politischen Maßnahme.
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Denn die Schwierigkeit war auch, dass die Länder mit der Ausgliederung gestärkt waren und 
dass da dann der Reflex war: ›Wir sind nicht mehr der verlängerte Arm des Ministeriums‹. Das 
AMS musste neu ansetzen und mit den neuen Landesgeschäftsführungen, die da nicht unbedingt 
fortschrittlicher waren, auch ein Verständnis bekommen, dass man für Wiedereinsteigerinnen 
was macht.« [Gabi Beidl]

Hervorzuheben ist auch, dass für das »WE-Sonderprogramm« erstmals gesonderte Bud­
getmittel zur Verfügung gestellt wurden. Laut dem AMS-Geschäftsbericht des AMS aus dem 
Jahr 1996 war »eine maßgebliche Überlegung der Bundesgeschäftsstelle (…), über ein Sonder­
programm vor allem Maßnahmen zu initiieren und durchzuführen, die sonst nicht oder in zu 
geringem Ausmaß angeboten werden« (AMS-Geschäftsbericht 1996: 15).

Laut Hilde Stockammer sollten mit den Sondermitteln des AMS vor allem Maßnahmen zur 
Unterstützung bei der Kinderbetreuung und der Qualifizierung finanziert werden: »Sonderpro-
gramm hat eben damals geheißen, dass es so und so viel Geld für Qualifizierungsmaßnahmen und 
für Kinderbetreuung gibt – und was sonst noch alles wichtig ist, damit Frauen arbeiten können.« 
[Hilde Stockhammer]

Die besondere Bedeutung der Zielgruppe der Wiedereinsteigerinnen fand ihren Ausdruck 
auch in den »Arbeitsmarktpolitischen Jahreszielen« des AMS. So lautete eines der erste beiden 
frauenspezifischen Jahresziele 1996: »Arbeitsaufnahme von Frauen mit Betreuungspflichten 
erhöhen«. 1997 und 1998 ging es in den »Arbeitsmarktpolitischen Jahreszielen« des AMS um 
die »Integration von Berufsrückkehrerinnen in den Arbeitsmarkt« (siehe Tabelle im Anhang: 
Frauenspezifische Jahresziele des AMS, 1996–2018).

1996 und 1997 wurden folglich Fördermittel im Ausmaß von je 100 Million Schilling reser­
viert, um »(…) Frauen nach familienbedingter Berufsunterbrechung und / oder mit Schwierig­
keiten bei der Arbeitsaufnahme wegen Betreuungspflichten eine Teilnahme an einer Förder­
maßnahme zu ermöglichen« (zitiert nach: Lassnig et al. 1999: 1). 

Zur Zielgruppe des »WE-Sonderprogrammes« zählten neben Karenzgeldbezieher­
innen, die die Karenzzeit für berufliche Orientierung oder Qualifizierung nützen wollten, 
Wiedereinsteigerinnen unabhängig von einem Leistungsanspruch, Frauen, die sich nach 
einer Berufsunterbrechung neu orientieren bzw. beruflich weiterbilden wollten sowie Wie­
dereinsteigerinnen mit konkreten Berufswünschen, die Unterstützung bei der Arbeitsuche 
benötigten. 

Die Frauen dieser Zielgruppe sollten beim Wiedereinstieg in das Erwerbsleben durch ein 
breites Spektrum an Maßnahmen – je nach der spezifischen Problemlage – unterstützt werden. 
»Das Angebot an Maßnahmen sollte den regionalen Anforderungen entsprechen und wurde 
von den Landesgeschäftsstellen erstellt. Darüber hinaus sollte eine koordinierte Vorgangsweise 
im Arbeitsmarktservice hinsichtlich der Erstellung und Verbreitung von zielgruppenspezifi­
schem Informationsmaterial entwickelt und die Anwendung des Programmes mittels Be­
gleitmaßnahmen (Informationsarbeit, Sensibilisierung der BeraterInnen für die Problematik) 
unterstützt werden« (Lassnigg et al. 1999a: 15). Im Rahmen des Sonderprogrammes wurden 
folgende Maßnahmen angeboten:
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Aber auch 2016 konnte das 50-Prozent-Frauenförderziel – trotz zahlreicher Anstrengungen, 
sowohl auf Ebene der BGS als auch der meisten LGS – nicht erreicht werden. Im Newsletter der 
Abteilung »Arbeitsmarktpolitik für Frauen« wurde daher im Dezember 2016 festgehalten: 
»50 % der Fördermittel für Frauen ist die aktuelle Zielsetzung des AMS, die voraussichtlich 
2016 wieder nicht zur Gänze erreicht wird, obwohl der Vorstand Budgetmittel zum Ausgleich 
für andere Programmvorgaben, die aufgrund der Potenzialverteilung eher Männern zu Gute 
kommen (z.  B. Förderungen für Personen 50+), zur Verfügung gestellt hat. Dies trifft auch für 
2017 zu, wobei das Ausgleichsbudget für Frauen zweckgebunden ist. Der Vorstand wird dem 
Strategieausschuss des Verwaltungsrates vorschlagen, den für Frauen vorgesehenen und von 
den LGS nicht ausgegebenen Budgetanteil im Zentralkredit für Frauenprojekte von anderen 
Bundesländern zu reservieren« (FRA-Newsletter 21 / Dezember 2016: 2).

Laut Vorstandsvorsitzendem Herbert Buchinger war es in einzelnen Bundesländern beson­
ders schwierig, dieses Ziel zu erreichen: »Wir haben über mehr als fünfzehn Jahre lang die Vor-
gabe gehabt, dass mindestens fünfzig Prozent des Budgets der Arbeitsmarktförderung für Frauen 
ausgegeben werden müssen. Nicht, dass sich die Landesorganisationen nicht bemüht hätten, aber 
mit Ausreden, warum man es nicht erreicht hat, waren manche sehr schnell, bis wir angefangen 
haben, dann einzugreifen und gesagt haben: ›Okay, wenn ihr es selber nicht schafft, dann müssen 
wir eingreifen.‹« [Herbert Buchinger]

Franz Weinberger erinnert sich, dass initiative MitarbeiterInnen des AMS nicht immer den 
entsprechenden Rückhalt in den jeweiligen Geschäftsstellen erhielten und die Männerlastigkeit 
von Programmen und budgetären Zweckbindungen regelmäßig diskutiert wurde: »Wir haben 
jährlich eine Tagung Arbeitsmarktförderung für Frauen und da haben sich wirklich Förderer 
beschwert, dass sie in Richtung fünfzig Prozent Frauenbudget gehen wollen, Maßnahmenpläne 
haben, wie man das schafft, aber bei der Umsetzung die Rückendeckung durch die Geschäftsfüh-
rung fehlt. Insbesondere im AMS Wien hieß es, dass das Ziel nie erreicht werden können, weil die 
Struktur der Vorgemerkten und die Struktur von Programmen beziehungsweise von budgetären 
Zweckbindungen zu männerlastig ist.« [Franz Weinberger]

Ein Eingreifen von Seiten der BGS war – laut Herbert Buchinger – letztendlich meist aber 
nicht erforderlich, weil die gemeinsame Analyse mit den Landesorganisationen bereits dazu 
führte, doch andere Wege einzuschlagen bzw. Maßnahmen zu ergreifen. Dennoch hat es in 
manchen Bundesländern länger gedauert als in anderen: »Jahrelang hat uns die Landesgeschäfts-
führung Oberösterreich erklärt: ›Wenn ich fünfzig Prozent des Geldes für Frauen ausgeben muss, 
dann muss ich von drei Metall-Ausbildungszentren zwei zusperren und statt dem Frauenmaß-
nahmen machen‹. Dann habe ich immer gesagt: ›Du weißt eh genau, was du zu tun hast. Warum 
tust du es nicht?‹ Dafür haben sich dann die Wiener entschieden, die auch lange so argumentiert 
haben.« [Hebert Buchinger]

Nachdem die säumigen Landesorganisationen mit Druck der BGS ab Herbst 2016 began­
nen, spezifische Projekte zu formulieren und umzusetzen, konnte das 50-Prozent-Frauenför­
derziel 2018 österreichweit nach zehn Jahren erstmals wieder erreicht werden. Dabei spielte 
auch der Erfahrungsaustausch zwischen den Landesorganisationen eine Rolle. So konnte – laut 
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Christina Lind – etwa Wien von den Good-Practice-Beispielen der Steiermark profitieren: »Es 
hat ja Bundesländer gegeben, die – wie etwa Salzburg – immer gut gesteuert haben. Es gibt Bun-
desländer, die das bis heute noch nicht erreicht haben. Es gibt aber Bundesländer wie Wien, die es 
trotz schwieriger Voraussetzungen geschafft haben. Da gab es einen Good-Practice-Transfer. Also 
sie haben ein Projekt gemacht und wir haben unser Know-how eingebracht. Wien hat sehr viel 
umgestellt. Und weil Wien das erste Mal das Ziel erreicht hat, haben wir im Jahr 2018 das Gender-
Budgeting-Ziel österreichweit erreicht.« [Christina Lind]

Obwohl es erst im Jahr 2018 gelingen sollte, österreichweit das 50-Prozent-Frauenförderziel 
zu erreichen, kommt der Festlegung als arbeitsmarktpolitisches Jahresziel große Bedeutung zu, 
weil nun die ganze Förderlandschaft bzw. alle Förderinstrumentarien hinsichtlich der Zieler­
reichung neu betrachtet werden mussten, und, wie es Gabi Dallinger-König formuliert, die 
»unausgesprochene Männerförderung« ins Blickfeld rückte.
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6  �Qualifizierung, Diversität und 
Mehrfachdiskriminierung

Die Qualifizierung bzw. Höherqualifizierung von Frauen ist eines der wichtigsten Themen der 
Arbeitsmarktpolitik für Frauen. Bereits das Minimalprogramm zur Aktion AMV für Frauen 
1989 enthielt Maßnahmen zur fachlichen Qualifizierung von Frauen (etwa das Lehrlings­
ausbildungsprogramm für Frauen über 19 Jahren) (siehe: Kapitel 1.2). 1992 veröffentlichte 
der Ausschuss IV für arbeitsmarktpolitische Frauenangelegenheiten einen Beschluss über 
die positive Bedeutung frauenspezifischer Qualifizierungsmaßnahmen für die Förderung 
der Chancengleichheit von Frauen auf dem Arbeitsmarkt. Damit wurde die Entwicklung 
weiterer Modellprojekte ausschließlich für Frauen unterstützt. Bis dahin war die Sinnhaftig­
keit spezifischer Qualifizierungsmaßnahmen für Frauen hartnäckig von den Sozialpartnern, 
aber auch innerhalb des zuständigen Bundesministeriums in Frage gestellt worden (Hilde 
Stockhammer 2008: 5).

Wie bereits erwähnt, wurde in den ersten Zielvorgaben des Bundesministers für Arbeit und 
Soziales des Jahres 1995 betont, dass bei der Angleichung der Frauen an die Einkommens- und 
Beschäftigungschancen der Männer die doppelte Aufgabe darin bestand, »einerseits eine ent­
sprechende Qualifikationsanpassung und -entwicklung« zu ermöglichen und anderseits Frauen 
im Hinblick auf ihre familiären Betreuungsleistungen zu unterstützen, »um einen Beruf oder 
eine Teilnahme an Qualifizierungsmaßnahmen zu ermöglichen« (BMASK 1995: 2). Demzu­
folge beinhaltete eine der zwölf Zielvorgaben auch »(…) die Förderung der Frauenbeschäfti­
gung durch verstärkte Qualifizierungsmaßnahmen« (BMAS 1995: 8). In den »Zielvorgaben der 
Bundesministerin für Arbeit, Gesundheit und Soziales« des Jahres 1998 wurden sechs arbeits­
marktpolitische Ziele formuliert. Eines davon bezog sich auf die »Verbesserung der Qualifika­
tion arbeitsuchender Frauen« (BMASG 1998: 2). Zudem wurde die »(…) Qualifizierung von 
Arbeitslosen, im Besonderen auch von Frauen ohne verwertbare Berufsausbildung, und zur 
Lösung qualifikationsbedingter Besetzungsprobleme« betont (BMAGS 1998: 14). 

1999 lautete dann auch eines der acht »Arbeitsmarktpolitischen Jahresziele des AMS«: »Er­
höhung der Arbeitsmarktchancen von Frauen durch Qualifizierung«. Dieses frauenspezifische, 
qualifizierungsbezogene Jahresziel sollte bis einschließlich 2004 beibehalten werden – wenn 
auch zwischen 2001 und 2003 in etwas abgeänderter Formulierung (siehe Tabelle im Anhang: 
Frauenspezifische Jahresziele des AMS, 1996–2018).
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Im »Längerfristigen Plan des AMS« aus dem Jahr 2003, in dem – wie bereits ausgeführt – 
Gleichstellung bzw. die Gleichstellungsziele definiert worden waren, findet das Thema im 
Zusammenhang mit den aufgelisteten Maßnahmen mehrfach Erwähnung. Der Abbau von 
vorhandenen geschlechtsspezifischen Benachteiligungen auf dem Arbeitsmarkt sollte u.  a. 
durch eine »Förderung der Qualifizierung von Frauen« erreicht werden (AMS 2003: 21). Der 
geschlechtsspezifischen Segregation des Arbeitsmarktes sollte u.  a. durch die »Förderung des 
Zugangs zu betrieblicher Weiterbildung und beruflicher Höherqualifizierung« entgegengewirkt 
werden (AMS 2003: 22).

Auch die »Zielvorgaben des Bundesministers für Wirtschaft und Arbeit« des Jahres 2006 
strichen im Zusammenhang mit der anzustrebenden ökonomischen Unabhängigkeit und dem 
Abbau der Segregation von Frauen die Bedeutung der Höherqualifizierung von Frauen hervor: 
»Bei den Qualifizierungen ist bis zur Erreichung des gleichen Qualifikationsniveaus zwischen 
Männern und Frauen vor allem auf die Höherqualifizierung und den Erwerb zertifizierter Aus­
bildungen hinzuwirken« (BMWA 2006: 9). 

Die »Arbeitsmarktpolitischen Jahresziele des AMS« sahen ab 2005 jedoch kein Ziel mehr 
vor, das ganz allgemein auf die (Höher-)Qualifizierung von Frauen abzielte, jedoch bezogen 
sich jeweils ein Ziel auf die »Schulungen von Wiedereinsteigerinnen« und ab 2009 auf die 
»Schulungen in ausgewählten Bereichen« (hier u.  a. auf das FiT-Programm und ab 2012 auch 
auf die Facharbeiterinnen-Intensivausbildung) (siehe Tabelle im Anhang: Frauenspezifische 
Jahresziele des AMS, 1996–2018). Beim Jahresziel »Qualifizierung von Geringqualifizierten« 
gab es 2006 einen gendersensiblen Indikator, der für Männer lautet: »Qualifikation von Ar­
beitsuchenden mit max. Pflichtschulabschluss« und für Frauen: »Qualifikation von Arbeitsu­
chenden mit max. Lehre oder Pflichtschulabschluss«. Dies wurde, laut Hilde Stockhammer, 
damit begründet, dass Frauen ihre Qualifikationen aufgrund des segregierten Arbeitsmarktes 
schwerer umsetzen können (siehe: Stockhammer 2007). 

Sabine Hafner berichtet, dass das Thema Qualifizierung auch im Verwaltungsrat einen 
wichtigen Stellenwert hatte, vor allem für die ArbeitnehmerInnenvertretung, aber auch für das 
zuständige Bundesministerium: »Es gibt die verschiedenen Interessen. Natürlich, den Arbeitneh-
mern sind die Qualifizierungen ganz wichtig und unserer Ressort sieht auch, dass Qualifizierung 
ein ganz wichtiger Teil der Arbeitsmarktpolitik ist, da sehr viele arbeitslose Menschen über keine 
am Arbeitsmarkt verwertbare Berufsausbildung verfügen. Die Arbeitnehmer unterstützen ein 
Zugangsziel in Qualifizierung, die Arbeitgeber fokussieren natürlich ganz stark auf Arbeitsauf-
nahmen. Das ist halt immer ein mehr oder minder langer Prozess, bis man sich dann auf die Ziele 
einigt.« [Sabine Hafner]

Neben den seit Jahrzehnten laufenden Qualifizierungsmaßnahmen von Frauen im Rahmen 
der Wiedereinsteigerinnen-Programme (siehe: Kapitel 3) oder auch von Frauen und Mädchen in 
nicht-traditionellen Bereichen, etwa ab 2006 im Programm »Frauen in Handwerk und Technik« 
(FiT) (siehe: Kapitel 4.2), sollten 2010 zwei neue Maßnahmen bzw. Programme gestartet werden: 
die Pilotierung der ersten Frauenberufszentren (FBZ) im Burgenland, in Niederösterreich und 
Vorarlberg sowie der Start der ersten Module im Rahmen von »Kompetenz mit System« (KmS).
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6.1  �Frauenberufszentren

Mit dem Konzept der frauenspezifischen Beratung in den Frauenberufszentren sollte das 
arbeitsmarktpolitische Frauenprogramm des AMS weiterentwickelt werden. Ziel war und 
ist es, den Zugang zu (Höher-)Qualifizierung von beim AMS vorgemerkten Frauen zu för­
dern, sowie die Entwicklung von Laufbahnperspektiven bzw. eine Laufbahnverbesserung 
hinsichtlich Arbeitszeit und Einkommen sicher zu stellen. Das Programm, welches in erster 
Linie eine Bündelung von bereits vorhandenen Angeboten darstellte, umfasst Information 
und Clearing, Kompetenzbilanzierung, Karrierecoaching und Laufbahnplanung. Besonders 
wichtig ist auch hier eine durchgehende Beratung und Begleitung der Frauen (FRA-News­
letter 8 / Juli 2010: 2).

Im Newsletter  der Abteilung »Arbeitsmarktpolitik für Frauen« vom Dezember 2009 
war diesbezüglich zu lesen: »Das Regierungsprogramm und der Nationale Aktionsplan für 
Gleichstellung setzen einen Schwerpunkt in der (Höher-)Qualifizierung von Frauen als eine 
Voraussetzung zur Schließung der Einkommensschere. Das AMS startet 2010 ein neues ar­
beitsmarktpolitisches Frauenprogramm. In einzelnen Bundesländern werden in einer zwei­
jährigen Pilotphase Frauenberufszentren implementiert, welche Angebote für Frauen zur 
Höherqualifizierung bündeln« (FRA-Newsletter 7 / Dezember 2009: 2; siehe auch: AMS-Ge­
schäftsbericht 2009: 14).

Martina Maurer erinnert sich an die Entstehung und den Entwicklungsprozess der Frauen­
berufszentren, in dem es vor allem um die Höherqualifizierung in traditionellen, aber zukunfts­
orientierten Berufsbereichen für Frauen ging: »Es stellte sich die Frage: ›Okay, wir haben Ange-
bote für Wiedereinsteigerinnen und für Frauen mit technischem Interesse. Aber was ist mit jenen 
Frauen, die eine Höherqualifizierung in den traditionellen Berufsbereichen möchten?‹ Das war 
damals der Startpunkt für die Konzeption von Frauenberufszentren. Es war für mich sehr span-
nend, ganz am Anfang dabei zu sein, als es noch um Namensüberlegungen ging und wie diese 
Workshops und Zugänge gestaltet sein sollten. Also, die Frage was es da alles braucht, um so ein 
Konzept umzusetzen.« [Martina Maurer]

Die Angebote der Frauenberufszentren umfassen: 
• � »Clearingberatung« für alle ausbildungsinteressierten Frauen, mit dem Ziel, ein geeignetes 

Angebot zu finden;
• � »Karriereorientierung«: Neben Berufsorientierung sollte es Angebote zur »Kompetenzbi­

lanzierung« und zum Karrierecoaching geben;
• � Workshop-Angebote, wie etwa »Lernen lernen«, Gehalt verhandeln, und Betriebspraktika;
• � Fachqualifizierungen bei Bildungsträgern;
• � durchgehende begleitende Beratung (Case Management) (FRA-Newsletter 7 / Dezember 

2009: 2).

Bereits im Dezember 2010 stellte die Abteilung »Arbeitsmarktpolitik für Frauen« fest, dass 
die ersten Ergebnisse vielversprechend und die Nachfrage groß waren. Auch die Rückmel­
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AMS-Angebote für Frauen
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2015 hatte das AMS Wien die Mädchenberatungsstelle »Sprungbrett« mit der Durchführung des 
ersten österreichischen Mädchenberufszentrums beauftragt. Analog zu den Frauenberufszent­
ren sollen dort alle jungen Frauen, die arbeitslos oder arbeitsuchend sind, Unterstützung in Form 
von individueller Beratung finden. Demnach können diese in einem sechswöchigen Workshop 
ihre Kompetenzen erproben, in der Werkstatt ihr Geschick austesten und unterschiedliche Be­
rufe und Ausbildungsmöglichkeiten kennenlernen (FRA-Newsletter 18 / Juni 2015: 2).

Viktoria Spielmann, Mitarbeiterin der Abteilung »Arbeitsmarktpolitik für Frauen«, betont, 
wie wichtig es wäre, österreichweit Mädchenberufszentren zu schaffen: »Die Frauenberufszen-
tren sind jetzt erst seit Kurzem flächendeckend überall in Österreich vorhanden. Diesen Bereich 
habe ich von einer Arbeitskollegin übernommen und sie hat mir erzählt, wie mühsam das war, 



AMS report 137 Qualifizierung, Diversität und Mehrfachdiskriminierung

103

diese Strukturen aufzubauen und teilweise bis jetzt mühsam ist in einzelnen Bezirken. Was es da 
noch bräuchte, wäre halt auch das Gleiche in Bezug auf Mädchenförderung, also Mädchenberufs-
zentren fände ich immer noch flächendeckend total wichtig. Das ist noch eine Herausforderung 
für die Zukunft.« [Viktoria Spielmann]

Laut dem Geschäftsbericht des AMS aus dem Jahr 2016 liegt die Innovation der Frauenbe­
rufszentren in der »(…) Stärkung der Kompetenzen der Teilnehmerinnen und dem Angebot 
an frei wählbaren Kurzworkshops zu Themen wie Laufbahnplanung, Gesundheit und Gehalts­
verhandlungen« (AMS-Geschäftsbericht 2016: 20). 

Besucherinnen der Frauenberufszentren von 2011–2018 
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Die Erfolgsgeschichte der Frauenberufszentren setzte sich auch in den letzten Jahren fort und 
so hatten im Jahr 2016 bereits mehr als 10.900 Frauen ein Frauenberufszentrum besucht, im 
Jahr 2018 steig die Zahl der Besucherinnen auf über 11.200 Frauen an (siehe Grafik: Besucher­
innen der Frauenberufszentren von 2011–2018). 

Im »Längerfristigen Plan des AMS« aus dem Jahr 2016 fanden die Frauenberufszentren 
erst 2016 Erwähnung. Dort wurde als Maßnahme zur Gleichstellung u.  a. das Arbeitsmarkt­
politische Frauenprogramm angeführt, das nun neben dem »FiT-Programm« und »Wieder­
einstieg unterstützen« auch Frauenberufszentren in allen Landesorganisationen umfasste 
(AMS 2016: 36). 

2016 beschloss die SPÖ / ÖVP-Bundesregierung eine Ausbildungsgarantie für Jugendliche 
bis 25 Jahren. Mit der Durchführung war und ist das AMS beauftragt. Dabei sollte – laut der 
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Abteilung »Arbeitsmarktpolitik für Frauen« – auf die Chancen der jungen Frauen besonders 
geachtet werden. Demzufolge war für eine gendersensible Programmumsetzung eine gute 
Berufsorientierung, die auch nicht-traditionelle Berufe miteinbezieht und eine möglichst 
durchgehende Begleitung der Jugendlichen garantiert, besonders wichtig. Die Mädchen- oder 
Frauenberufszentren und genderkompetente Ausbildungsträger sollten hier die richtigen Part­
nerInnen sein (FRA-Newsletter 21 / Dezember 2016: 2).

In Folge der Zunahme von Asylsuchenden und Asylberechtigten wurde 2017 die Pro­
grammgrundlage für die Frauenberufszentren um ein niederschwelliges Angebot, nämlich 
den »Offenen Raum« erweitert. Das Angebot richtet sich nicht nur an alle Teilnehmerinnen 
im Frauenberufszentrum, sondern auch an asylberechtigte Frauen und Asylwerberinnen, die 
nicht beim AMS vorgemerkt sind. Laut der Abteilung »Arbeitsmarktpolitik für Frauen« soll 
»(…) der Raum ansprechend gestaltet und auch mit Kindern besucht werden können. Wichtig 
ist, dass zu den Öffnungszeiten auch eine Betreuerin anwesend ist, damit Fragen der Besuche­
rinnen beantwortet werden können. Dieses niederschwellige Angebot soll ermöglichen, speziell 
in Österreich neu angekommene Frauen durchgehend anzusprechen und begleiten zu können, 
mit dem Ziel, das Selbstvertrauen der Frauen zu stärken, sie an den Arbeitsmarkt und das 
AMS heran zu führen und das Selbsthilfepotential durch Netzwerke zu stärken« (FRA-News­
letter 22 / Juli 2017: 1).

Begleitend zur Entwicklung der FBZ fanden mehrere österreichweite FBZ-Austauschtreffen 
zwischen der Abteilung »Arbeitsmarktpolitik für Frauen« und den Frauenberufszentren statt, 
zu denen die FBZ-Verantwortlichen der Förderabteilungen der AMS Landesorganisationen 
und der beauftragten Träger eingeladen wurden. Zentraler inhaltlicher Punkt des Austau­
sches war 2018 die Erfahrung der Bundesländer mit der Umsetzung des offenen Raumes, um 
asyl- und subsidiär schutzberechtigten Frauen einen guten Anschluss an den österreichischen 
Arbeitsmarkt zu ermöglichen. Als Good Practice wurde der offene Frauenraum in Oberwart 
identifiziert, mit täglichen Öffnungszeiten und einem ansprechenden Programm, das von den 
Frauen sehr gut angenommen wurde und wird (FRA-Newsletter 24 / Juni 2018: 1).

6.2  �»Kompetenz mit System«

»Kompetenz mit System« (KmS) soll arbeitsuchenden Menschen die Möglichkeit bieten, Zeiten 
der (wiederkehrenden) Arbeitslosigkeit zu nutzen, um im Rahmen modularer Schulungsbau­
steine grundlegende Kenntnisse und Fertigkeiten eines Lehrberufes und in Folge einen forma­
len Lehrabschluss zu erwerben. Basis der Schulungen ist eine Kompetenzmatrix, die alle Inhalte 
des gesetzlich vorgeschriebenen Lehrberufsbildes abbildet. Mit der entsprechenden Praxis im 
Berufsfeld kann die außerordentliche Lehrabschlussprüfung abgelegt werden. 

Hilde Stockhammer berichtet, dass die Idee zu »Kompetenz mit System« von bereits be­
stehenden Pilotprojekten im AMS Niederösterreich und Salzburg aufgegriffen und zunächst 
für frauenspezifische Qualifizierungsanliegen weiterentwickelt wurde: »Wir haben eine Idee 
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aufgegriffen, die in Niederösterreich und Salzburg pilotiert worden ist. Das Neue war wirklich in 
Richtung Kompetenzorientierung. Und im Zusammenhang mit den Frauenberufszentren hatten 
wir uns bereits mit der Kompetenzbilanz beschäftigt. Da haben wir dann gesagt: ›Das ist eine gute 
Methode und dieses Modulare ist eine super Methode‹, weil man das dann in Zeiten der Arbeits-
losigkeit machen kann.« [Hilde Stockhammer]

Auch im Geschäftsbericht des AMS aus dem Jahr 2011 war das Projekt grundsätzlich 
noch als Weiterentwicklung des arbeitsmarktpolitischen Frauenprogrammes beschrieben 
worden. Gleichzeitig wurde aber auch festgehalten, dass das Angebot auch für Männer offen 
ist, bis dahin war es aber nur von Frauen in Anspruch genommen worden (AMS-Geschäfts­
bericht 2011: 32). 

KmS war zu Beginn de facto eine frauenspezifische Maßnahme, weil es um die Möglich­
keit der (Höher-)Qualifizierung in traditionellen Frauenbranchen ging. Erst später, so Hilde 
Stockhammer, sollte das Programm bzw. die Methode auch auf männerdominierte Branchen 
bzw. Berufe ausgedehnt werden: »Es war nur insofern eine frauenspezifische Maßnahme, als wir 
gesagt haben: ›Wir wollen jetzt auch in den ganz normalen Dienstleistungsberufen, also ohne 
diesen Aspekt, die Segregation zu überwinden, für die Frauen was ermöglichen.‹ Und wir haben 
gesagt: ›Für die Frauen ist das besonders wichtig, dass die Ausbildungen kürzer werden‹, weil sich 
diese längere Ausbildungen einfach nicht leisten können. Aber letztendlich war es dann so, dass 
wir gesagt haben: ›Also es gibt auch Männer, die in der Situation sind.‹ Und ich meine, in Dienst-
leistungsberufen ist uns die Frauengruppe auch nicht so wichtig, weil da geht es nicht um Vorbild 
oder was auch immer, oder dass die Männer sagen: ›Na, ihr könnt ja doch nichts in der Technik.‹ 
Insofern war es von Anfang an offen. Und dann ist es halt für weitere Berufe, für männerdomi-
nierte Berufen geöffnet worden.« [Hilde Stockhammer]

Hilde Stockhammer erklärt in diesem Zusammenhang auch die grundlegende Heran­
gehensweise der Abteilung »Arbeitsmarktpolitik für Frauen«, nämlich, sich – auch wenn es 
schwierig ist – immer für jene Entwicklungen Zeit zu nehmen, um wichtige Verbesserungen 
für Frauen am Arbeitsmarkt voranzutreiben: »Ich meine, wir haben damals alle eingeladen, SFA, 
SFU etc., und haben gesagt: ›Wir wollen das aufgreifen. Wir halten das für wichtig‹ Und die haben 
gesagt: ›Ja, ja, aber wir haben keine Zeit.‹ Das war schon auch ein Unterschied der Frauenabtei-
lung zu anderen, dass wir immer gesagt haben: ›Wenn was notwendig ist, dann muss Zeit dafür 
sein.‹ Und so ist das eben bei uns hängen geblieben. Also ein Frauenprogramm, das halt auch auf 
Männer ausstrahlt.« [Hilde Stockhammer]

»Kompetenz mit System« ist aber auch ein weiteres Beispiel für die Innovationskraft, die 
von der Abteilung »Arbeitsmarktpolitik für Frauen« bzw. von der »Bundesarbeitsgruppe Ar­
beitsmarktpolitik für Frauen / Gender Mainstreaming« immer wieder ausgeht, wie Martina 
Maurer festhält: »Die Entwicklung von KmS ist noch ein Beispiel für die Innovationskraft, die 
von der Abteilung ausgeht, weil es ging ja neben dem modularen Aufbau sehr stark um die Kom-
petenzbeschreibungen und Kompetenzorientierung. Und eigentlich sind wir jetzt an diesem Punkt 
im AMS, dass die Kompetenzorientierung in alle Kurse integriert wird, sowohl für Kundinnen als 
auch Weiterbildungen für AMS MitarbeiterInnen.« [Martina Maurer]
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Ziel von KmS war die Höherqualifizierung von Frauen bis zum Lehrabschluss mithilfe 
eines modularen Angebotes. Die Ausbildung sollte in drei Modulen mit der jeweiligen Dauer 
von drei Monaten erfolgen. Durch den modularen Aufbau der Angebote konnte KundIn­
nen in Phasen der Arbeitslosigkeit eine Höherqualifizierung zum Lehrabschluss ermöglicht 
und somit eine Laufbahnperspektive durch AMS-Kurse (bisher ohne Zertifikat) eröffnet 
werden (AMS Geschäftsbericht 2011: 32). Laut Abteilung »Arbeitsmarktpolitik für Frauen« 
ermöglicht »(…) die neue Form des kompetenzorientierten Lernens auch lernungewohnten 
Menschen Zugang zu Bildungserfolgen« (FRA-Newsletter 16 / Juni 2014: 1 f.). Christina Lind 
streicht ebenfalls die positive Wirkung einer kompetenzorientierten Berufsausbildung gerade 
für Personen mit niedrigem Ausbildungsniveau hervor: »Ich halte das für ganz genial. Es ist 
eine Riesenchance für Personen, die landläufig als bildungsfern bezeichnet werden. Kompeten-
zorientiertes Lernen holt ab, weil es methodisch gar nicht an die Schule erinnert. Außerdem 
können unsere Kundinnen und Kunden in drei Tranchen doch noch zu einer Berufsausbildung 
kommen.« [Christina Lind]

Bereits im Jahr 2011 startete die erste KmS-Ausbildung zur Einzelhandelskauffrau in Ober­
österreich. Als nächster Basisbaustein wurde eine Ausbildung für IT-TechnikerInnen entwi­
ckelt. Damit sollte ein Umstieg zur EDV-Kauffrau oder in die IT-Technik ermöglicht werden 
(FRA-Newsletter 10 / Juni 2011: 1). 2012 gab es – laut AMS Geschäftsbericht – KmS-Ausbildun­
gen in fast allen Bundesländern. Neben den modularen Ausbildungen für den Lehrabschluss 
im Einzelhandel und in der Informationstechnologie standen 2012 zusätzlich die Module für 
den Bereich Hotel- und Gastgewerbe zur Verfügung. Weitere Lehrberufe befanden sich in Aus­
arbeitung (AMS-Geschäftsbericht 2012: 24). 

Laut dem AMS Geschäftsbericht aus dem Jahr 2012 war der Grundgedanke von KmS eine 
Lösung für den Drehtüreffekt zu finden, nämlich, dass Personen mit maximal Pflichtschulab­
schluss am Stärksten von Arbeitslosigkeit betroffen sind. Das neue modulare Angebot eröffnet 
Personen ohne Lehrabschluss durch einen niederschwelligen Zugang die Chance auf einen for­
malen Bildungsabschluss und verringert somit das Risiko wieder arbeitslos zu werden (AMS-
Geschäftsbericht 2012: 24).

Für die Abteilung »Arbeitsmarktpolitik für Frauen« war und ist KmS vor allem für jene 
besonders geeignet, die »keine entsprechenden Möglichkeiten und Ressourcen (z.  B. finanziell, 
persönliches Durchhaltevermögen, Lernkompetenz) haben, um eine Facharbeiterinneninten­
sivausbildung zu absolvieren« (FRA-Newsletter 14 / Juli 2013: 1). 

Gerade für Frauen ist die Frage der Existenzsicherung bei einem längeren Kursbesuch pro­
blematisch, da ihr Arbeitslosengeld meist niedrig ist, wie Hilde Stockhammer erläutert: »Das 
zieht sich eigentlich bis jetzt durch, dass es für Frauen schwieriger ist, längere Kurse zu besuchen, 
unter anderem auch deswegen, weil sie ein niedrigeres Arbeitslosengeld haben und eher auf DLU 
angewiesen sind. Daher sind längere Ausbildungen immer schwierig. Das war auch der Grund, 
warum wir das Kompetenz mit System dann erfunden haben bzw. wir als Frauenabteilung wei-
terentwickelt haben, obwohl es eigentlich was ist, was nicht frauenspezifisch ist, aber wir gesagt 
haben: ›Den Frauen nutzt das am allermeisten‹.« [Hilde Stockhammer]
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Zudem »stärkt der lernergebnisorientierte Unterricht das Selbstbewusstsein und die 
Bildungsbereitschaft der TeilnehmerInnen nachhaltig. Das AMS eröffnet damit eine zweite 
Chance für einen höheren Bildungsabschluss und mehr Chancen auf dem Arbeitsmarkt« 
(FRA-Newsletter 15 / Dezember 2013: 2).

Der modulare Aufbau ermöglicht aber nicht nur eine Ausbildung bzw. einen Lehrab­
schluss nach drei Modulen. Wie Christina Lind ausführt, bringt bereits die Absolvierung 
von Teilen – etwa von einem oder zwei Modulen – der Ausbildung Vorteile für die Teilneh­
merInnen und steigert ihre Chancen auf dem Arbeitsmarkt. Die von Einzelnen geäußerte 
Problematik bei der Umsetzung von KmS, dass die TeilnehmerInnen nicht alle Module ab­
solvieren, sieht sie daher nicht: »Also ich glaube, dass das ganz unwesentlich ist. Weil selbst 
die, die nur KMS 1 haben, profitieren davon. In Voitsberg etwa haben wir einen Piloten im 
Gastro-Bereich gemacht. Der Leiter hat mir erzählt, dass die RGS in der Vormerkung wirklich 
nur mehr unausgebildete Menschen, nicht unbedingt mit einem großen Selbstwert hatten und 
es wirklich gelungen ist, im KMS 1 diese Personen auf ein Level zu bringen, dass sie nachgefragt 
sind von der Wirtschaft. Die Chance hätten sie nie gehabt vorher. Jetzt kommt natürlich die 
Hochkonjunktur dazu und daher haben sie gute Einstiegschancen. Selbst KMS 1 erhöht die 
Chancen am Arbeitsmarkt, wenn ich es dann schaffe, bis zu KMS 3 zu kommen, umso besser.« 
[Christina Lind] 

Den Film KmS, der in Langform ausführlich das neue Ausbildungsmodell zum Lehrab­
schluss erläutert, gibt es seit 2015 auch als Kurzvariante auf YouTube. Laut der Abteilung »Ar­
beitsmarktpolitik für Frauen« eignet sich der Kurzfilm sowohl für ein Beratungsgespräch mit 
Kundinnen, kann aber auch intern gut als Information über KmS verwendet werden (FRA-
Newsletter 18 / Juni 2015: 2).

Seit 2014 werden folgende Ausbildungen im Rahmen von KmS angeboten: Einzelhan­
del, Büro, EDV-Handel, Informationstechnologie, Hotel- und Gastgewerbe, Spedition und 
Logistik, Finanz- und Rechnungswesen, Metallbearbeitung, Reinigungstechnik, Elektro­
technik und MaurerIn. Damit hatten arbeitslose Personen mit Berufserfahrung bereits in 
14 Lehrberufen die Möglichkeit ihren Lehrabschluss mittels KmS nachzuholen (FRA-News­
letter 14 / Juli 2013: 1).

Die TeilnehmerInnenzahlen entwickelten sich mit der Anzahl der möglichen Ausbildun­
gen. Zwischen 2011 und Ende Dezember 2013 hatten insgesamt 1.379 Personen (919 Frauen) 
an einem KmS-Bildungsbaustein teilgenommen, davon absolvierten 541 TeilnehmerInnen 
das Modul 3. Fast alle traten daraufhin erfolgreich zur Lehrabschlussprüfung an. 2016 hatten 
insgesamt 1.251 Personen, davon 672 Frauen, eine KmS-Ausbildung begonnen. 552 Personen, 
davon 314 Frauen, hatten das Abschlussmodul (KmS 3) besucht und erhielten damit die 
Möglichkeit zur außerordentlichen Lehrabschlussprüfung anzutreten (AMS-Geschäftsbe­
richt 2016: 20). 

Für Sabine Hafner stellt das Gender Budgeting bzw. die 50-Prozent-Frauenbudgetquote in 
der aktiven Arbeitsmarktpolitik (siehe: Kapitel 5.3) eine der wesentlichsten Voraussetzungen 
für die Entwicklung von wichtigen und innovativen arbeitsmarktpolitischen Frauenprogram­
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men dar: »Wichtig ist auch die Planung und Analyse. Weil, wenn ich das nicht schon in der 
Planung berücksichtige und wirklich die ganzen Instrumente und Maßnahmen auf den Gender-
Aspekt anschaue, komme ich überhaupt nie auf diesen Weg. Ich glaube, das hat schon sehr, sehr 
viele positive Entwicklungen angestoßen und hat auch für so innovative Maßnahmen und Pro-
gramme Platz gelassen, wie das FiT-Programm oder die Frauenberufszentren. Ich finde, gerade 
die Frauenabteilung im AMS hat sehr viel innovative Projekte und Maßnahmen angeleiert, die 
dann sukzessive auch ins Regelprogramm übergegangen sind, wie Kompetenz mit System, also die 
ersten kompetenzorientierten Maßnahmen. Dabei ist ihnen das Gender-Budgeting-Ziel natürlich 
auch zugutegekommen.« [Sabine Hafner]

6.3  �Diversität und Mehrfachdiskriminierung

Im »Längerfristigen Plan des AMS« des Jahres 2009 fanden sich im Kapitel »Förderung der 
Chancengleichheit« neben den Unterkapiteln »Programm für die Gleichstellung von Frauen 
und Männern am Arbeitsmarkt« und »Gender Mainstreaming im AMS« erstmals auch ein 
sehr kurzes Unterkapitel bzw. ein Absatz mit dem Titel »Antidiskriminierung«. Dort war zu 
lesen: »Auf Grundlage des Gleichbehandlungsgesetzes soll die Sensibilität für den inhaltlichen 
Schwerpunkt ›Antidiskriminierung‹ in Zukunft gestärkt werden. Insbesondere soll dabei der 
Fokus auf den Zielgruppen Ältere, Menschen mit Behinderungen und MigrantInnen / Personen 
mit Migrationshintergrund liegen« (AMS 2009: 37).

Im Newsletter der Abteilung »Arbeitsmarktpolitik für Frauen« vom Jänner 2009 hieß 
es, dass »Diversität« in die Umsetzung von Gender Mainstreaming einzubeziehen ist, weil 
es auch innerhalb der Geschlechter Unterschiede hinsichtlich Rahmenbedingungen und 
Lebenschancen bzw. Wirkungen von Politik gibt. Im Sinne der konsequenten Weiterent­
wicklung von Gender Mainstreaming sollte im folgenden Jahr daher ein Schwerpunkt auf 
die Zielgruppe Migrantinnen und ältere Frauen gelegt werden (FRA-Newsletter 5 / Jänner 
2009:  2). Aktivitäten, die es für diese Zielgruppen bereits damals beim AMS gab, waren 
etwa die Zusammenarbeit mit Beratungs- und Betreuungseinrichtungen für MigrantInnen, 
muttersprachliche Beratung und / oder Infoveranstaltungen bzw. Bildungsberatung in eini­
gen AMS-Geschäftsstellen sowie interkulturelle Schulungen für die AMS-MitarbeiterInnen 
(siehe: FRA-Newsletter 5 / Jänner 2009: 3).

Im Jahr 2010 wurde eine Informationsbroschüre für Migrantinnen »Wie finde ich Ar­
beit?« aufgelegt. Die Broschüre soll Migrantinnen – unter Berücksichtigung ihrer spezi­
fischen Problemlagen – bei ihrer Arbeitsuche unterstützen. Dazu wurden Informationen 
rund um den Arbeitsmarkt (etwa Ausbildung, Beruf, Nostrifikationen, Sprache) gesam­
melt und übersichtlich aufbereitet. Beispiele von Erwerbskarrieren von Migrantinnen in 
unterschiedlichen Berufssparten zeigten, dass sich der eigene Einsatz lohnt (FRA-News­
letter 8 / Juli 2010: 5).
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Wie finde ich Arbeit? Information für Migrantinnen

Wie finde ich Arbeit?
Informationen
für Migrantinnen

Kako ću naći posao?
Informacije za žene
migrantkinje

Nasil iş bulabilirim?
Göçmenler
için bilgi

Quelle: AMS, www.forschungsnetzwerk.at/downloadpub/ams_frauen_MigrantinnenBroschuere_2010.pdf

An Stelle des sehr knappen Absatzes zum Thema »Antidiskriminierung« im Jahr 2009 enthielt 
der »Längerfristige Plan des AMS« aus dem Jahr 2013 nun ein etwas längeres Unterkapitel »Di­
versity Management«. Dort war u.  a. zu lesen: »Auf Grundlage des Gleichbehandlungsgesetzes 
soll die Sensibilität für den inhaltlichen Schwerpunkt ›Antidiskriminierung‹ in Zukunft gene­
rell gestärkt werden« (AMS 2013: 43). Inhaltlich richtete sich die Schwerpunktsetzung vorrangig 
auf die »Analyse der Problemlage und die daraus resultierende Bereitstellung zielgruppenad­
äquater Angebote entsprechend der Repräsentation und der Problemlagen der KundInnen des 
Arbeitsmarktservice« (AMS 2012: 43). Im Planungszeitraum 2013 bis 2016 sollte auf Personen 
mit Migrationshintergrund fokussiert werden, »insbesondere in jenen Landesorganisationen, 
wo die Größe dieser Zielgruppen einen relevanten Anteil erreicht hat« (AMS 2012: 43).

Dementsprechend stand auch die dritte Wiedereinstiegs-ExpertInnentagung, die gemein­
sam von der Abteilung »Arbeitsmarktpolitik für Frauen« und der Abteilung »Service für Ar­
beitsuchende« am 21. Juni 2016 abgehalten wurde, im Zeichen der neuen Schwerpunktset­
zung. Inhalt der Tagung waren das Thema »Wiedereinstiegsberatung im Kontext von Asyl 
und Flucht« und die sich daraus ableitenden neuen Herausforderungen in der Beratung von 
WiedereinsteigerInnen (FRA-Newsletter 20 / Juni 2016: 1).
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Die Abteilung »Arbeitsmarktpolitik für Frauen« hielt zudem in ihrem Newsletter fest, dass 
das Jahr 2016 ganz im Zeichen der arbeitsmarktpolitischen Integration von Asylberechtig­
ten / Subsidiär Schutzberechtigten stand und auch hier ein besonderer Fokus auf Frauen not­
wendig war: »Das AMS spielt in dieser Frage eine zentrale Rolle und nimmt seine Verantwor­
tung ernst. Allzu oft wird allerdings bei dieser Zielgruppe die Frauenperspektive vernachlässigt. 
Dabei ist aus zahlreichen wissenschaftlichen Studien bekannt, dass gerade die Erwerbstätigkeit 
von asylberechtigten Frauen / Migrantinnen wichtig für eine insgesamt gelingende Integration 
in die Gesellschaft ist. Die eigenständige Existenzsicherung ist darüber hinaus die beste Vor­
aussetzung für die Förderung von Gleichstellung und zur Lösung von patriarchalen Strukturen. 
Neben Fortbildungen (sowohl extern, als auch intern) sammelt die Frauenabteilung wichtige 
Inputs zum Thema Migration und Frauen zur Erstellung passgenauer Angebote für asylberech­
tigte Frauen« (FRA-Newsletter 20 / Juni 2016: 1).

Im November 2016 wurde zudem ein Spezialbericht zu »Migrations- und Gleichstellungs­
kennzahlen im AMS« publiziert. In der Einleitung des Berichtes war zu lesen: »Frauen mit 
Migrationsgeschichte sind in Österreich aufgrund ihres Geschlechts und ihrer Herkunft (Re­
ligion etc.) häufig mehrfachen Diskriminierungen ausgesetzt. Um die Situation von Frauen 
und Männern anderer Herkunft am österreichischen Arbeitsmarkt zu beleuchten und im Zuge 
der Entwicklung der Flüchtlingsbewegung des letzten Jahres, legt der Bericht einen Schwer­
punkt auf Migration am Arbeitsmarkt« (AMS 2016a: 5). Bezogen auf das arbeitsmarktpoliti­
schen Frauenprogramm des AMS (»Wiedereinstieg unterstützen«, FiT, FBZ) sowie KmS wurde 
eine etwas niedrigere Beteiligung von Frauen ohne österreichische StaatsbürgerInnenschaft im 
Vergleich zu ihrem Anteil an den von Arbeitslosigkeit betroffenen Frauen (26,8 Prozent) beob­
achtet. So machte 2015 der Anteil an Frauen ohne österreichische StaatsbürgerInnenschaft im 
FiT-Programm 19,3 Prozent aus. Von 9.267 Besucherinnen eines FBZ hatten 2.222 Frauen bzw. 
24 Prozent keine österreichische StaatsbürgerInnenschaft. Bei KmS lag der Anteil der Teilneh­
merinnen ohne österreichische StaatsbürgerInnenschaft bei 24,3 Prozent. Höher war der Anteil 
der Frauen ohne österreichische StaatsbürgerInnenschaft und mit Migrationshintergrund beim 
Kursprogramm »Wiedereinstieg mit Zukunft«: 31,9 Prozent aller Wiedereinsteigerinnen waren 
Frauen ohne österreichische StaatsbürgerInnenschaft und ihr Anteil an allen Teilnehmerinnen 
des Kurses »Wiedereinstieg mit Zukunft« lag bei 35,5 Prozent (AMS 2016a: 55 ff.).

Im »Längerfristigen Plan des AMS« aus dem Jahr 2016 wurde im Kapitel »Förderung der 
Chancengleichheit« nun ein Unterkapitel »Strategie für Gleichstellung: Gender Mainstreaming 
im AMS« eingeführt und darin festgehalten, dass im Planungszeitraum 2016 bis 2019 »der 
Schwerpunkt weiterhin auf der Stabilisierung und Verfestigung der Umsetzung der Gleich­
stellungsorientierung im AMS, bei gleichzeitiger Aufmerksamkeit für die unterschiedlichen 
Bedürfnisse und Rahmenbedingungen von Frauen und Männern unterschiedlicher Herkunft, 
Bildungsvoraussetzungen, unterschiedlichen Alters etc. (entsprechend den arbeitsmarktpoliti­
schen Zielsetzungen)« lag (AMS 2016: 36). Das Unterkapitel »Maßnahmen zur Gleichstellung« 
wurde um einen neuen Abschnitt »Förderung der Chancengleichheit und Inklusion« ergänzt 
und hielt in Erweiterung zur zielgruppenspezifischen Ausrichtung des »Diversity Manage­
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ment« aus dem Jahr 2013 fest: »Das AMS verfolgt auf Grundlage des Gleichbehandlungsgesetzes 
eine strikte Politik der Nicht-Diskriminierung von Menschen unabhängig von Geschlecht, Her­
kunft, Alter, religiöser oder sexueller Orientierung. Ausgehend von der Strategie des Gender 
Mainstreaming und der darin verankerten Zielgruppenanalyse soll die Aufmerksamkeit für die 
Bedürfnisse unterschiedlicher Personengruppen gestärkt und das Bewusstsein bzw. die Kennt­
nis von Maßnahmen zur Chancengleichheit geschult werden. Diversität soll unter dem Aspekt 
der Vielfalt nicht in erster Linie als Problem sondern auch als Bereicherung wahrgenommen 
werden« (AMS 2016: 37).

Im Jahr 2017 wurde auch das GM-Assessment im Sinne der neuen Schwerpunktsetzung 
erweitert. Neben einem eigenen Überprüfungstool für die Serviceline wurde das GMAss 
um das Handlungsfeld Mehrfachdiskriminierung »ethnische Herkunft und Geschlecht« er­
weitert. Damit sollte die Umsetzung des intersektionalen Zuganges im AMS im Sinne von 
»Gleichstellung, Vielfalt und Nichtdiskriminierung von KundInnen« stärker verankert und 
ein entsprechendes Evaluierungstool zur Verfügung gestellt werden (FRA-Newsletter 22 /  
Juli 2017: 4). 

Als Unterstützung für AMS-BeraterInnen in Beratungssituationen von Asylberechtig­
ten und subsidiär Schutzberechtigen, aber auch in der Beratung von KundInnen mit Mig­
rationshintergrund wurde 2017 zudem ein Leitfaden »Respekt und Vielfalt in der AMS Be­
ratung« erstellt. Die Erstellung erfolgte gemeinsam mit allen Kernprozessen des AMS und 
in Abstimmung mit der Gleichbehandlungsanwaltschaft Österreichs (FRA-Newsletter 22 /  
Juli 2017: 4 f.).

2018 sollte diese neue Akzentsetzung in der Gleichstellungspolitik des AMS auch in einer 
neuen »Bundesrichtlinie für die Umsetzung von Gender Mainstreaming und die Aufgaben 
der »Gleichstellungsbeauftragten Arbeitsmarkt« in LGS und RGS« Niederschlag finden. Die 
Frauenreferentinnen / GM-Beauftragten heißen seither »Gleichstellungsbeauftragte Arbeits­
markt« (BGA) und sind für die Gleichstellung und Nicht-Diskriminierung der Kundinnen 
zuständig. Die internen Gleichbehandlungsbeauftragten heißen nun »Gleichstellungsbeauf­
tragte Beschäftigte« (GBB) und bearbeiten die Gleichstellung und Frauenförderung der Mit­
arbeiterInnen des AMS. Laut dem Newsletter der Abteilung »Arbeitsmarktpolitik für Frauen« 
werden die »(…) neuen Namensbezeichnungen wesentlich zu einer Vereinfachung der bishe­
rigen Funktionsbezeichnungen und einer stärkeren Sichtbarkeit des Themas beitragen« (FRA-
Newsletter 24 / Juni 2018: 1).

Im Einleitungstext der Bundesrichtlinie wurde die »Förderung der Gleichstellung von 
Frauen und Männern« um die Förderung »(…) der strikten Nichtdiskriminierung aufgrund 
der ethnischen Zugehörigkeit, der Religion oder der Weltanschauung, des Alters oder der 
sexuellen Orientierung in der Arbeitswelt im Sinne eines intersektionalen Zuganges« ergänzt 
(AMS 2018: 3). 

Im Vergleich zur Bundesrichtlinie aus dem Jahr 2014 sollten die »Gleichstellungsbeauftrag­
ten Arbeitsmarkt« in den LGS die Landesorganisation zusätzlich bei der Analyse und Über­
prüfung des GM-Assessments sowie der Zusammenfassung der Landesergebnisse beraten und 
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unterstützen (AMS 2018: 4). Neu sind auch die »Gleichstellungsbeauftragen Arbeitsmarkt« in 
der »Serviceline« (SEL). Diese sind den »Gleichstellungsbeauftragten Arbeitsmarkt« in den 
RGS hinsichtlich organisatorischer Verankerung und Ressourcen (seit 2014 zehn Prozent einer 
ganzen Planstelle) gleichgestellt (AMS 2018: 6). Ansonsten sollte es aber, trotz einer Ausweitung 
der Gleichstellungsthemen und Aufgaben, zu keiner Erhöhung der zeitlichen bzw. personellen 
Ressourcen in dieser Bundesrichtlinie kommen.

Die Bundesrichtlinie enthält auch den neuen Regelungspunkt »Kooperation der Gleichstel­
lungsbeauftragten (extern und intern) auf LO-Ebene«. Demzufolge arbeiten die »Gleichstel­
lungsbeauftragten Arbeitsmarkt« mit den »Gleichstellungsbeauftragten Beschäftigte« zusam­
men und stimmen sich dazu regelmäßig (z.  B. einmal im Quartal) ab. Die Zusammenarbeit 
betrifft insbesondere: die Vorbereitung des GM-Assessment, die Planung der GM-Weiterbil­
dung, die Kommunikation übergreifender gleichstellungsrelevanter Themen und Kampagnen 
(Infoveranstaltungen, Teilnahme an Führungskräftekonferenzen, Erstinformation und Unter­
stützung in Genderfragen für neu aufgenommene MitarbeiterInnen in der Grundausbildung 
etc.) sowie die regionale Vernetzung (AMS 2018: 5).

Im Regelungspunkt »Arbeitsweise, Kompetenzen der Gleichstellungsbeauftragten Arbeits­
markt« wurde die Position der »Gleichstellungsbeauftragten Arbeitsmarkt« gestärkt, indem 
nun festgehalten wird, dass diese »(…) regelmäßig in die Führungskräftebesprechungen der 
LGS / RGS einzuladen und in die fachliche Diskussion (z.  B.: Arbeitsgruppen, Projekte) einzu­
beziehen« sind und sie »(…) im Rahmen eines zumindest ¼ jährlichen Jour Fixe« der LGS-
Führung bzw. RGS-Leitung direkt berichten (AMS 2018: 7). 

Wie bereits in der Bundesrichtlinie 2010 festgeschrieben, haben die »Gleichstellungsbeauf­
tragten Arbeitsmarkt« insbesondere das Recht auf direkte Stellungnahme an die GS-Leitung, 
wenn eine Maßnahme, ein Projekt den Zielen der Gleichstellung widerspricht. »Zumindest 
einmal jährlich findet ein gemeinsamer Jour Fixe zwischen Geschäftsstellen-Leitung und 
den Gleichstellungsbeauftragten extern und intern statt, bei dem die wichtigsten Vorhaben 
besprochen und zeitlich geplant werden und zu dem die Geschäftsstellen-Leitung einlädt« 
(AMS 2018: 7 f.).

Im Hinblick auf die Qualifizierung wurde in der Bundesrichtlinie aus dem Jahr 2018 festge­
halten, dass die neuen (stellvertretenden) Gleichstellungsbeauftragten verpflichtend zum »(…) 
erstmöglichen Lehrgang zur Ausbildung der Gleichstellungsbeauftragen zuzubuchen« sind. 
Der neu organisierte Lehrgang besteht nun aus drei Seminaren sowie verbindlicher Vorberei­
tung im Ausmaß von insgesamt neun Tagen binnen eines Jahres (AMS 2018: 8). Der Lehrgang 
umfasst im ersten Seminar die »Grundlagen der Gleichstellung«, wie etwa die Entstehung der 
Frauenbewegung, die arbeitsmarktpolitische Frauenarbeit im AMS, gefolgt von einer Hospi­
tation im Bereich der »Gleichstellungsbeauftragten für Beschäftigte« als Vorbereitung für das 
zweite Seminar zu den »Fachspezifischen Grundlagen« (wie etwa Gleichstellungsziele des AMS, 
Richtlinienarbeit, arbeitsmarktpolitisches Frauenprogramm) und schließt mit einem dritten 
zweitätigen Seminar zu »Umsetzungsstrategie in der Organisation« (wie etwa Reflexion über 
Ablauf des GM-Assessments, Kooperation mit anderen Abteilungen) ab (AMS 2017: 14).
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Als Ziele der Neuorganisation des Lehrganges zur Ausbildung der Gleichstellungsbeauf­
tragten werden vom AMS die Stärkung der Zusammenarbeit der Gleichstellungsteams, das 
Kennenlernen der verschiedenen Arbeitsbereiche, der Austausch, die Kooperation und die 
Nutzung der Synergien sowie die Reflexion der Praxistätigkeit genannt (AMS 2017: 13).

Die Abteilung »Arbeitsmarktpolitik für Frauen« hält die Neuerungen der Bundesricht­
linie 2018 mit folgenden Worten zusammenfassend fest: »Neu ist darüber hinaus, dass der 
Fokus der Gleichstellungsstrategie ausgehend vom Geschlecht auch auf weitere Diskriminie­
rungsgründe (ethnische Zugehörigkeit, Religion und Weltanschauung, Alter, sexuelle Orien­
tierung und Geschlechtsidentitäten) gerichtet wird, um mögliche Mehrfachdiskriminierung 
aufzuzeigen. Gleichzeitig wird die Zusammenarbeit der beiden Gleichstellungsbeauftragten 
vor Ort gestärkt. Als Gleichstellungsteam wurde die Kooperation mit dem Management, ins­
besondere den Geschäftsstellenleitungen, stärker verankert. Ein neuer Ausbildungslehrgang 
mit drei Seminaren bereitet GBA und GBB auf ihre Aufgaben in der Funktion vor« (FRA-
Newsletter 24 / Juni 2018: 1).
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Die überaus beeindruckende und erfolgreiche Geschichte der Arbeitsmarktpolitik für Frauen 
des AMS hat seine Ursprünge in den 1980er-Jahren des vorigen Jahrhunderts. Mit der Ausglie­
derung des AMS 1994 wurde die Arbeitsmarktpolitik zur Gleichstellung und Frauenförderung 
jedoch sukzessive – sowohl strukturell als auch inhaltlich – auf neue Beine gestellt bzw. verän­
derte sich ihr Stellenwert innerhalb der Arbeitsmarktpolitik ganz wesentlich. Grundlegende 
Voraussetzung für die überaus umfang- und erfolgreiche Entwicklung der Arbeitsmarktpolitik 
für Frauen stellen die strukturelle Einbindung bzw. die Aufgaben, Funktionen, Kompetenzen 
und Ressourcen der AkteurInnen der Arbeitsmarktpolitik für Frauen im AMS dar.

Im Nachfolgenden werden die Entwicklung der strukturellen Einbindung der Arbeits­
marktpolitik für Frauen sowie die inhaltlichen Veränderungen und Kontinuitäten des arbeits­
marktpolitischen Frauenprogrammes zusammenfassend dargestellt.

Entwicklung der strukturellen Einbindung der 
Arbeitsmarktpolitik für Frauen

Bereits 1977 waren auf Vorschlag von Dorothea Gaudart, Ministerialrätin im damaligen Bundesmi­
nisterium für Arbeit und Soziales, so genannte »Kontaktpersonen für Frauenangelegenheiten« in 
den neun Landesarbeitsämtern der AMV ernannt worden. 1981 wurden diese bis dahin eher infor­
mell agierenden Kontaktpersonen durch einen Erlass des Bundesministers für soziale Verwaltung, 
Alfred Dallinger, bestellt und ihre Aufgaben in einer Richtlinie festgelegt. Die Kontaktpersonen 
sollten »mitgestalten« und auf die Öffentlichkeitsarbeit sowie zahlreiche interne Aufgaben und 
Tätigkeiten der Arbeitsmarktverwaltung »Einfluss nehmen« (Bundesministerium für soziale Ver­
waltung 1981: 2). Laut der Richtlinie sollte zur Umsetzung der zahlreichen Aufgaben und Tätigkei­
ten in jedem Landesarbeitsamt eine Akademikerinnenvollzeitstelle zur Verfügung gestellt werden. 

1982 waren auf Betreiben der damaligen Staatssekretärin für Frauenangelegenheiten, Jo­
hanna Dohnal, in den Landesarbeitsämtern Tirol, Kärnten, Wien und der Steiermark entspre­
chende Planstellen geschafft worden. Wie sich zeigte, war dies jedoch keine Garantie dafür, dass 
die Planstellen auch im Sinne der Richtlinie besetzt werden. Die tatsächliche Schaffung von 
Vollzeit-Planstellen in allen Bundesländern nahm zudem noch mehr als 30 Jahre in Anspruch 
und erfolgte formell erst im Jahre 2014.
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Um die teilweise schwierige Situation der Kontaktfrauen bzw. Frauenreferentinnen, wie 
diese später heißen sollten, zu verbessern, kam es 1988 auf Initiative der damaligen Frauenre­
ferentin des Landesarbeitsamtes Tirol, Gabi Dallinger-König, zur Bildung eines so genannten 
»Ständigen Arbeitskreises der Frauenreferentinnen«. Dieser Zusammenschluss der Frauen­
referentinnen mit Unterstützung des Frauengrundsatzreferates bzw. des Frauenreferates im 
Bundesministerium für soziale Verwaltung und später der Abteilung »Arbeitsmarktpolitik für 
Frauen« des AMS sollte einer der wesentlichsten Grundpfeiler und gleichzeitig Motor für die 
Entwicklung der Arbeitsmarktpolitik für Frauen der kommenden Jahrzehnte sein.

Das »Frauengrundsatzreferat bzw. das Referat für grundsätzliche Angelegenheiten der 
Frauen« unter der Leitung von Inge Rowhani war bereits 1984 als Stabstelle beim Bundesmi­
nister für soziale Verwaltung geschaffen worden. Das Referat versuchte vor allem inhaltliche 
Impulse für eine Arbeitsmarktpolitik für Frauen zu geben und die Vernetzung zwischen den 
Abteilungen des Bundesministeriums und den Frauenreferentinnen zu stärken sowie deren 
Weiterbildung zu organisieren.

Ein weiterer wichtiger Schritt im Sinne der Institutionalisierung der Arbeitsmarktpolitik für 
Frauen erfolgte 1990. Auf Initiative von Inge Rowhani wurde ein eigenes »Referat für Planung, 
Entwicklung und Koordinierung arbeitsmarktpolitischer Maßnahmen für Frauen« in der zu­
ständigen Sektion im Bundesministerium für soziale Verwaltung unter der Leitung von Renate 
Schopf eingerichtet. Im Unterschied zum »Frauengrundsatzreferat« war das »Frauenreferat der 
Arbeitsmarktverwaltung« direkt in der »Arbeitsmarktpolitischen Sektion« des Bundesminis­
teriums angesiedelt. Dies war eine wichtige Voraussetzung, um die Arbeitsmarktpolitik für 
Frauen besser und direkter vorantreiben zu können. 

Der »Arbeitskreis der Frauenreferentinnen« bzw. seit 2005 die »Bundesarbeitsgruppe Ar­
beitsmarktpolitik für Frauen / Gender Mainstreaming« tagt regelmäßig und dient vor allem 
dem inhaltlichen Austausch sowie der gemeinsamen Planung von frauenpolitisch relevan­
ten Projekten und Programmen. Durch die »Bundesarbeitsgruppe Arbeitsmarktpolitik für 
Frauen / Gender Mainstreaming« unter Leitung der jeweiligen Organisationseinheit in der Zen­
tralstelle ist gewährleistet, dass sich einerseits die Inhalte der frauenspezifischen und gleichstel­
lungsorientierten Projekte und Programme aus den Erfahrungen auf Landesebene speisen und 
andererseits die Übereinkünfte auf Bundesebene direkt zurück in die Länder fließen.

Neben den Frauenreferentinnen in den Landesarbeitsämtern war es für die tatsächliche 
und österreichweite Umsetzung einer Arbeitsmarktpolitik für Frauen aber auch notwendig, 
einsprechende Verantwortlichkeiten auf Ebene der regionalen Arbeitsämter zu schaffen. Der 
»Arbeitskreis der Frauenreferentinnen« hatte bereits 1989 die Schaffung von Frauenreferent­
innen bei allen 110 Regionalen Arbeitsämtern gefordert. 1991 sollte diese Forderung dann um­
gesetzt werden. Analog zu den Frauenreferentinnen in den Landesarbeitsämtern hatten die 
Frauenreferentinnen der regionalen Arbeitsämter die Aufgabe, frauenspezifische Maßnahmen 
zu initiieren und zu koordinieren sowie die AmtsleiterInnen bei der Umsetzung des arbeits­
marktpolitischen Frauenprogrammes zu unterstützen. Im Hinblick auf die personellen bzw. 
zeitlichen Ressourcen wurde in der Richtlinie nur festgehalten, dass den Frauenreferentinnen 
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der regionalen Arbeitsämter ein angemessenes Ausmaß an Zeit zur Verfügung zu stellen ist und 
die LeiterInnen verpflichtet sind, durch eine entsprechende Arbeitsaufteilung dafür zu sorgen, 
dass diese Aufgabe entsprechend erfüllt werden kann (BMAS 1991: 3).

Wichtig sowohl für die Entwicklung der institutionellen Verankerung als auch die inhalt­
liche Ausrichtung des arbeitsmarktpolitischen Frauenprogrammes in den kommenden Jahr­
zehnten war aber auch die Gleichstellung und Frauenförderung im Interesse der Mitarbeiterin­
nen der AMV und später des AMS. Bereits 1993 trat das Bundes-Gleichbehandlungsgesetz in 
Kraft, das nicht nur ein Gleichstellungs-, sondern auch ein Frauenfördergebot enthielt und die 
Erstellung von Frauenförderplänen verlangte. Durch die kontinuierliche Arbeit der Gleichbe­
handlungsbeauftragten bzw. der Arbeitsgruppe für Gleichbehandlungsfragen ist Gleichstellung 
im AMS zu einer Erfolgsgeschichte geworden (siehe: AMS 2018). Die äußerst positive Entwick­
lung innerhalb des AMS hat auch die Arbeit im Interesse der Kundinnen bzw. die Arbeitsmarkt­
politik zur Gleichstellung und Frauenförderung des AMS nachhaltig gestärkt bzw. haben sich 
beide Bereiche gegenseitig positiv beeinflusst und unterstützt.

1994 wurde die AMV aus der Bundesverwaltung ausgegliedert und in die neue Organisati­
onsstruktur des AMS überführt. Die Frauenreferentinnen der Landesarbeitsämter wurden zu 
Frauenreferentinnen der Landesgeschäftsstellen (LGS), und die der Arbeitsämter zu Frauen­
referentinnen der Regionalen Geschäftsstellen (RGS). Mit der Ausgliederung wurde aus dem 
»Frauenreferat der Arbeitsmarktverwaltung« die Abteilung »Arbeitsmarktpolitik für Frauen« 
in der neuen Bundesgeschäftsstelle (BGS) des AMS. Diese Form der strukturellen Einbindung 
der arbeitsmarktpolitischen Frauenarbeit in das AMS stellte gemeinsam mit dem Auftrag des 
Arbeitsmarktservicegesetzes, nämlich »(…) die Dienstleistungen des AMS so zu gestalten, dass 
sie die Chancengleichheit zwischen Frauen und Männern fördern und möglichst zum Abbau 
des geteilten Arbeitsmarktes beitragen« (AMSG §31 Abs 3), eine wesentliche Voraussetzung für 
eine erfolgreiche Neuausrichtung der Arbeitsmarktpolitik für Frauen dar. 

Die strukturelle Arbeit der Abteilung »Arbeitsmarktpolitik für Frauen« konzentrierte sich 
zunächst auf die Verankerung der Chancengleichheit im Leitbild des AMS, die Beteiligung an 
der Ausformulierung der »Arbeitsmarktpolitischen Jahresziele« des AMS, frauenspezifisches 
Controlling bzw. frauenspezifische Berichterstellung und die Begutachtung interner Richtlinien. 
Aber auch die Konzeption und Implementierung einer Ausbildung für Frauenreferentinnen der 
Regionalen Geschäftsstellen (RGS), der Netzwerkaufbau bzw. regionale Treffen der Frauenrefe­
rentinnen und die Kooperation mit den Fachabteilungen sowie die Bildung von Frauennetzwer­
ken nach außen standen auf dem Plan. Bereits 1994 wurde die dreiwöchige Ausbildung für die 
Frauenreferentinnen der RGS konzipiert und gestartet. Seit 1996 werden darüber hinaus auch 
themenspezifische Spezialseminare angeboten. Besonders wichtig sollte auch die Ausarbeitung 
einer neuen Richtlinie für die Aufgaben der Frauenreferentinnen im AMS im Jahr 1998 sein.

Die gelungene Vernetzung einerseits der Frauenreferentinnen – sowohl auf LGS-Ebene 
als auch auf RGS-Ebene – und andererseits mit den Vertreterinnen der Interessenvertretun­
gen der ArbeitnehmerInnen sowie ArbeitgeberInnen bzw. seit 2000 auch mit den Landesge­
schäftsführerInnen, aber auch mit Frauenvertreterinnen verschiedenster Bundesministerien 
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und anderer Institutionen im Rahmen des Arbeitskreises »Fraueninteressen am Arbeitsmarkt« 
sind wesentlicher Faktor einer erfolgreichen Arbeitsmarktpolitik für Frauen. Vor allem für die 
Frauenreferentinnen auf RGS-Ebene war die Vernetzung besonders wichtig, da es in man­
chen Landesorganisationen besonders schwierig war, arbeitsmarktpolitische Frauenförderung 
umzusetzen. Hier bot die Vernetzung die notwendige Unterstützung bzw. den erforderlichen 
Rückhalt. 1999 fand dann auch die erste und überaus erfolgreiche »Gesamtösterreichische Ta­
gung aller Frauenreferentinnen des AMS« in Wien statt.

Die Vernetzung mit den Vertreterinnen der Interessenvertretungen der Arbeitnehmer­
Innen und Arbeitgeberinnen war auch im Hinblick auf die Beschlussfassung von arbeits­
marktpolitischen Frauenprogrammen im Verwaltungsrat des AMS wichtig. In diesem werden 
jährlich die Ziele der Arbeitsmarktpolitik beschlossen. Die Abteilung »Arbeitsmarktpolitik für 
Frauen« ist darin nicht vertreten, jedoch die Vertreterinnen der Interessenvertretungen der 
ArbeitnehmerInnen und ArbeitgeberInnen. Vor allem durch die Unterstützung der Vertreter­
innen der Interessenvertretungen der ArbeitnehmerInnen und des Arbeits- und Sozialminis­
teriums konnten im Verwaltungsrat wichtige arbeitsmarktpolitische Frauenanliegen ein- und 
auch durchgebracht werden.

Eine wesentliche Rolle bei der Umsetzung einer erfolgreichen Arbeitsmarktpolitik für 
Frauen kam jedoch auch der positiven Haltung des Managements des AMS zu. 

Aber auch die langjährige Zusammenarbeit mit den Frauenberatungsstellen bzw. arbeits­
marktpolitischen Fraueneinrichtungen war und ist bedeutend, insbesondere wenn es um die 
Gewährleistung von frauenspezifischen und gleichstellungsorientierten Beratungs- und Qua­
lifizierungsangeboten geht. Diese Zusammenarbeit, die bereits seit Mitte der 1980er-Jahre – 
damals noch mit der AMV – besteht, veränderte sich mit der Ausgliederung des AMS allerdings 
wesentlich. Die Frauenberatungsstellen sahen sich aufgrund der neuen Managementstrategie 
bzw. der Zielvorgaben des AMS gezwungen, ihre Angebote entsprechend anzupassen. Die ar­
beitsmarktpolitischen Fraueneinrichtungen wurden zu Dienstleistungsorganisationen und in 
weiterer Folge – in der Umsetzung des arbeitsmarktpolitischen Frauenprogrammes – zu stra­
tegischen Partnerinnen des AMS. 

1998, also vier Jahre nach der Ausgliederung des AMS, wurde eine neue Richtlinie für die 
Frauenreferentinnen der LGS und RGS erlassen. Damit sollten die Aufgaben und Kompeten­
zen der Frauenreferentinnen beschrieben und jene Rahmenbedingungen sichergestellt werden, 
die es den Frauenreferentinnen in allen Geschäftsstellen erlaubten, ihre Funktion systematisch 
und verbindlich wahrnehmen zu können. Zudem wurde die Verantwortung der Führungs­
kräfte im Hinblick auf die Umsetzung einer Arbeitsmarktpolitik für Frauen unterstrichen. Die 
Frauenreferentinnen wurden als vom AMS beauftragte Expertinnen für arbeitsmarktpolitische 
Frauenfragen definiert. Ihre Aufgabe war es, die Förderung der Gleichstellung von Frauen auf 
dem Arbeitsmarkt für die einzelnen Handlungsfelder der Organisation zu konkretisieren und 
das Unternehmen bei der frauengerechten Gestaltung der Dienstleistungen zu unterstützen. 
Der Auftrag der Frauenreferentinnen beinhaltete daher eine »Impuls-, Informations- und Be­
ratungsfunktion« (AMS 1998: 2).
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Die Fülle der in der Richtlinie sowohl für die Frauenreferentinnen der LGS als auch der 
RGS definierten Aufgaben stand einerseits im Widerspruch zu den knappen bzw. nicht näher 
definierten Ressourcen der Frauenreferentinnen. Andererseits bedeutete die Festschreibung 
von Aufgaben und Kompetenzen in der Richtlinie – ähnlich wie bereits 1981 – die Chance 
bestimmte Tätigkeiten, eventuell auch gegen den Widerstand von Teilen der Organisation, 
überhaupt wahrnehmen zu können.

Mit der Bundesrichtlinie für die Aufgaben der Frauenreferentinnen aus dem Jahr 2002 
sollte die Frage der personellen bzw. zeitlichen Ressourcen zumindest auf LGS-Ebene mit ge­
nauen zeitlichen Angaben geregelt werden. Ganze Planstellen, waren für die Frauenreferent­
innen aber weiterhin nur in sechs LGS vorgesehen, in der LGS Burgenland, Vorarlberg und 
Salzburg gab es für die Erfüllung der zahlreichen Aufgaben und Tätigkeiten weiterhin nur halbe 
Planstellen (AMS 2002: 4).

Ein qualitativ äußerst bedeutsamer Schub für die Frauenförderung und Gleichstellung des 
AMS – sowohl auf struktureller als auch auf inhaltlicher Ebene – sollte durch die Umsetzung 
der Gender-Mainstreaming-Strategie ab Beginn des neuen Jahrtausends erfolgen. Für das AMS 
bedeutet Gender Mainstreaming seither konkret die »Integration einer geschlechtssensiblen 
Perspektive«, die »Berücksichtigung unterschiedlicher Situationen und Bedürfnisse von Frauen 
und Männern« sowie die »Überprüfung der geschlechtsspezifischen Wirkungen« (AMS-Ge­
schäftsbericht 2000: 32). 

Bereits im Mai 2000 hatten sich der Vorstand und die Landesorganisationen Gender Main­
streaming zu einer verbindlichen Strategie des AMS zur Förderung der Gleichstellung von 
Frauen und Männern auf dem Arbeitsmarkt erklärt. Zwischen 2002 und 2006 erfolgte dann 
die schrittweise Implementierung von Gender Mainstreaming auf den unterschiedlichen Or­
ganisationsebenen des AMS.

Im Zuge dieses Prozesses formulierte das AMS 2003 seine Gleichstellungsziele wie folgt: 
»Frauen und Männer sind gleichermaßen auf existenzsichernden, ökonomische Unabhän­
gigkeit gewährleistenden Arbeitsplätzen ins Erwerbsleben integriert. Sie haben den gleichen 
Zugang zu allen Berufen und verteilen sich gleichermaßen auf alle hierarchischen Ebenen 
der Arbeitswelt« (AMS 2003: 21). An dieser grundsätzlichen Definition sollte sich die ös­
terreichische Arbeitsmarktpolitik zur Gleichstellung und Frauenförderung des AMS seither 
ausrichten.

Um den Ist-Zustand von Gender Mainstreaming zu überprüft und Verbesserungspoten­
ziale identifizieren zu können, werden die Ergebnisse von Gender Mainstreaming seither auf 
Basis des Modelles des »European Foundation for Quality Management« (EFQM) bzw. der 
RADAR-Methode kontrolliert. Zur Überprüfung des gleichstellungsorientierten Vorgehens 
wurde diese Methode AMS-intern weiterentwickelt und mit der »RADARa-Methode« zusätz­
lich ein besonderer Schwerpunkt auf die Gender-Analyse gelegt.

2006 war der Implementierungsprozess abgeschlossen, nun ging es um die Stabilisierung 
und Verfestigung, aber auch um die Qualitätssicherung von Gender Mainstreaming bzw. der 
Gleichstellungsorientierung im AMS. 
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In Weiterentwicklung eines innovativen Tools zur Überprüfung der Gleichstellungsorien­
tierung in der Steiermark fand 2014 erstmals ein Gender-Mainstreaming-Assessment (GMAss) 
in allen Geschäftsstellen des AMS statt. Das GMAss überprüft seither neben den internen 
Gleichstellungsmaßnahmen jährlich auch die arbeitsmarktpolitischen Aktivitäten und Dienst­
leistungen für KundInnen des AMS.

2005 wurden die veränderten bzw. erweiterten Funktionen und Aufgaben der Frauenreferent­
innen im Rahmen einer überarbeiteten Bundesrichtlinie für die Aufgaben der Frauenreferentin­
nen / GM-Beauftragten in LGS und RGS festgeschrieben. Trotz der Ausweitung ihrer Funktion 
und Aufgaben kam es zunächst zu keiner Erhöhung der personellen bzw. zeitlichen Ressourcen 
auf LGS-Ebene. Dies sollte erst mit der Bundesrichtlinie aus dem Jahr 2014 erfolgen. Als Mindest­
standard ist seither für alle LGS jeweils eine ganze Planstelle vorgesehen. Die größeren Landes­
organisationen, sprich Niederösterreich, Steiermark, Oberösterreich und Wien, erhielten zudem 
zusätzliche Ressourcen im Ausmaß von mindestens 30 Prozent einer Planstelle (AMS 2014: 3). 
Für die Frauenreferentinnen / GM-Beauftragten der RGS wurde erstmals in der Bundesrichtlinie 
2005 ein zeitliches Mindestausmaß von zehn Prozent einer ganzen Planstelle festgeschrieben.

Als besonders wichtig kann der mit der Bundesrichtlinie 2005 neu definierte Regelungsbe­
reich »Arbeitsweise, Kompetenzen der Frauenreferentinnen / GM-Beauftragten« (AMS 2005: 5) 
angesehen werden. Damit wurden ihre verbindliche und systematische Einbindung in relevante 
Informations- und Entscheidungsprozesse der LGS bzw. RGS sowie ihre aktiven und forma­
lisierten Möglichkeiten, mit den Führungskräften systematisch und regelmäßig in Kontakt zu 
treten und auf allfällige Missstände bzw. Mängel im Zusammenhang mit der GM-Strategie 
hinzuweisen, wesentlich erweitert und verbessert.

Da es auch innerhalb der Geschlechter Unterschiede hinsichtlich Rahmenbedingungen, 
Lebenschancen und Wirkungen von Politik gibt, rückten seit 2009 Fragen der Diversität und 
Mehrfachdiskriminierung immer mehr ins Blickfeld der Gleichstellungspolitik des AMS. Im 
Sinne einer konsequenten Weiterentwicklung von Gender Mainstreaming sollte in den fol­
genden Jahren ein Schwerpunkt auf die Zielgruppe ältere Frauen und vor allem Migrantinnen 
gelegt werden. 

Im Jahr 2017 wurde das GM-Assessment im Sinne der neuen Schwerpunktsetzung er­
weitert. Neben einem eigenen Überprüfungstool für die »Serviceline« (SEL) des AMS wurde 
das GMAss um das Handlungsfeld Mehrfachdiskriminierung »ethnische Herkunft und Ge­
schlecht« erweitert. Damit sollte die Umsetzung des intersektionalen Zuganges im AMS im 
Sinne von »Gleichstellung, Vielfalt und Nichtdiskriminierung von KundInnen« stärker ver­
ankert und ein entsprechendes Evaluierungstool zur Verfügung gestellt werden (FRA-News­
letter 22 / Juli 2017: 4). 

2018 schlug sich diese neue Ausrichtung in der Gleichstellungspolitik des AMS auch in der 
neu überarbeiteten Bundesrichtlinie nieder. Die »Förderung der Gleichstellung von Frauen und 
Männern« wurde um die Förderung »der strikten Nichtdiskriminierung aufgrund der ethni­
schen Zugehörigkeit, der Religion oder der Weltanschauung, des Alters oder der sexuellen Ori­
entierung in der Arbeitswelt im Sinne eines intersektionalen Zuganges« (AMS 2018: 3) ergänzt. 
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Die Frauenreferentinnen / GM-Beauftragten heißen seither »Gleichstellungsbeauftragte 
Arbeitsmarkt« (GBA) und sind für die Gleichstellung und Nicht-Diskriminierung der Kund­
innen zuständig. Die internen Gleichbehandlungsbeauftragten heißen nun »Gleichstellungs­
beauftragte Beschäftigte« (GBB) und bearbeiten die Gleichstellung und Frauenförderung der 
MitarbeiterInnen des AMS.

Mit der Bundesrichtlinie wurde auch die Zusammenarbeit der beiden Gleichstellungs­
beauftragten vor Ort gestärkt. Als Gleichstellungsteam wurde die Kooperation mit dem 
Management, insbesondere den Geschäftsstellenleitungen, stärker verankert und ein neuer 
Ausbildungslehrgang mit drei Seminaren bereitet GBA und GBB auf ihre Aufgaben in der 
Funktion vor.

Neu sind auch die »Gleichstellungsbeauftragen Arbeitsmarkt« in der SEL. Diese sind den 
»Gleichstellungsbeauftragten Arbeitsmarkt« in den RGS hinsichtlich organisatorischer Ver­
ankerung und Ressourcen gleichgestellt. Ansonsten sollte es mit dieser Bundesrichtlinie, trotz 
einer Ausweitung der Gleichstellungsthemen und Aufgaben, aber zu keiner Erhöhung der zeit­
lichen bzw. personellen Ressourcen kommen.

Entwicklung des arbeitsmarktpolitischen Frauenprogrammes

Bereits 1984 waren vom Frauengrundsatzreferat des Bundesministeriums für soziale Ver­
waltung erste generelle Vorschläge für ein arbeitsmarktpolitisches Programm für Frauen 
erstellt worden. 1985 entstand aus diesen generellen Vorschlägen das erste »Arbeitsmarktpo­
litische Programm für Frauen« der AMV, welches Maßnahmen zur besseren Eingliederung 
junger Frauen, von Berufsrückkehrerinnen und zur Überwindung des geschlechtsspezifisch 
geteilten Arbeitsmarktes enthielt. Nach der »Regierungsklausur zu Frauenpolitik« im Jahr 
1986, des damaligen Bundesministers Alfred Dallinger und der damaligen Staatssekretä­
rin Johanna Dohnal, verpflichtete sich das Bundesministerium für soziale Verwaltung zu 
weitgehenden arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen für Frauen. Diese Maßnahmen bezo­
gen sich ebenfalls auf die geschlechtsneutrale Berufswahl von Mädchen sowie auf die Be­
rücksichtigung der Betreuungspflichten von Frauen bei der Organisation von Kursen und 
stärkere Einbeziehung von Frauen in die experimentelle Arbeitsmarktpolitik (Rowhani-
Ennemoser 1995: 307).

1989 schlug der »Arbeitskreis der Frauenreferentinnen« aufgrund von Kürzungen des För­
derbudgets der AMV und in Hinblick auf die schwierige Lage der Frauen auf dem Arbeitsmarkt 
einen Aktionsmonat im März 1989 vor, der für die künftige Betreuung von arbeitsuchenden 
Frauen Modellcharakter haben sollte. Dieser »Aktionsmonat März 1989« kann als Startpunkt 
eines arbeitsmarktpolitischen Frauenprogrammes, das tatsächlich österreichweite Maßnahmen 
zu Folge hatte, gesehen werden. Mit Erlass des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales 
wurden alle Landesarbeitsämter angewiesen, ein so genanntes »Minimalprogramm zur Aktion 
AMV für Frauen« vorzubereiten und umzusetzen. Auftakt für das Programm sollte der so ge­
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nannte »Aktionsmonat März 1989« sein. Das Minimalprogramm war vor allem ein Bündel von 
Arbeitsmarktförderungsmaßnahmen, die bundesweit den arbeitsuchenden Frauen zur Verfü­
gung gestellt werden sollten. Besonders wichtig war auch die Einführung einer Berichtspflicht. 
Demnach sollten die Frauenreferentinnen nun regelmäßig über den Stand der Umsetzung des 
Frauenprogrammes berichten und so die konkrete Umsetzung der jeweiligen Maßnahmen in 
den einzelnen Landesarbeitsämtern genau erfassen. Darauf aufbauend konnten die Maßnah­
men dann zielgerichtet angepasst werden. 

In den folgenden Jahren sollte das arbeitsmarktpolitische Frauenprogramm unter starkem 
Einsatz der Frauenreferentinnen sowie des Frauenreferates der Arbeitsmarktverwaltung fort­
geführt, seine Umsetzung analysiert und immer wieder an die neuen Herausforderungen an­
gepasst werden.

Nach der Ausgliederung des AMS konzentrierte sich die Arbeit der Abteilung »Arbeits­
marktpolitik für Frauen« stark auf die Zielgruppe der Wiedereinsteigerinnen (WE). Bereits im 
Herbst 1995 wurde ein österreichweites Sonderprogramm für Wiedereinsteigerinnen gestartet. 
Frauen mit Kinderbetreuungspflichten, die wieder in den Arbeitsmarkt zurückehren wollten, 
sollten unabhängig vom Anspruch auf eine Geldleistung aus der Arbeitslosenversicherung 
durch ein breites Spektrum an Maßnahmen unterstützt werden. Für das »WE-Sonderpro­
gramm« waren zudem erstmals gesonderte Budgetmittel für so genannte »Frauenmaßnah­
men« zur Verfügung gestellt worden. Mit den Sondermitteln des AMS für die Jahre 1996 und 
1997 wurden vor allem Unterstützungen zur Kinderbetreuung und Qualifizierungsmaßnahmen 
finanziert. 

Gestärkt wurde diese Schwerpunktsetzung des arbeitsmarktpolitischen Frauenprogrammes 
durch die »Arbeitsmarktpolitischen Jahresziele des AMS«. Bereits 1996 bezog sich eines der 
beiden ersten frauenspezifischen »Arbeitsmarktpolitischen Jahresziele« auf die Erhöhung der 
Arbeitsaufnahme von Frauen mit Betreuungspflichten; 1997 und 1998 auf die Integration von 
Berufsrückkehrerinnen in den Arbeitsmarkt.

Eine wichtige Entscheidung für die arbeitsmarktpolitische Frauenförderung – vor allem in 
quantitativer Hinsicht – fiel bereits 1997. In diesem Jahr wurde die Förderung der Chancen­
gleichheit zwischen Frauen und Männern in den »Arbeitsmarktpolitischen Zielen« als über­
greifende Zieldimension formuliert, das heißt, seither ist die Förderung der Chancengleichheit 
auch bei der Umsetzung der einzelnen nicht-frauenspezifischen Zielen zu berücksichtigen. 
Diese übergreifende Zieldimension konkretisierte sich u.  a. in der sehr wichtigen geschlechts­
spezifischen Darstellung und Analyse von Indikatoren, Zielwerten und Ergebnissen der Ar­
beitsmarktpolitik des AMS. 

Seit 2001 sollten – laut den Zielvorgaben der jeweils zuständigen Bundesminister – 50 Pro­
zent der Mittel für aktive Arbeitsmarktpolitik für Frauen verwendet werden. Diese Vorgaben 
stellten jedenfalls eine quantitative Unterstützung des arbeitsmarktpolitischen Frauenprogram­
mes dar bzw. förderten die Umsetzung frauenspezifischer und gleichstellungsorientierter, ak­
tiver, arbeitsmarktpolitischer Maßnahmen. In den Krisenjahren verhinderte die 50-Prozent-
Frauenbudgetquote ein noch stärkeres Absinken der Frauenförderquote.
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Zwischen 2001 und 2007 erreichte das AMS die 50-Prozent -Frauenbudgetquote, eine 
Ausnahme stellte nur das Jahr 2004 dar. Seit der Wirtschaftskrise 2008 und im Zusammen­
hang mit zahlreichen männerlastigen Schwerpunktprogrammen durch die jeweils zuständigen 
Bundesminister sank die Quote jedoch kontinuierlich ab. Nachdem die 50-Prozent-Frauen­
budgetquote 2016 zu einem »Arbeitsmarktpolitischen Jahresziel« des AMS erhoben worden 
war, konnte diese durch gezielte Anstrengungen, einem landesspezifischen Ausgleichsbudget 
für männerlastige Programmvorgaben und Maßnahmenumstellungen im Bereich der aktiven 
Arbeitsmarktpolitik – insbesondere in einzelnen Bundesländern – 2018 erstmals wieder öster­
reichweit erreicht werden.

In den Jahren 2005 bis 2007 betrafen beide frauenspezifischen Ziele der »Arbeitsmarktpo­
litischen Jahresziele des AMS« die Arbeitsaufnahme und Schulungen von Wiedereinsteiger­
innen. Das neue Schulungsangebot »Wiedereinstieg mit Zukunft« untermauerte ab 2005 die 
frauenspezifischen Arbeitsmarktziele des AMS qualitativ. Dafür wurden zusätzlich 3,5 Millio­
nen Euro aus dem Zentralkredit der BGS zur Verfügung gestellt. Ziel des Angebotes ist eine Ar­
beitsaufnahme, die »eine erfolgreiche weitere Berufslauf für Frauen mit einem existenzsicheren 
Einkommen« (AMS 2009a: 1) sichert. Die Umsetzung des Schulungsangebotes erfolgt durch 
arbeitsmarktpolitische Fraueneinrichtungen bzw. Trägern mit frauenspezifischem Know-how. 

Ab 2005 erhielten die Beratungs- und Informationsmaßnahmen für die Zielgruppe der 
Wiedereinsteigerinnen einen neuen Impuls. In diesem Jahr wurde vom AMS das so genannte 
»Arbeitsmarktpolitische Frauenprogramm 2006–2008« formuliert. Das Frauenprogramm 
unterteilte sich in zwei Bereiche: »Wiedereinstieg unterstützen« sowie »Frauen in Handwerk 
und Technik« (FiT). Mit dem Programm »Wiedereinstieg unterstützen« sollten nach einer 
kinderbedingten Berufsunterbrechung die rechtzeitige Planung der Rückkehr in den Arbeits­
markt durch »eine aktive, fördernde Haltung und niederschwellige Informationsangebote« 
(AMS 2007) unterstützt sowie Standards für Information, Beratung und Betreuung von Wie­
dereinsteigerinnen in allen RGS gesetzt werden. Bereits 2007 wurden insgesamt für 25.007 
Wiedereinsteigerinnen Förderungen genehmigt. Die überwiegende Mehrheit davon betraf 
Qualifizierungsangebote (18.023), aber auch 6.154 Beschäftigungsförderungen zur Unterstüt­
zung des Wiedereinstieges. Insgesamt wurden 70,9 Millionen Euro für Wiedereinsteigerinnen 
ausbezahlt (AMS-Geschäftsbericht 2007: 32). Aufgrund des kontinuierlichen Anstieges der 
Teilnehmerinnen und der indirekten Wirkungen der 50-Prozent-Frauenbudgetquote waren es 
2017 insgesamt 35.324 Förderungen und 106 Millionen Euro ausbezahlte Fördergelder.

Trotz der langen Tradition der Unterstützung und Förderung von Wiedereinsteigerinnen 
durch das AMS zeigte sich, dass Frauen mit Betreuungspflichten vor allem aufgrund des Man­
gels an adäquaten Kinderbetreuungseinrichtungen aber auch nicht vorhandener Verkehrs­
infrastruktur weiterhin große Schwierigkeiten hatten und haben, einer (Vollzeit-)Erwerbs­
tätigkeit nachzugehen. Daher beschloss der Verwaltungsrat des AMS 2008 eine umfassende 
Strategie zur Unterstützung des Wiedereinstieges von Frauen. Treibende Kraft hinter dieser 
Wiedereinstiegsstrategie des Verwaltungsrates waren vor allem die Frauen der Interessenver­
tretung der ArbeitnehmerInnen im Verwaltungsrat gewesen.
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Zur Verbesserung des arbeitsmarktpolitischen Frauenprogrammes »Wiedereinstieg unter­
stützen« initiierte die Abteilung »Arbeitsmarktpolitik für Frauen« 2008 gemeinsam mit dem 
Service für Arbeitsuchende das Projekt »Wiedereinsteigerinnen-Beratungskompetenz in den 
RGS optimieren«. 2010 wurden daraufhin in den einzelnen RGS erstmals so genannte »WE-
RGS-Checks« durchgeführt, anhand bundeseinheitlicher Qualitätsvorgaben Verbesserungspo­
tenziale abgeleitet sowie spezifische WE-BeraterInnen eingesetzt bzw. spezifisches Beratungs-
Know-how definiert.

Zur Förderung eines möglichst frühzeitigen Wiedereinstieges nach der Elternkarenz in­
formiert das AMS in Kooperation mit den Gebietskrankenkassen seit 2013 bereits Personen 
in Elternkarenz bzw. seit 2014 schwangere Kundinnen über das Wiedereinstiegsprogramm des 
AMS. Auf Wunsch können Kundinnen des AMS ein WE-Beratungsgespräch bei WE-Expert­
Innen in der RGS führen und auch bis zum Wochengeldbezug betreut werden.

Das mehrjährige Qualifizierungsprogramm »Frauen in Handwerk und Technik« (FiT) wurde 
im Rahmen des »Arbeitsmarktpolitischen Frauenprogrammes 2006–2008« bereits im Jahr 2006 
vom AMS gestartet und seither mehrfach – derzeit bis 2020 – verlängert. Es bietet Mädchen 
und Frauen, die beim AMS vorgemerkt sind, die Möglichkeit einer Qualifizierung in techni­
schen oder handwerklichen Berufen an. Gleichzeitig sollen Betriebe ermutigt werden, Frauen 
in nicht-traditionellen Bereichen auszubilden und einzustellen. Einzigartig am Programm ist 
auch, dass neben der Möglichkeit einer Lehrausbildung der Besuch von Fachschulen, HTLs oder 
Fachhochschulen vom AMS gefördert wird. Durch den modularen Aufbau des Programmes ist 
bei neuerlicher Arbeitslosigkeit zudem ein Wiedereinstieg in das FiT-Programm möglich.

Das FiT-Programm beinhaltet Berufsorientierung, eine handwerklich-technische Rampe 
bzw. Vorqualifizierung und eine Ausbildung bis mindestens zum Lehrabschluss. Auf Basis 
der langjährigen Erfahrungen der arbeitsmarktpolitischen Frauenträger mit ähnlichen Pro­
grammen liegt zudem ein besonderer Fokus auf der durchgehenden Begleitung der teilneh­
menden Frauen.

Da für die erfolgreiche Umsetzung des FiT-Programmes die Kooperation mit Betrieben 
ganz wesentlich ist, wurden seit 2007 auch spezielle Beratungsinstrumente für Klein- und Mit­
telbetriebe erprobt. Seit 2012 ist die FiT-Unternehmensberatung in die FiT-Programmgrund­
lage integriert und bietet ein vermittlungsunterstützendes Beratungs- und Betreuungsangebot 
sowohl für Frauen als auch für Betriebe.

Die Kosten des FiT-Programmes werden  – ebenso wie das Schulungsangebot »Wie­
dereinstieg mit Zukunft« – vom Zentralkredit der BGS übernommen. Damit müssen die 
Maßnahmen in den einzelnen Bundesländern nach bundeseinheitlichen Qualitätsvorgaben 
umgesetzt werden.

Im Jahr 2007 war das FiT-Programm bereits in allen Bundesländern angelaufen. Die Qua­
litätsstandards zum Programm wurde durch parallel durchgeführte Workshops für FiT-Ver­
antwortliche der Förderabteilungen aller Bundesländer unterstützt, die in enger Zusammenar­
beit von der Abteilung »Arbeitsmarktförderung« und der Abteilung »Arbeitsmarktpolitik für 
Frauen« gestaltet werden.
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2017 haben insgesamt 5.962 Frauen eine FiT-Maßnahme begonnen. Das waren um rund 
600 Frauen mehr als im Jahr 2016. 3.981 Frauen hatten 2017 an einer vorbereitenden Pers­
pektivenerweiterung teilgenommen. 2.534 Frauen nahmen an einer handwerklich-technischen 
vorbereitenden Qualifizierung teil. 1.233 Frauen hatten 2017 eine nicht-traditionelle Ausbildung 
mit mindestens Lehrabschluss begonnen (AMS 2018b: 40). 

Ergebnisse von Evaluierungen belegen sowohl eine große Zufriedenheit der FiT-Teilneh­
merinnen mit der Ausbildung und dem durchgängigen Unterstützungsangebot als auch einen 
sehr guten Arbeitsmarkterfolg nach Beendigung einer FiT-Ausbildung.

Ab 2010 sollte das arbeitsmarktpolitische Frauenprogramm mit der Pilotierung einer 
frauenspezifischen Beratung in den Frauenberufszentren weiterentwickelt bzw. ergänzt wer­
den. Ziel der Frauenberufszentren ist die Laufbahnverbesserung arbeitsuchender Frauen durch 
Höherqualifizierung. Das Programm stellt eine Bündelung von bereits vorhandenen Angeboten 
dar und umfasst Information und Clearing, Kompetenzbilanzierung, Karrierecoaching und 
Laufbahnplanung. Auch hier sind durchgehende Beratung und Begleitung der Frauen beson­
ders wichtig. Auf Basis einer Vereinbarung zwischen Vorstand und Landesgeschäftsführer­
Innen können seit 2012 Frauenberufszentren über den Zentralkredit der BSG finanziert wer­
den. Seit 2014 stehen in allen Bundesländern Frauenberufszentren zur Verfügung.

Um die Integration von asylberechtigten Frauen in den Arbeitsmarkt und in die Gesell­
schaft zu fördern, wurde 2017 das Programm für die Frauenberufszentren um ein niederschwel­
liges Angebot, nämlich den »offenen Frauenraum« erweitert. Das Angebot richtet sich nicht 
nur an alle Teilnehmerinnen im Frauenberufszentrum, sondern auch an asylberechtigte Frauen 
oder Asylwerberinnen, die noch nicht beim AMS vorgemerkt sind.

Die Frauenberufszentren sind eine Erfolgsgeschichte: Nicht nur die BeraterInnen der RGS 
sind hochzufrieden, sondern das Angebot ist auch bei den Kundinnen des AMS sehr beliebt: 
Hatten im Jahr 2011 immerhin 1.186 Frauen das Angebot einer Laufbahnberatung genutzt, so 
waren es 2014 bereits 6.882 und 2018 sogar 11.213 (Gleichstellungsberichte 2011–2018).

»Kompetenz mit System« (KmS) ist ein weiteres Qualifizierungsprogramm, das zwar nicht 
ausschließlich Frauen zugutekommt, aber von der Abteilung »Arbeitsmarktpolitik für Frauen« 
zunächst für Frauen entwickelt worden war und von diesen auch gut angenommen wird. Es 
soll arbeitsuchenden Menschen die Möglichkeit bieten, Zeiten der (wiederkehrenden) Arbeits­
losigkeit zu nutzen, um im Rahmen modularer Schulungsbausteine grundlegende Kenntnisse 
und Fertigkeiten eines Lehrberufes und in Folge einen formalen Lehrabschluss zu erwerben. 
Basis der Schulungen ist eine Kompetenzmatrix, die alle Inhalte des gesetzlich vorgeschrie­
benen Lehrberufsbildes abbildet. Mit der entsprechenden Praxis im Berufsfeld kann die au­
ßerordentliche Lehrabschlussprüfung abgelegt werden. KmS nützt im Besonderen Frauen, 
die sich eine durchgehende längere Ausbildung nicht leisten können, in Saisonbeschäftigung 
sind oder nach vorangegangener Beschäftigung eine Höherqualifizierung anstreben. Der­
zeit wird KmS in 16 Ausbildungsbereichen angeboten. Im Jahr 2017 hatten 1.252 Personen an 
einer KmS-Ausbildung teilgenommen, davon waren 707 Frauen (Frauenanteil: 56,4 Prozent) 
(AMS 2018b: 35 f.).
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Mit dem arbeitsmarktpolitischen Frauenprogramm setzt das AMS seit vielen Jahren einen 
Schwerpunkt, um die im »Längerfristigen Plan des AMS« gesetzten Gleichstellungsziele zu 
erreichen und Mehrfachdiskriminierungen, von denen Frauen stärker betroffen sind, entge­
genzuwirken.

Damit leistet das arbeitsmarktpolitische Frauenprogramm einen Beitrag zur Erhöhung der 
Erwerbsbeteiligung von Frauen, der Reduktion der Frauenarbeitslosigkeit, zum Abbau der ge­
schlechtsspezifischen Segregation des Arbeitsmarktes und zur Verringerung der Einkommens­
unterschiede zwischen Frauen und Männern.
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Frauenspezifische Jahresziele des AMS, 1996–2018

Jahr Ziel Zielwert Istwert Ziel erreicht

1996 Arbeitsaufnahme von Frauen mit Betreuungspflichten erhöhen 28.790 28.052 nein

Anteil der Lehrstellen für Mädchen außerhalb der fünf traditionellen 
Frauenberufsgruppen erhöhen

35,0 % 36,0 % ja

1997 Integration von Berufsrückkehrerinnen in den Arbeitsmarkt min. 30.070 29.132 nein

1998 Integration von Berufsrückkehrerinnen in den Arbeitsmarkt min. 28.120 35.138 ja

darunter nach vorangegangener Qualifizierung min. 1.535 2.232 ja

1999
Erhöhung der Arbeitsmarktchancen von Frauen durch 
Qualifizierung

min. 15.742 25.821 ja

darunter aus längerer Schulung (> 3 Monate) min. 4.100 5.440 ja

2000
Erhöhung der Arbeitsmarktchancen von Frauen durch 
Qualifizierung

min. 22.140 29.248 ja

darunter aus längerer Schulung (> 3 Monate) min. 5.179 7.202 ja

2001
Erhöhung der Arbeitsmarktchancen von Frauen durch  
Aus- und Weiterbildung 

min. 7.400 10.824 ja 

2002
Erhöhung der Arbeitsmarktchancen von Frauen durch  
Aus- und Weiterbildung 

min. 12.557 14.602 ja

2003
Erhöhung der Arbeitsmarktchancen von Frauen durch  
Aus- und Weiterbildung 

min. 12.596 16.871 ja

2004
Erhöhung der Arbeitsmarktchancen von Frauen durch 
Qualifizierung 

min. 14.599 19.342 ja

2005
Wiedereinstieg erleichtern (Arbeitsaufnahmen von 
WiedereinsteigerInnen)

min. 14.401 20.595 ja

Wiedereinstieg erleichtern (Schulung von WiedereinsteigerInnen) min. 9.545 16.150 ja

2006
Wiedereinstieg erleichtern (Arbeitsaufnahmen von 
WiedereinsteigerInnen)

min. 25.424 24.383 nein

Wiedereinstieg erleichtern (Schulung von WiedereinsteigerInnen) min. 14.566 20.801 ja
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2007
Wiedereinstieg erleichtern (Arbeitsaufnahmen von 
WiedereinsteigerInnen)

min. 20.235 23.848 ja

Wiedereinstieg erleichtern (Schulung von WiedereinsteigerInnen) min. 15.841 20.433 ja

2008
Wiedereinstieg erleichtern (Arbeitsaufnahme von 
WiedereinsteigerInnen nach Schulung)

min. 3.841 6.284 ja

2009
Wiedereinstieg erleichtern (Arbeitsaufnahme und Schulung  
von WiedereinsteigerInnen)

min. 43.603 46.652 ja

Schulungen in ausgewählten Bereichen: Metall, FiT und  
regionalspezifische Qualifikation in Nachfragebereichen 

min. 10.537 15.470 ja

2010
Wiedereinstieg erleichtern (Arbeitsaufnahme und Schulung  
von WiedereinsteigerInnen)

min. 38.401 52.089 ja

Schulungen in ausgewählten Bereichen: FiT und regional
spezifische Qualifikation in Nachfragebereichen 

min. 10.808 13.340 ja

2011
Wiedereinstieg erleichtern (Arbeitsaufnahme und Schulung  
von WiedereinsteigerInnen)

min. 45.647 51.412 ja

Schulungen in ausgewählten Bereichen: FiT und regional
spezifische Qualifikation in Nachfragebereichen 

min. 1.740 2.988 ja

2012
Wiedereinstieg erleichtern (Arbeitsaufnahme und Schulung  
von WiedereinsteigerInnen)

min. 51.077 54.292 ja

Arbeitsaufnahme nach Schulung in ausgewählten Bereichen:  
FiT, Facharbeiterinnen-Intensivausbildung bzw. BMS / BHS

min. 975 1.363 ja

2013
Wiedereinstieg erleichtern (Arbeitsaufnahme und Schulung  
von WiedereinsteigerInnen)

min. 51.221 55.821 ja

Arbeitsaufnahme nach Schulung in ausgewählten Bereichen:  
FiT, Facharbeiterinnen-Intensivausbildung bzw. BMS / BHS

min. 939 1.735 ja

2014
Wiedereinstieg erleichtern: Arbeitsaufnahmen von 
WiedereinsteigerInnen 

min. 22.030 21.483 nein

Wiedereinstieg erleichtern: Schulung von WiedereinsteigerInnen min. 28.161 30.078 ja

Schulung in ausgewählten Bereichen: FiT, Facharbeiterinnen-
Intensivausbildung bzw. BMS / BHS

min. 4.571 5.559 ja

Arbeitsaufnahmerate nach diesen Schulungen, Frauen min. 53,1 % 53,3 % ja

2015
Wiedereinstieg erleichtern (Arbeitsaufnahme und Schulung  
von WiedereinsteigerInnen)

min. 51.500 53.694 ja

Arbeitsaufnahme nach Qualifizierung in ausgewählten Bereichen: 
FiT, Facharbeiterinnen-Intensivausbildung bzw. BMS / BHS

min. 1.957 2.012 ja

2016 50 % der Fördermittel für Frauen verwenden 50,0 % 46,5 % nein

2017 50 % der Fördermittel für Frauen verwenden 50,0 % 47,5 % nein

2018 50 % der Fördermittel für Frauen verwenden 50,0 % 50,5 % ja

Quelle: AMS-Geschäftsberichte 1996–2018
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Frauenreferentinnen bzw. »Gleichstellungsbeauftragte 
Arbeitsmarkt«, 1994–2019

Frauenreferentinnen bzw. »Gleichstellungsbeauftragte Arbeitsmarkt«, LGS

Burgenland
Roswitha Mali, Gerti Prückler, Renate Vouillarmet-Winkler (seit 2018)

Kärnten
Christine Perner, Ingrid Manthei (seit 2019)

Niederösterreich
Ottilie Kritsch, Maria Pfleger, Maria Aigner (seit 1998)

Oberösterreich
Christine Dürrer-Roithner, Barbara Prammer, Petra Lehner, Sabine Berger, Gabriele Hirsch 
(seit 2004)

Salzburg
Herta Raphaelis, Angelina Berndorfer (seit 2002)

Steiermark
Herta Kindermann-Wlasak, Renate Frank, Christina Lind, Gabriele Legat (seit 2013)

Tirol
Gabi Dallinger-König, Katja Gander (seit 2018)

Vorarlberg
Elisabeth Krepelka, Gabi Willy, Arianna Winder, Kamila Simma, Brigitta Bernegger (seit 2019)

Wien
Veronika Azizi-Burkhart, Gesine Muschl, Iris Appiano-Kugler, Monika Peitsch (seit 2006)

Abteilung »Arbeitsmarktpolitik für Frauen« (FRA) in der Bundesgeschäfts-
stelle (BGS)

Renate Schopf, Gabi Beidl, Gerti Flach, Hilde Stockhammer (seit 1993), Eva Egger, Pauline 
Pointner, Martina Maurer (seit 2008), Margot Puck (seit 2009), Sarah Galehr (KU), Elisabeth 
Bendedikter, Viktoria Spielmann (seit 2015), Ina Freudenschuss (seit 2018)
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Abkürzungsverzeichnis

AÄ	 Arbeitsämter
AMS	 Arbeitsmarktservice
AMSG	 Arbeitsmarktservice-Gesetz
AMV	 Arbeitsmarktverwaltung
BGS	 Bundesgeschäftsstelle
BHS	 Berufsbildende höhere Schule
BMAS	 Bundesministerium für Arbeit und Soziales
BMASGK	 Bundesministerium für Arbeit, Soziales, Gesundheit und Konsumentenschutz
BMASK	 Bundesministerium für Arbeit, Soziales, und Konsumentenschutz
BMS	 Berufsbildende mittlere Schule
BSC	 Balance-Score-Card
DLU	 Beihilfe zur Deckung des Lebensunterhaltes 
EFQM	 European Foundation for Quality Management
ESF	 Europäischer Sozialfonds
EU	 Europäische Union
FBZ	 Frauenberufszentren
FiT	 Frauen in Handwerk und Technik
FRA	 Abteilung »Arbeitsmarktpolitik für Frauen«
GBA	 Gleichstellungsbeauftragte Arbeitsmarkt
GBB	 Gleichstellungsbeauftragte Beschäftigte
GKK	 Gebietskrankenkasse
GM	 Gender Mainstreaming
GMAss	 GM-Assessment
HTL	 Höhere Technische Lehranstalt
KmS	 Kompetenz mit System
KUA	 Beihilfen bei Kurzarbeit und bei Kurzarbeit mit Qualifizierung
LAA	 Landesarbeitsämter
LGS	 Landesgeschäftsstelle
LO	 Landesorganisation
MBO	 Management by Objectives
RGS	 Regionale Geschäftsstelle
SfA	 Service für Arbeitsuchende
SfU	 Service für Unternehmen
SOL	 Beihilfe zum Solidaritätsprämienmodell
VFQ	 Gesellschaft für Frauen und Qualifikation GmbH
WE	 Sonderprogramm für Wiedereinsteigerinnen
WKÖ	 Wirtschaftskammer Österreich
ZAM	 Zentren für Ausbildungsmanagement
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Mit dem vorliegenden Bericht »30 Jahre Arbeitsmarktpolitik für Frauen in Öster-
reich«, der im Auftrag der Abteilung »Arbeitsmarktpolitik für Frauen« des Arbeits-
marktservice (AMS) im Jahr 2019 von der Forschungs- und Beratungsstelle 
Arbeitswelt (FORBA) realisiert wurde, wird die überaus beeindruckende und er-
folgreiche Geschichte der Gleichstellung und Frauenförderung des AMS im In-
teresse der Kundinnen nachgezeichnet. Der Fokus liegt einerseits auf der Be-
arbeitung der Entwicklung der institutionellen Verankerung von Gleichstellung 
und Frauenförderung in der österreichischen Arbeitsmarktpolitik. Andererseits 
werden inhaltliche Veränderungen und Kontinuitäten des arbeitsmarktpolitischen 
Frauen programmes seit Ende der 1980er-Jahre, so insbesondere im Hinblick 
auf die Zielgruppen, die Ziele der Gleichstellungspolitik und die jeweils gesetzten 
Maß nahmen des AMS, dargestellt.

www.ams-forschungsnetzwerk.at
… ist die Internet-Adresse des AMS Österreich 

für die Arbeitsmarkt-, Berufs- und Qualifikationsforschung
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